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i.d.(g.)F.

Mill.
Nr.
OECD

PC
RH
S.
usSD

Weitere Abkiirzungen sind bei der erstmaligen Erwdhnung im Text angefiihrt.

Absatz

Aktiengesellschaft

Artikel

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

Bundesgesetzblatt

Bruttoinlandsprodukt

Bundeskanzleramt

Bundesministerium...

flir auswirtige Angelegenheiten

fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur
fiir Finanzen

fiir Inneres

fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft

fiir 6ffentliche Leistung und Sport

fiir Landesverteidigung

fiir Verkehr, Innovation und Technologie
fiir Wirtschaft und Arbeit

fiir wirtschaftliche Angelegenheiten

fiir 6ffentliche Wirtschaft und Verkehr
Bundes—Verfassungsgesetz

Elektronische Datenverarbeitung
Européische Gemeinschaft
Europiische Union

Euro

Européische Wirtschaftsgemeinschaft

Gesellschaft mit beschriankter Haftung

Informationstechnologie
in der (geltenden) Fassung

Million(en)
Nummer

Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Personalcomputer
Rechnungshof
Seite

US-Dollar

Ziffer
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Vorbemerkungen

Vorlage an den Nationalrat

Der RH berichtet dem Nationalrat gemiB Art. 126d Abs. 1 zweiter Satz
B-VG nachstehend tiber die Ergebnisse der von ihm durchgefiihrten Ge-
barungsiiberpriifungen.

Darstellung der Priifungsergebnisse

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam-
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der
zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren Beurteilung durch den
RH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der iiberpriiften Stelle
(Kennzeichnung mit 3 und im Kursivdruck) sowie die allfallige Gegen-
duBerung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinander gereiht. Das in
diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmén-
nische Auf- und Abrundungen.

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Griinden der
Ubersichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts-
form gewihlt und gelten gleichermaBen fiir Frauen und Ménner.

Der vorliegende Bericht des RH ist nach der Vorlage an den Natio-
nalrat Giber die Website des RH , http://www.rechnungshof.gv.at“ ver-
fligbar.
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Nationalrates

Nationalfonds der Republik Osterreich fiir Opfer
des Nationalsozialismus

Der im Jahr 1995 errichtete Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus wickelte auf rasche und unbiiro-
kratische Weise Gestezahlungen und ab dem Jahr 2001 auch Ent-
schidigungsleistungen an Opfer des Nationalsozialismus ab. Bis
Ende 2003 erfolgten rd. 48.500 dieser Individualleistungen und
215 Projektforderungen in Hohe von insgesamt 306,82 Mill. EUR.

Der Nationalfonds erbrachte bis Ende 2003 in rd. 29.200 Fillen
Gestezahlungen in Hohe von jeweils 5.087 EUR. 93 0o der dafiir
getitigten Gesamtauszahlungen von 148,41 Mill. EUR erfolgten in
den Jahren zwischen 1995 und 1999.

Der Nationalfonds leistete weiters ab 2001 pauschale Entschadi-
gungsleistungen in Hohe von jeweils 7.630 EUR bzw. 7.000 USD
zur endgiiltigen Abgeltung von Bestandrechten an Wohnungen
und gewerblichen Geschaftsriumlichkeiten, Hausrat sowie person-
lichen Wertgegenstinden. Dem Fonds wurde dazu aus dem Bun-
desbudget der Euro-Gegenwert von 150 Mill. USD iiberwiesen. Bis
Ende 2003 erfolgten rd. 19.300 Auszahlungen im Gesamthetrag
von 149,07 Mill. EUR.

Um moglichst viele Antragsberechtigte zu erreichen, trat der Natio-
nalfonds aktiv an betroffene Personen heran und leistete intensive
Hilfestellung bei der Einbringung der Leistungsantrige.

Im Zuge der Leistungszuerkennung nahm das Komitee des Natio-
nalfonds eine Erweiterung der Auslegung des im Gesetz normierten
Opferbegriffs vor, die zusammen mit der Einrichtung eines Hérteaus-
gleichsfonds aus Projektmitteln zu einer Ausweitung des Kreises der
Leistungsempfianger fiihrte.

Bis Ende 2003 erfolgten 215 Projektférderungen in Hohe von
9,34 Mill. EUR. Der Schwerpunkt der Forderung lag auf sozial-
medizinischen Projekten sowie dem Gedenken und der Erinnerung
dienenden Projekten. Der RH empfahl Verbesserungen bei der admi-
nistrativen Abwicklung der Projektforderung und bei der Abrech-
nungskontrolle der Projekte.
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Die durchschnittlichen Verwaltungsaufwendungen des Fonds lagen
von 1995 bis einschlieBlich 2003 bei nur rd. 2 % der Transferleis-
tungen; mit riickgingigen Fallzahlen ist der Anteil zuletzt jedoch
deutlich angestiegen.

Rund die Hilfte der Verwaltungsaufwendungen betraf den Personal-
aufwand fiir die fix angestellten Mitarbeiter des Fonds. In der Per-
sonalverwaltung, z.B. bei der Erstellung der Dienstvertrige, stellte
der RH Mingel fest.

Die Zuordnung der Verwaltungsaufwendungen zu den einzelnen
Teilbereichen des Nationalfonds und die Abgrenzung zu den Auf-
wendungen fiir den Allgemeinen Entschiddigungsfonds folgten kei-
nem durchgingigen System.

Bei der Mittelveranlagung erzielte der Nationalfonds grundsétzlich
gute Konditionen. Thm entgingen jedoch Zinsertrage, weil die Ver-
anlagung der Fondsmittel in den ertragreicheren Termineinlagen
zeitlich nicht liickenlos erfolgte.

Die Finanzgebarung des Fonds erfolgte nach dem Vier-Augen-Prin-
zip. Die eingerichtete begleitende Kontrolle erhéhte die Gebarungs-
sicherheit, sollte jedoch deutlicher von operativen Tatigkeiten abge-
grenzt werden.
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Nationalrat ‘

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

Nationalrat 5

13 von 201



14 von 201 111-159 der Beilagen XXII. GP - Bericht - Hauptdokument

Priifungsablauf und 1 Der RH uberpriifte von Februar bis April 2004 die Gebarung des Nati-

—-gegenstand onalfonds der Republik Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus
(Nationalfonds) und die Gebarung des Allgemeinen Entschiddigungs-
fonds der Republik Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus (Ent-
schadigungsfonds) sowie die MaBnahmen zur Naturalrestitution im
Rahmen einer gemeinsamen Priifung, weil zwischen den beiden Fonds
iiber gemeinsame Organe und einen teilweise gemeinsamen Geschéfts-
apparat eine enge Verflechtung gegeben war.

6 Nationalrat
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Entstehung,
Aufgaben und
*nanzielle
Grundlagen

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

Priifungsschwerpunkte beim Nationalfonds bildeten die Abwicklung
der Individualleistungen und der Projektfinanzierungen sowie Teilbe-
reiche der Fondsadministration (Personalverwaltung, Finanzgebarung,
interne Kontrollsysteme). Der Priifungszeitraum reichte grundsitzlich
von 1995 bis Ende 2003.

Zu den im September 2004 zugeleiteten Prifungsmitteilungen nahm
der Nationalfonds im November 2004 Stellung. Der RH erstattete seine
GegenduBerung im Februar 2005.

2 Mit der Errichtung des Nationalfonds im Jahr 1995 brachte die Repub-

lik Osterreich die moralische Mitverantwortung fiir das den Menschen
in Osterreich durch den Nationalsozialismus zugefiigte Leid zum Aus-
druck. Der beim Nationalrat eingerichtete Fonds sollte auf eine mog-
lichst rasche und unbiirokratische Art und Weise individuelle finanzi-
elle Leistungen an Opfer des Nationalsozialismus erbringen. Dartiber
hinaus sollten auch Projekte unterstiitzt werden, die Opfern des Nati-
onalsozialismus zugute kamen oder mit dem Gedenken an diese Opfer
im Zusammenhang standen.

Dem Nationalfonds wurde 1998 weiters die Erbringung von Leistungen
an Opfer des Nationalsozialismus aus den von der Deutschen Reichs-
bank geraubten Goldbestinden (so genanntes ,Raubgold®) und aus der
Verwertung jener Kunstgegenstinde, die nicht riickiibereignet werden
konnten, libertragen.

Verhandlungen zur Regelung noch offener Fragen im Zusammenhang
mit der Restitution fiithrten zum Washingtoner Abkommen vom 17. Jian-
ner 2001. Demnach sollte unter anderem ein Betrag von 150 Mill. USD
zur Entschidigung von Bestandrechten an Wohnungen und Betrieben,
von Hausrat und von persénlichen Wertgegenstinden iiber den Nati-
onalfonds beschleunigt an noch lebende, aus Osterreich stammende
Opfer ausbezahlt werden (Entschddigungsleistungen gemaB § 2b des
Nationalfondsgesetzes).

Organe des Nationalfonds sind das Kuratorium mit dem Prisidenten
des Nationalrates als Vorsitzendem, das Komitee und die Generalse-
kretdrin. Das Kuratorium erlief eine Geschiftsordnung, eine Finanz-
ordnung sowie fiir die jeweiligen Leistungsbereiche Richtlinien fiir die
Zuerkennung von Leistungen.
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Leistungen des
Nationalfonds

4.1

Die wesentliche finanzielle Grundlage des Nationalfonds bildeten
Zuwendungen des Bundes. Weiters wurde dem Nationalfonds vom
Internationalen Fonds fiir Opfer des Nationalsozialismus der Anteil
Osterreichs am Raubgold iiberwiesen. Aus Mittelveranlagungen erzielte
der Nationalfonds erhebliche Zinsertrige. Seit seiner Errichtung im
Jahr 1995 bis zum Jahr 2003 sind dem Nationalfonds folgende Mit-
tel zugeflossen®:

in Mill. EUR
Zuwendungen Bund Nationalfonds 154,96
Zuwendungen Bund § 2b Nationalfondsgesetz 178,87
Raubgoldmittel 7,93
Zinsertrage 7,85
Sonstige Ertrage 0,81
Summe 350,42

* ohne saldenneutrale Verrechnungen zwischen den Teilbereichen (Verrechnungskrei-
sen) des Fonds fiir den Verwaltungsaufwand

Das Nationalfondsgesetz sieht die Erbringung von Leistungen an aus
Osterreich stammende Opfer des Nationalsozialismus vor, die vom
nationalsozialistischen Regime aus politischen Griinden, aus Griinden
der Abstammung, Religion, Nationalitit, sexuellen Orientierung, auf-
grund einer korperlichen oder geistigen Behinderung oder aufgrund
des Vorwurfes der so genannten Asozialitit verfolgt oder auf andere
Weise Opfer typisch nationalsozialistischen Unrechts geworden sind
oder das Land verlassen haben, um einer solchen Verfolgung zu ent-
gehen.

Um moglichst viele Antragsberechtigte zu erreichen und diese bei
der Einreichung zu unterstiitzen, setzte der Nationalfonds eine Reihe
begleitender MaBnahmen. So trat er aktiv an betroffene Personen
heran und leistete intensive Hilfestellung bei der Einbringung der
Leistungsantrige. Insgesamt erfolgten Auszahlungen in 70 verschie-
dene Linder.

Im Zuge der Leistungszuerkennung hat das Komitee des Nationalfonds
mehrfach eine erweiterte Interpretation des Opferbegriffs des National-
fondsgesetzes vorgenommen und zusitzliche, zunichst nicht beriick-
sichtigte Personenkreise (z.B. Mischlinge ersten Grades, Witwen und
Hinterbliebene von Justifizierten, von in Haft oder im Konzentrations-
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Gestezahlungen

4.2

4.3

5.1

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

lager Verstorbenen, Partisanen, ,,Spiegelgrundkinder”) als anspruchsbe-
rechtigt anerkannt. Die Organe des Fonds gingen nach dem Konsens-
prinzip vor und fassten durchwegs einstimmige Beschliisse.

Nach Einschitzung des RH war der Nationalfonds seinem Selbstver-
stdndnis entsprechend um eine moglichst entgegenkommende Vor-
gangsweise gegeniiber den Antragstellern bemiiht und konnte mit
seinen Unterstiitzungsleistungen einen sehr hohen Anteil der antrags-
berechtigten Personen erreichen.

Der Nationalfonds erfiillte somit den gesetzlichen Auftrag einer raschen,
unbiirokratischen und respektvollen Abwicklung der Leistungen an die
Opfer des Nationalsozialismus. Da wesentliche Aufgaben bereits weit-
gehend erfiillt sind, sollten rechtzeitig Uberlegungen zur beabsichtig-
ten weiteren Ausrichtung des Fonds angestellt werden.

Der Nationalfonds sagte dies zu.

Die vom Kuratorium beschlossenen Richtlinien legten einen fiir
alle Opfer des Nationalsozialismus gleich hohen Grundbetrag von
5.087 EUR als so genannte Gestezahlung in Anerkennung ihrer Eigen-
schaft als Opfer des Nationalsozialismus fest. Fiir Personen, die in
besonderer Weise der Hilfe bedurften, sahen die Richtlinien Auszah-
lungen bis zur Hohe des dreifachen Grundbetrages vor.

Im Mai 1999 beschloss das Kuratorium die Einrichtung eines Harteaus-
gleichsfonds aus Projektmitteln, um iiber die gesetzlich vorgesehenen
Moéglichkeiten hinaus Opfer des Nationalsozialismus zu unterstiitzen.
Folgende Zahlungen wurden bis zum Jahr 2003 geleistet:

Anzahl der Betrag

Gestezahlungen in Mill. EUR
Grundbetrige 28.770 146,34
Zweit- und Drittauszahlungen 338 1,73
Harteausgleichsfonds 66 0,34
Summe 29.174 148,41
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Zweit- und
Drittauszahlungen
bei besonderer
Hilfsbediirftigkeit
(Hartefalle)

10

5.2

6.1

6.2

6.3

Von insgesamt rd. 31.500 Antridgen wurden rd. 29.200 Fille positiv
erledigt. Die Gesamtauszahlungen in Héhe von 148,4 Mill. EUR erfolg-
ten zu 93 % in den Jahren zwischen 1995 und 1999, danach gingen
die Antrége bis zum Jahr 2001 deutlich zuriick. PublizitditsmafBnah-
men im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Entschidigungsfonds
fiihrten zu einem leichten Wiederanstieg in den beiden Folgejahren,
dieser war jedoch mit einer starken Zunahme jener Antrige verbun-
den, welche die gesetzlichen Erfordernisse nicht erfiillten und daher
abgelehnt werden mussten.

Der RH stellte fest, dass das Kuratorium in Auslegung des gesetzlichen
Rahmens einen fiir alle Antragsteller gleich hohen symbolischen Zuer-
kennungsbetrag als Grundbetrag festlegte, der als moralische Anerken-
nung der Opfer des Nationalsozialismus zu betrachten war und nicht
nach dem Grad des erlittenen Schadens oder nach sonstigen Kriterien
differenzierte.

Nach Ansicht des RH gewihrleistete diese Vorgangsweise eine rasche,
flexible und unbiirokratische Abwicklung, die dem hohen Lebensalter
der Antragsteller Rechnung trug. Neuantrige sind trotz unbefristeter
Antragsmoglichkeit nur mehr in beschrianktem Umfang zu erwarten.

Fiir Personen, die im Einzelfall glaubhaft machen konnten, einer beson-
deren Hilfe zu bediirfen, waren Auszahlungen bis zum dreifachen
Grundbetrag vorgesehen. In den Jahren 1996 bis 2003 wurden ins-
gesamt 338 Mehrfachauszahlungen (297 Zweit- und 41 Drittauszah-
lungen) im Gesamtbetrag von 1,73 Mill. EUR geleistet. Dies entsprach
rd. 1,2 % der gesamten Gestezahlungen. Der Fonds orientierte sich an
bestimmten Einkommensobergrenzen, dariiber hinaus bestanden keine
eindeutigen Zuerkennungsrichtlinien.

Der RH stellte fest, dass der Nationalfonds mit der Moglichkeit der
Zuerkennung von Zweit- und Drittauszahlungen entsprechend der
Intention des Gesetzgebers ein Instrumentarium zur Beriicksichtigung
der Lebenssituation und sozialen Lage des Antragstellers geschaffen
hatte. Er wies jedoch darauf hin, dass klarere interne Zuerkennungs-
richtlinien fiir die Behandlung von Hirteféllen die Entscheidungen im
Einzelfall erleichtern und transparenter machen wiirden.

Der Nationalfonds teilte mit, dass bereits Richtlinien fiir die Zuerken-
nung von Zweit- und Drittzahlungen beschlossen worden seien.
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Entschadigungs-
leistungen nach

§ 2b des National-
fondsgesetzes

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

7.1 Der Nationalfonds leistete in Umsetzung des Washingtoner Abkom-

mens ab 2001 weiters pauschale Entschddigungsleistungen fiir Opfer
des Nationalsozialismus in Hohe von jeweils 7.630 EUR bzw. 7.000 USD
zur endgiiltigen Abgeltung von Bestandrechten an Wohnungen und
gewerblichen Geschéftsraumlichkeiten, Hausrat und personlichen Wert-
gegenstinden. Dem Fonds wurde zu diesem Zweck in den Jahren 2001
und 2002 ein Betrag von insgesamt 178,87 Mill. EUR vom Bund iiber-
wiesen, der dem Gegenwert von 150 Mill. USD entsprach.

Eine im Gesetz vorgesehene Hérteklausel ermoglichte Zahlungen an
Personen, die zwar nicht alle Voraussetzungen zur Leistungsberechti-
gung erfiillten, deren Ablehnung aber eine besondere Hérte dargestellt
hétte. Bis Ende 2003 erfolgten rd. 19.300 Auszahlungen im Gesamt-
betrag von 149,07 Mill. EUR, die sich wie folgt verteilten:

Anzahl der Betrag
Gestezahlungen in Mill. EUR
Grundbetrige 19.245 148,34
Hartefille 100 0,73
Summe 19.345 149,07

Die zeitliche Befristung fiir die Antragseinreichung wurde vom Kura-
torium mehrfach, zuletzt bis zum 30. Juni 2004 erstreckt. Nach der
gesetzlichen Regelung ist ein allenfalls verbleibender Restbetrag zu
gleichen Teilen auf die Leistungsberechtigten aufzuteilen.

7.2 Der RH stellte fest, dass die im Gesetz und den Richtlinien verankerte

pauschale Abgeltung der Verluste, die nicht auf den konkreten Wert des
entzogenen Vermogens abstellte, eine rasche Abwicklung sehr erleich-
terte. Zusammen mit der Anerkennung einer Anspruchsberechtigung
fiir alle Haushaltsmitglieder kam den Zahlungen neben der Entschi-
digungsfunktion auch der Charakter einer Gestenleistung zu.

Der RH empfahl, die nach Ende der Einreichfrist noch offenen Antrige
gemiB § 2b des Nationalfondsgesetzes moglichst rasch zu erledigen,
um diesen Aufgabenbereich durch die Auszahlung des Restbetrages
endgiiltig abschlieBen zu kénnen.

7.3 Der Nationalfonds teilte dazu mit, dass das Kuratorium im Septem-

ber 2004 die Auszahlung des verbliebenen Restbetrages beschlossen und
den Auszahlungsbetrag fiir die Zweitauszahlung mit 1.000 EUR pro
Leistungsberechtigtem festgelegt habe. Neben der Erledigung der offenen
Antrige wurde 2004 bereits mit den Zweitauszahlungen begonnen.
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Projektforderungen

12

8.1

8.2

8.3

Der Nationalfonds forderte gemaB seinem gesetzlichen Auftrag Pro-
jekte, die Opfern des Nationalsozialismus zugute kamen, der wissen-
schaftlichen Erforschung des Nationalsozialismus und des Schicksals
seiner Opfer dienten, die an das nationalsozialistische Unrecht erin-
nerten sowie das Andenken an die Opfer bewahrten.

Die Unterstiitzung von 215 Projekten bis Ende 2003 in Hohe von
9,34 Mill. EUR wurde iiberwiegend aus den Raubgoldmitteln finanziert
und betraf ein breites inhaltliches Spektrum mit dem Schwerpunkt auf
sozial-medizinischen Projekten sowie dem Gedenken und der Erinne-
rung dienenden Projekten. Die Zuschusshohe lag im Durchschnitt bei
43.500 EUR, bei der Hélfte aller Projekte unter 11.000 EUR.

Der Nationalfonds strebte grundsitzlich eine gemeinsame Férderung
mit anderen Institutionen an. Bei rd. 80 % der Projekte erging die
Forderung an einen osterreichischen Projekttriger. Zwei Projektfi-
nanzierungen betrafen eine vom Nationalfonds selbst herausgege-
bene Broschiire sowie die Beschaffung von Unterlagen zur Antrags-
bearbeitung.

Im Mirz 2004 beschloss das Komitee interne Projektférderungsrichtli-
nien, die auf der bisherigen Férderungspraxis basierten. Bauvorhaben
wollte der Nationalfonds kiinftig ebenso wie den laufenden Betrieb von
sozialen oder medizinischen Einrichtungen nicht mehr fordern.

Im Interesse einer transparenten und nachvollziehbaren Fordertitig-
keit anerkannte der RH die Erarbeitung interner Projektforderungs-
richtlinien, die bereits zu einem fritheren Zeitpunkt zweckmifBig gewe-
sen wire. Der RH empfahl deren Bekanntmachung und die moglichst
strikte Einhaltung der darin angefiihrten Einschrinkungen hinsicht-
lich des Férderungsgegenstandes.

Eine Mitfinanzierung lediglich geringer Gesamtkostenanteile eines Vor-
habens sollte nur in Ausnahmefillen erfolgen. Bei den zwei angefiihr-
ten Projektfinanzierungen wire nach Ansicht des RH eine Zuordnung
zum Verwaltungsaufwand des Fonds sachgerechter gewesen.

Laut Stellungnahme des Nationalfonds habe sich die Projektforde-
rung sukzessive entwickelt, weshalb die Erarbeitung der Projektforde-
rungsrichtlinien erst spiter erfolgt sei. Eine Bekanntmachung werde
im Internet erfolgen. Der Nationalfonds sei bei beschrinktem Forde-
rungsbudget an der Durchfiihrung vieler Projekte in unterschiedlichen
Bereichen interessiert.
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9.1 Grundlage der Projektférderung bildete das Férderungsansuchen, das

9.2

9.3

auch als Projektvertrag diente, zumal kein gesonderter vom Fonds
unterschriebener Férderungsvertrag ausgefertigt wurde. Projektanga-
ben wurden vom Fonds teilweise doppelt eingefordert. Die Auszah-
lung der gesamten Forderung erfolgte grundsétzlich in einem Betrag
nach Vorlage der Projektunterlagen.

Die Projektbearbeitung und die Abrechnungskontrolle der widmungs-
gemiBen Verwendung der Projektmittel erfolgten durch dieselbe Sach-
bearbeiterin.

Nach Auffassung des RH sollte sich die administrative Abwicklung
der Projektférderungen stirker an den Allgemeinen Rahmenrichtli-
nien fiir die Gewadhrung von Forderungen aus Bundesmitteln (BGBI. 11
Nr. 51/2004) orientieren.

Der RH regte an, fiir die Projektfinanzierungen Musterforderungsver-
trage zu erarbeiten und die geférderten MaBnahmen in den Férderungs-
vertrigen moglichst genau zu spezifizieren, um bei der Abrechnung
den Nachweis der widmungsgemaBen Verwendung der Férderungsmit-
tel zu erleichtern. Die Auszahlung sollte verstirkt von der endgiiltigen
Konkretisierung des Projekts, dem Vorliegen aller Férderungszusagen
und dem konkreten Mittelbedarf abhidngig gemacht werden.

Der RH empfahl weiters eine personelle Trennung von Projektbe-
arbeitung und Abrechnungskontrolle sowie Verbesserungen bei der
Abrechnungskontrolle (bessere Dokumentation, Originalbelege als Ver-
wendungsnachweis, Ermittlung einer allfilligen Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung).

Laut Stellungnahme des Nationalfonds werde den Empfehlungen des

RH zur administrativen Abwicklung der Projektforderungen Rechnung
getragen.
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10.2
10.3
Zuordnung der 11.1
Verwaltungs-
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11.2

14

Der Verwaltungsaufwand des Nationalfonds betrug im Jahr 2003
1,11 Mill. EUR. Davon betraf rund die Hélfte den Personalaufwand fiir
die fix angestellten Mitarbeiter. Der durchschnittliche Verwaltungsauf-
wand iiber den gesamten Betrachtungszeitraum 1995 bis einschlieB3-
lich 2003 lag bei rd. 2 % der Transferleistungen des Fonds. Mit der
zuriickgehenden Anzahl an Gestezahlungen und Entschidigungsleis-
tungen stieg der Anteil der Verwaltungsaufwendungen trotz eines abso-
luten Riickganges um rd. 150.000 EUR von 1,50 % im Jahr 2002 auf
11,13 % im Jahr 2003.

Es war dem Nationalfonds gelungen, den Verwaltungskostenanteil ins-
besondere in den Jahren mit starker Antragsaktivitit niedrig zu halten.
Der RH wies auf den mit den gesunkenen Transferleistungen einher-
gehenden deutlichen Anstieg hin und hielt dazu fest, dass im Hinblick
auf die abnehmende Antragsanzahl einer vorausschauenden Personal-
planung mit einer raschen und flexiblen Anpassung der Kosten beson-
dere Bedeutung zukommt.

Laut Mitteilung des Nationalfonds werde er der Personalplanung, dem
Personaleinsatz sowie der Entwicklung des Verwaltungsaufwandes
besondere Aufmerksamkeit widmen.

Die Erfassung der Transferleistungen des Nationalfonds erfolgte in
eigenen Verrechnungskreisen (Nationalfonds, Internationaler Fonds
fiir Opfer des Nationalsozialismus (Raubgold) und Entschidigungs-
zahlungen gemiB § 2b des Nationalfondsgesetzes); der Verwaltungs-
aufwand wurde hingegen nicht aufgeteilt, sondern insgesamt im Ver-
rechnungskreis Nationalfonds erfasst.

In den Jahren 2001 und 2002 erfolgte ein nach budgetédren Erforder-
nissen bestimmter Zuschuss zum Verwaltungsaufwand aus Veranla-
gungszinsen des Verrechnungskreises fiir Entschidigungszahlungen
gemaB § 2b des Nationalfondsgesetzes.

Die Abgrenzung zu den Aufwendungen fiir den personell und orga-
nisatorisch eng verflochtenen Entschiddigungsfonds war bei mehreren
Aufwandspositionen nicht durchgehend schliissig begriindet.

Die Zuordnung der Verwaltungsaufwendungen zu einzelnen Teilberei-
chen des Nationalfonds und zum Allgemeinen Entschidigungsfonds
folgte keinem durchgingigen System; den gesetzlichen Bestimmun-
gen war jedoch keine sehr klare Abgrenzungsleitlinie fiir das Tragen
des Verwaltungsaufwandes zu entnehmen.
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11.3

11.4

12.1

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

Der RH empfahl, die administrativen Kosten entsprechend dem Grund-
satz der Kostenwahrheit moglichst schliissig und verursachungsge-
recht den einzelnen Teilbereichen des Nationalfonds bzw. dem Ent-
schidigungsfonds zuzurechnen. Soweit gesetzlich begriindet Kosten
des Entschadigungsfonds aus dem Budget des Nationalfonds bestrit-
ten werden, wiren transparente Zahlungsstrome zwischen den bei-
den Fonds vorzusehen.

Der Nationalfonds wies darauf hin, dass sich in den gesetzlichen
Bestimmungen fiir den Nationalfonds keine Hinweise auf eine geson-
derte Verrechnung des Verwaltungsaufiwandes in unterschiedlichen Ver-
rechnungskreisen finden wiirden. Die vom RH empfohlene Aufteilung
zwischen Nationalfonds und Allgemeinem Entschidigungsfonds ent-
spreche den bestehenden Intentionen, sei aber aufgrund der Vernet-
zung zwischen den beiden Fonds nur in sehr kleinen Bereichen mog-
lich.

Der RH sah seine Vorschldge in den gesetzlichen Bestimmungen gedeckt
und verwies auf eine genaue Verrechnungsmoglichkeit gerade bei gro-
Beren Aufwandspositionen.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen betreffen grundsitzlich auch den
Allgemeinen Entschadigungsfonds, weil eine einheitliche Personal-
verwaltung erfolgte und Mitarbeiter zwischen den Fonds wechselten
bzw. anteilsmiBig Leistungen erbrachten.

Beide Fonds beschiftigten zur Erledigung ihrer Aufgaben sowohl fix
angestellte Mitarbeiter als auch freie Dienstnehmer. Die Angestellten-
zahl (Jahresdurchschnitt in Vollbeschiftigungsaquivalenten) des Nati-
onalfonds stieg auf 20 Mitarbeiter im Jahr 2001 an und sank bis 2003
wieder auf 15 Mitarbeiter ab. Dabei wurden Angestellte des National-
fonds in den Personalstand des Entschddigungsfonds iibernommen.

Trotz sinkender Mitarbeiteranzahl blieben die Personalkosten beim
Nationalfonds zwischen 2001 und 2003 mit rd. 570.000 EUR konstant,
wodurch sich h6here durchschnittliche Personalkosten pro Mitarbeiter
ergaben. Die Generalsekretirin war als Beamtin dem Planstellenbe-
reich der Parlamentsdirektion zugeordnet. Ihre Beziige schienen nicht
im Rechnungsabschluss des Fonds auf.
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12.2

12.3

13.1

13.2

Der RH hob das durchwegs groe Engagement der Mitarbeiter hervor.
Der Anstieg bei den Personalkosten pro Mitarbeiter war nach den Fest-
stellungen des RH vor allem auf eine im Jahr 2003 erfolgte Neuberech-
nung des Vorriickungsstichtages, eine Aufwertung von Arbeitspldtzen
und die Beschéftigung hoher qualifizierter Mitarbeiter zuriickzufiihren.
Der RH empfahl, die Gehélter der Generalsekretédrin der Parlamentsdi-
rektion zu refundieren und im Verwaltungsaufwand des Fonds auszu-
weisen.

Der Nationalfonds wird sich diesbeziiglich mit der Parlamentsdirek-
tion ins Einvernehmen setzen.

Die Mitarbeiter der beiden Fonds waren Privatangestellte nach dem
Angestelltengesetz, auf deren Dienstverhiltnisse gemaB der Finanzord-
nung des Nationalfonds das Vertragsbedienstetengesetz 1948 sinnge-
maB anzuwenden war. Die Dienstvertrdge nahmen aber ausschlieBlich
auf das Angestelltengesetz Bezug und waren teilweise nicht aktuali-
siert.

Fir die Entlohnung wurden Gehaltsansidtze des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 herangezogen, dort vorgesehene Vordienstzeitenan-
rechnungen erfolgten jedoch nur in Einzelfillen bzw. generell erst ab
Juli 2003. Einige Mitarbeiter verlangten daher Gehaltsnachzahlun-
gen.

Hohe Uberstundenleistungen fiihrten zu einer grofen Anzahl von offe-
nen Zeitausgleichsstunden, deren Auszahlung vom Fonds aus Kapa-
zitdtsgriinden erwogen wurde. Die Abfertigungsanspriiche der Mitar-
beiter betrugen per 31. Mérz 2004 fiir den Bereich des Nationalfonds
rd. 50.800 EUR und fiir den Bereich des Allgemeinen Entschidigungs-
fonds rd. 27.800 EUR.

Der RH empfahl, eindeutige Festlegungen fiir die auf Dienstverhéltnisse
anzuwendenden rechtlichen Regelungen zu treffen und allen Mitar-
beitern tiberarbeitete Dienstvertrige auszuhindigen. Er regte weiters
an, durch interne Umstrukturierungen und Uberstundenobergrenzen
eine neuerliche Kumulation von Uberstundenleistungen zu vermei-
den. Bestehende Abfertigungsanspriiche und noch nicht vergiitete bzw.
ausgeglichene Uberstunden sollten in den Rechenwerken offen gelegt
werden.
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13.3

14.1

14.2

14.3

Nationalfonds der Republik Osterreich
fiir Opfer des Nationalsozialismus

Nach den Feststellungen des RH war der Personalverwaltungsbereich
tiber einen léngeren Zeitraum fachlich nicht ausreichend abgedeckt.
Er empfahl, die entsprechende Fachkompetenz fiir Personalangele-
genheiten aufzubauen bzw. als Alternative die Personalverwaltung
mit der Finanzadministration und dem Beschaffungswesen bei einem
dafiir ausgebildeten Mitarbeiter zusammenzufiihren.

Der Nationalfonds teilte mit, dass sich die Anrequngen und Empfeh-
lungen des RH in Umsetzung befinden bzw. teilweise bereits umgesetzt
seien.

Die Veranlagung der fiir die Entschidigungsleistungen gemaB § 2b des
Nationalfondsgesetzes und der aus dem Raubgoldfonds tiberwiesenen
Mittel (178,9 Mill. EUR bzw. 7,9 Mill. EUR) fiihrte der Fonds selbstdn-
dig durch; dabei stimmte er sich hinsichtlich Veranlagungsstrategie
und Konditionen mit der Osterreichischen Bundesfinanzierungsagen-
tur ab. Die Veranlagung erfolgte in Termineinlagen, kurzfristig beno-
tigte Mittel verblieben auf den Bankkonten.

Der Fonds erzielte grundséatzlich gute Konditionen, ihm entgingen
jedoch Zinsertrige, weil die Veranlagung in Termineinlagen zeitlich
nicht liickenlos erfolgte. Die administrativen Instrumente fiir ein pro-
fessionelles Veranlagungsmanagement und die Kontrolle der Mittel-
veranlagungen und Zinsabrechnungen fehlten weitgehend.

Der RH beméngelte das Entstehen von Zinsverlusten, weil Fondsmit-
tel tiber bestimmte Zeitraume nicht in den ertragreicheren Terminein-
lagen veranlagt waren. Er empfahl, verstirkt auf eine optimale Ver-
anlagung der Fondsmittel zu achten und kiinftig Veranlagungen von
bedeutenden Finanzmitteln allenfalls der Osterreichischen Bundesfi-
nanzierungsagentur zu iibertragen.

Der Nationalfonds sagte ein noch stirkeres Bemiihen um optimale Zins-
ertrige zu und begriiBte die Anrequng des RH.
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15.1

15.2

15.3

15.4
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Die Finanzgebarung des Fonds erfolgte nach dem Vier-Augen-Prinzip.
Der Fonds richtete einen stindigen begleitenden Kontrollausschuss ein.
Ein Kontrollausschussmitglied fiihrte im Rahmen eines Konsulenten-
vertrages eine speziell fiir den Fonds eingerichtete begleitende Kont-
rolle durch und leistete beratende Unterstiitzung bei haushaltsrechtli-
chen und finanziellen Problemstellungen.

Die eingerichtete begleitende Kontrolle erhdhte die Gebarungssicher-
heit; der RH empfahl jedoch eine stirkere Trennung von Kontrolle
und operativen Tatigkeiten. Im Hinblick auf die Mitarbeiteranzahl und
zusitzliche Aufgabenbereiche im Allgemeinen Entschidigungsfonds
wire im Finanz- und Verwaltungsbereich auf ausreichende fachliche
Qualifikationen Bedacht zu nehmen.

Der Nationalfonds erwiderte, die intensive Einbindung eines Mitgliedes
des Kontrollausschusses in die begleitende Kontrolle habe sich bewdhrt.
Aus Sicht des Fonds seien daher keine Verinderungen anzustreben.

Der RH verblieb bei seiner Empfehlung.

Sonstige Feststellungen des RH betrafen die Raumsituation mit einer
unzureichenden Anzahl an IT-Arbeitsplidtzen und einer ungiinstigen
Aufteilung auf zwei Standorte, die Notwendigkeit einer gegeniiber der
Parlamentsdirektion eigenstindigen Vorgangsweise bei Beschaffungen,
fehlende Auswertungsmoglichkeiten in der unter groBem Zeitdruck
aufgebauten IT-Datenbank sowie einen durch Wechselkursverdande-
rungen bedingten erheblichen bilanziellen Wertberichtigungsbedarf
beim USD-Konto des Fonds.

Hinsichtlich dieser Feststellungen sagte der Nationalfonds geeignete
MaBnahmen zu und teilte mit, dass die Zusammenlegung der beiden
Standorte durch die Ubersiedelung in groBere Riaumlichkeiten bereits
umgesetzt sei.
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17 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Die noch offenen Antrige gemiB § 2b des Nationalfondsgeset-
zes wiaren moglichst rasch zu erledigen, um diesen Aufgabenbereich
durch die vom Kuratorium bereits beschlossene und in Umsetzung
befindliche Auszahlung des Restbetrages endgiiltig abschlieBen zu
kénnen.

(2) Fiir die Projektforderungen wiren die internen Forderungsricht-
linien zu veréffentlichen und Musterforderungsvertriage zu erarbei-
ten. Es waren die Abrechnungskontrolle von der Projektbearbeitung
zu trennen und Verbesserungen bei der Abrechnungskontrolle vor-
zusehen.

(3) Die administrativen Kosten sollten méglichst schliissig und ver-
ursachungsgerecht den einzelnen Teilbereichen des Nationalfonds
bzw. dem Allgemeinen Entschidigungsfonds zugerechnet werden.

(4) Es wiren eindeutige Festlegungen fiir die auf Dienstverhéltnisse
anzuwendenden rechtlichen Regelungen zu treffen, allen Mitarbei-
tern iiberarbeitete Dienstvertrige auszuhidndigen und eine Kumu-
lation von Uberstundenleistungen zu vermeiden.

(5) Eine stirkere Trennung von Kontrolle und operativen Tétigkei-
ten sollte sichergestellt werden.
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Kurzfassung

Allgemeiner Entschadigungsfonds der Republik
Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus und
MaRRnahmen zur Naturalrestitution

GemaB dem Washingtoner Abkommen vom 17. Jinner 2001 sollen
bis dahin noch bestehende Liicken bei der Restitution und Entsché-
digung von Opfern des Nationalsozialismus endgiiltig geschlossen
werden. Das zur Umsetzung des Abkommens erlassene Entschi-
digungsfondsgesetz sieht fiir Verluste und Schiden, die als Folge
oder im Zusammenhang mit Ereignissen auf dem Gebiet der heu-
tigen Republik Osterreich wihrend der Zeit des Nationalsozialis-
mus entstanden sind, die Errichtung eines Allgemeinen Entschadi-
gungsfonds vor.

Durch Leistungen des mit 210 Mill. USD zu dotierenden Fonds soll
die moralische Verantwortung fiir diese Verluste und Schiden aner-
kannt werden. Weiters wurde eine Schiedsinstanz zur Naturalresti-
tution von o6ffentlichem Vermogen eingerichtet.

Die Dotierung des Fonds setzt die Abweisung aller in den Vereinig-
ten Staaten am 30. Juni 2001 gegen Osterreich oder osterreichische
Unternehmen im Zusammenhang mit der Zeit des Nationalsozialis-
mus anhédngigen Klagen voraus. Ende 2004 standen der fiir die Mit-
teliiberweisung an den Fonds erforderlichen Rechtssicherheit noch
zwei nicht entschiedene Sammelklagen entgegen (zwischenzeitlich
wurde eine Sammelklage erledigt).

Um mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes im Jahr 2001 dennoch
entsprechende PublizititsmaBnahmen in internationalen Printme-
dien setzen und die Entgegennahme und Bearbeitung der Antrige
sofort aufnehmen zu konnen, erfolgte eine Finanzierung der Vor-
laufkosten aus Budgetmitteln des Bundes.

Fiir Personal- und Sachaufwendungen wurden dem Allgemeinen
Entschidigungsfonds bis zum Jahr 2004 insgesamt 7,54 Mill. EUR
zur Verfiigung gestellt, wobei die Abgrenzung zu den Verwaltungs-
aufwendungen des organisatorisch eng verflochtenen Nationalfonds
nicht durchgehend schliissig begriindet erfolgte.
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Die Opfer des Nationalsozialismus sollten fiir Verluste in bestimm-
ten Vermogenskategorien entschidigt werden. Anspruchsberechtigt
waren im Gegensatz zum Nationalfonds auch die Erben der Opfer.
Insgesamt langten 19.125 Antrige innerhalb der vorgesehenen Ein-
reichfrist beim Fonds ein. Der Fonds war um eine intensive Unter-
stiitzung der Antragsteller bemiiht.

Ausgehend vom Verhandlungsergebnis des Washingtoner Abkom-
mens sieht das Entschiadigungsfondsgesetz fiir die Anspruchsermitt-
lung sehr komplexe und damit schwierig zu vollziehende Regelun-
gen in zwei unterschiedlichen Verfahrensarten vor, die vor einer
endgiiltigen Mittelauszahlung — ungeachtet der dafiir erforderli-
chen Rechtssicherheit — die Erledigung aller eingelangten Antrige
erforderlich machen.

Zur Entscheidung iiber geltend gemachte Anspriiche war ein aus
drei Personen bestehendes unabhingiges Antragskomitee berufen,
das seine Tatigkeit im November 2001 aufnahm.

Trotz vieler grundlegender Vorbereitungsarbeiten war der Erledi-
gungsstand der Einzelantrige im April 2004 noch gering und der
Abschluss der Arbeiten nicht absehbar. Der Fonds trachtete, die fiir
die Antragsbearbeitung noch erforderliche Zeitspanne durch ein
standardisiertes Verfahren und zuséitzliche Personalaufnahmen in
allen Arbeitsbereichen zu verkiirzen.

Die Schiedsinstanz fiir die Naturalrestitution von 6ffentlichem Ver-
mogen (Liegenschaften und Superidifikate; bei jiidischen Gemein-
schaftsorganisationen auch bewegliche Giiter) konstituierte sich im
Oktober 2001. Neben dem Bund haben sich der Regelung iiber die
Naturalrestitution auch fast alle Bundesldnder angeschlossen.

Die bis April 2004 bei der Schiedsinstanz fiir Naturalrestitution ein-
gereichten 1.111 Antrige erfiillten liberwiegend nicht die gesetzli-
chen Anspruchsvoraussetzungen. Rund 90 Antrige stufte der Fonds
als materielle Antrédge ein. Der Nationalrat beschloss zuletzt eine Ver-
langerung der Antragsfrist bis 31. Dezember 2004. Bis Mai 2004 traf
die Schiedsinstanz vier Entscheidungen iiber elf Einzelantrige.
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Nationalrat ‘

Allgemeiner Entschddigungsfonds der Republik
Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus

Priifungsablauf und 1 Der RH tiberpriifte von Februar bis April 2004 die Gebarung des All-

—-gegenstand gemeinen Entschidigungsfonds der Republik Osterreich fiir Opfer des
Nationalsozialismus (Entschidigungsfonds) und die MaBnahmen zur
Naturalrestitution sowie die Gebarung des Nationalfonds der Repu-
blik Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus (Nationalfonds) im
Rahmen einer gemeinsamen Priifung, weil zwischen den beiden Fonds
iiber gemeinsame Organe und einen teilweise gemeinsamen Geschéfts-
apparat eine enge Verflechtung gegeben war.

Nationalrat 23
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Priifungsschwerpunkte beim Allgemeinen Entschidigungsfonds bil-
deten die rechtlichen und finanziellen Grundlagen, die komplexen
Anspruchsvoraussetzungen, die vom Fonds getroffenen Publizitéts-
maBnahmen und der Stand der Antragsbearbeitung. Bei den MaBnah-
men zur Naturalrestitution, die mit der gleichen gesetzlichen Grundlage
geregelt wurden, ermittelte der RH den Stand der bisherigen Antrags-
bearbeitung. Der Priifungszeitraum reichte grundsitzlich von 2001
bis April 2004.

Zu den im September 2004 zugeleiteten Prifungsmitteilungen nahm
der Allgemeine Entschidigungsfonds im November 2004 Stellung. Der
RH erstattete seine GegenduBerung im Februar 2005.

Allgemeiner Entschadigungsfonds

Entstehung und
rechtliche Grundlagen

24

2 (1) Zu einer von der Bundesregierung angestrebten umfassenden
Losung noch offener Fragen im Zusammenhang mit der Restitution
und der Entschidigung von Opfern des Nationalsozialismus begannen
im Mai 2000 die Verhandlungen mit der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika. Die wesentlichen Grundlagen fiir die Einigung
wurden in einer Rahmenvereinbarung vom 5. Oktober 2000 festge-
legt.

Die Verhandlungen miindeten schlieBlich im Washingtoner Abkom-
men vom 17. Jinner 2001 (eine gemeinsame Erklarung der Regierun-
gen der Republik Osterreich und der Vereinigten Staaten, der dster-
reichischen Unternehmen, der Claims Conference, der dsterreichischen
judischen Gemeinde und von Opferanwélten).

Bestehende Liicken und Unzuldnglichkeiten bei der Restitution und
Entschidigung von Opfern des Nationalsozialismus sollten endgiiltig
geschlossen und fiir Osterreich und ésterreichische Unternehmen hin-
sichtlich diesbeziiglicher Anspriiche eine allumfassende und andau-
ernde Rechtssicherheit erlangt werden.

(2) Das Bundesgesetz iiber die Errichtung eines Allgemeinen Entschi-
digungsfonds fiir Opfer des Nationalsozialismus und iiber Restituti-
onsmafBnahmen stellte die Umsetzung des Washingtoner Abkommens
dar und war durch das detaillierte Verhandlungsergebnis inhaltlich
weitestgehend vorgegeben.
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Allgemeiner Entschddigungsfonds der Republik
Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus

Das Gesetz sah die Einrichtung eines Allgemeinen Entschidigungs-
fonds vor und regelte das Verfahren fiir die Zuerkennung von Leis-
tungen. Fiir die Naturalrestitution war die Einrichtung einer Schieds-
instanz vorgesehen.

Als Bedingung fiir das In-Kraft-Treten des Entschidigungsfondsge-
setzes musste sichergestellt sein, dass die fiir den Entschadigungs-
fonds vorgesehenen Mittel im Euro-Gegenwert von 210 Mill. USD in
vollem Umfang zur Verfiigung stehen werden. Die Bundesregierung
gab als Datum des In-Kraft-Tretens den 28. Mai 2001 im Bundesge-
setzblatt bekannt.

(3) Um die im Nationalfonds vorhandenen Kapazititen und das dort
gesammelte Know-how effizient nutzen zu kénnen, bestimmte das
Entschddigungsfondsgesetz dessen Kuratorium und Generalsekreta-
rin auch zu Organen des Entschddigungsfonds. Damit stand den leis-
tungsberechtigten Opfern ein bereits vertrauter Ansprechpartner zur
Verfiigung. Ein weiteres Organ des Entschiadigungsfonds war auch das
im Folgenden behandelte Antragskomitee.

(4) Die Erftllung der osterreichischen Verpflichtungen sollte gemiB
dem Washingtoner Abkommen zu einer Abweisung oder Zuriickzie-
hung der zum damaligen Zeitpunkt gegen Osterreich und dsterreichi-
sche Unternehmen im Zusammenhang mit der Zeit des Nationalsozia-
lismus anhédngigen Klagen mit Prijudizwirkung fiihren. Nach Vorliegen
der Rechtssicherheit sollte die Uberweisung der Mittel fiir die Entschi-
digungsleistungen an den Fonds erfolgen.

Ende 2004 waren vor den in ihren Entscheidungen unabhéngigen ame-
rikanischen Gerichten noch zwei Sammelklagen gegen die Republik
Osterreich und osterreichische Unternehmen anhingig. Eine definitive
Einschitzung iiber die voraussichtliche Dauer der Verfahren war dem
mit der Vertretung Osterreichs befassten Vélkerrechtsbiiro des BMA
nicht moglich (zwischenzeitlich wurde eine Sammelklage erledigt).
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3.1

3.2

4.1

Dotierung des Fonds

GemaB § 2 des Entschadigungsfondsgesetzes wird der Entschadigungs-
fonds mit einem gedeckelten Betrag von 210 Mill. USD ausgestattet.
Der Betrag ist dem Fonds 30 Tage nach Abweisung aller in den Verei-
nigten Staaten am 30. Juni 2001 gegen Osterreich oder ésterreichische
Unternehmen anhidngigen Klagen zur Verfiigung zu stellen. Der Aus-
stattung (Dotierung) des Fonds mit Mitteln stand Ende 2004 die feh-
lende Rechtssicherheit entgegen. Der Fonds konnte deshalb die Mittel
auch nicht zinsbringend veranlagen.

Die Aufbringung des Gesamtbetrages soll durch die Republik Oster-
reich und durch 6sterreichische Unternehmen erfolgen; es bestehen
jedoch keine gesetzlichen Regelungen {iber die jeweils aufzubringen-
den Anteile. Durch eine Novelle zum Bundesfinanzgesetz 2001 hat
der Bund 66,86 Mill. EUR bereitgestellt, die mangels Falligkeit vor-
erst einer Riicklage zugefiihrt wurden.

Der RH wies darauf hin, dass sich die Erwartungen hinsichtlich einer
raschen Zuriickziehung oder Abweisung der anhédngigen Klagen nicht
erfiillt haben und dass dem Fonds wegen der fehlenden Rechtssicher-
heit ein entsprechender Zinsverlust entstanden ist. Mangels gesetzli-
cher Regelungen iiber die Aufteilung der fiir den Fonds aufzubringen-
den Mittel besteht nach Ansicht des RH die ungeteilte Verpflichtung
des Bundes, bei Filligkeit die Einzahlung der Fondsmittel zu gewéahr-
leisten.

Finanzierung der Vorlaufkosten

Unabhéngig von der Kldrung der Rechtssicherheit und damit der Dotie-
rung des Fonds bestand die Notwendigkeit der Finanzierung verschie-
dener gesetzlich und volkerrechtlich gebotener Tatigkeiten (z.B. Publi-
zititsmaBnahmen, Entgegennahme und Bearbeitung von Antréigen,
Betreuung des Antragskomitees und der Schiedsinstanz). Die bisher
entstandenen Vorlaufkosten (Personal- und Sachaufwendungen) wur-
den daher vom Bund vorfinanziert. Seit seiner Errichtung im Jahr 2001
bis Ende 2004 sind dem Fonds aus dem Bundeshaushalt 7,54 Mill. EUR
zugeflossen.
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4.3

5.2

Allgemeiner Entschddigungsfonds der Republik
Osterreich fiir Opfer des Nationalsozialismus

Der RH anerkannte die Notwendigkeit einer Vorfinanzierung der Vor-
laufkosten, um die Antragsbearbeitung aufnehmen und vorantreiben
zu konnen. Die Vorteile einer rascheren Bearbeitung der beim Fonds
eingereichten Antrage iberwiegen das im Extremfall bestehende Risiko
verlorener Aufwendungen. Entwicklungen bei den in den Vereinigten
Staaten anhédngigen Verfahren sollten genau beobachtet werden, um
darauf rasch reagieren zu kénnen.

Der Entschidigungsfonds wies darauf hin, dass die Entwicklung die-
ser Verfahren ein nur schwer abschdtzbarer und beurteilbarer Faktor
wdre.

Der Kreis der anspruchsberechtigten Personen ist im Entschidigungs-
fondsgesetz sehr dhnlich definiert wie im Bereich des Nationalfonds,
es sind allerdings auch die Erben von Opfern des Nationalsozialismus
und die Rechtsnachfolger von Vereinigungen antragsberechtigt. Ent-
schiadigt werden Schiden und Verluste in bestimmten Vermogens-
kategorien, sofern dariiber nicht bereits zuvor endgiiltig entschieden
oder eine einvernehmliche Regelung getroffen wurde. Extreme Unge-
rechtigkeiten einer friitheren Entscheidung oder Regelung sowie neue
Beweise konnen allerdings geltend gemacht werden.

Je die Hélfte der Fondsmittel werden in zwei unterschiedlichen Ver-
fahrensarten vergeben. Im Forderungsverfahren sind eine Bewertung
der Anspriiche und eine anteilsmiBige Mittelzuteilung an anspruchs-
berechtigte Personen sowie ein Rechtsbehelf gegen Entscheidungen
vorgesehen. Im Billigkeitsverfahren mit geringeren Beweisstandards
werden gestaffelte Zahlungen pro Haushalt geleistet.

Ausgehend vom detaillierten Verhandlungsergebnis des Washingtoner
Abkommens wurden sehr komplexe gesetzliche Regelungen geschaf-
fen, die vor einer endgiiltigen Mittelauszahlung — ungeachtet der dafiir
erforderlichen Rechtssicherheit — die Erledigung aller eingelangten
Antrége erforderlich machen.

Wegen der Anspruchsvoraussetzungen und der verfahrensrechtlichen
Erfordernisse ist nach Ansicht des RH mit deutlich léngeren Bearbei-
tungsfristen und héheren Verwaltungskosten als im Nationalfonds zu
rechnen. Die Unterschiede und die ldngeren zeitlichen Ablaufe waren
insbesondere betagten Antragstellern trotz der Informationsbemiihun-
gen der Fondsadministration nur schwer verstindlich zu machen.
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Die Information der Leistungsberechtigten erfolgte durch im Washing-
toner Abkommen vorgesehene weltweite PublizititsmaBnahmen in
internationalen Printmedien mit Kosten von rd. 953.000 EUR, durch
Vortrags- und Informationsreisen sowie insbesondere durch intensive
direkte Kontaktnahme mit antragsberechtigten Personen.

Die Anspriiche waren bis spétestens 28. Mai 2003 unter Verwendung
eines umfangreichen Antragsformulars beim Entschadigungsfonds gel-
tend zu machen. Insgesamt wurden 19.125 Antrige fristgerecht ein-
gereicht, wobei rd. 68 % der Antragsteller im Entschidigungsfonds
zuvor bereits beim Nationalfonds Leistungen beantragt haben. Der Ent-
schadigungsfonds iiberpriifte die eingelangten Antrige auch auf bis-
her nicht genutzte Leistungsberechtigungen beim Nationalfonds. Die
Anzahl der Antridge von Erben ist hinter den urspriinglichen Erwar-
tungen des Fonds zuriickgeblieben.

Nach Auffassung des RH hat sich der Fonds intensiv um eine umfas-
sende Information und moglichst vollstindige Erfassung der Antrags-
berechtigten bemiiht. Die uniibersichtliche Gestaltung des Antragsfor-
mulars machte oftmals Hilfestellungen des Fonds oder anderer Stel-
len erforderlich.

Laut Stellungnahme des Entschidigungsfonds habe die Gestaltung des
Antragsformulars den komplexen gesetzlichen Vorgaben entsprochen
und sollte verhindern, dass Maglichkeiten zur Forderungsgeltendma-
chung iibersehen werden.

Fondsinterne Bearbeitungsschritte

Die Bearbeitung eines Entschddigungsantrages erfolgte in mehre-
ren Stufen. Im Wesentlichen konnten drei organisatorisch getrennte
Arbeitsbereiche unterschieden werden: Die Recherche, die Datenauf-
bereitung bzw. —eingabe und die juristische Sachbearbeitung.

Den wesentlichen Arbeitsschwerpunkt des Entschidigungsfonds nahm
zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung wegen der groBen Anzahl zu liber-
prifender Fakten die Recherche historischer Dokumente sowohl in
fondsinternen Recherchequellen als auch in Archiven ein. Die nach-
folgende Datenaufbereitung strukturierte die Akten fiir die juristi-
schen Sachbearbeiter.

Eine stichprobenartige interne Revision bearbeiteter Antrige sollte
durch die Generalsekretédrin erfolgen.
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Die im Fonds praktizierte Organisation der Fallbearbeitung fiihrte dazu,
dass sich qualifizierte Mitarbeiter aus drei Arbeitsbereichen inhaltlich
intensiv mit demselben Antrag auseinandersetzen mussten. Der RH
empfahl die Zusammenfiihrung zu zwei Bearbeitungsfeldern (Daten-
erfassung bereits im Rahmen der Recherche), weil dies eine effizien-
tere Bearbeitung mit zusétzlichen Recherchekapazititen erméglichen
wiirde.

Die interne Revision der Fallbearbeitung sollte als prozessunabhin-
gige Priifung durch eine von der Fondsadministration unabhingige
Person (z.B. durch ein Mitglied des Kontrollausschusses) vorgenom-
men werden.

Der Entschidigungsfonds teilte mit, das Prinzip der Mehrfachbearbei-
tung sei teilweise durch administrative Notwendigkeiten bedingt und
zum groBen Teil bewusst gewdhlt worden. Die Arbeitsteilung fiihre zur
Beschleunigung des Verfahrensablaufes, weil durch Spezialisierung
Lerneffekte und Erfahrungen geniitzt werden kénnten. Eine Umstel-
lung des Aktenlaufes sei jedoch geplant.

Eine prozessunabhingige Revision werde eingerichtet.

7.4 Der RH sah in einer Datenerfassung bereits im Rahmen der Recherche

weiterhin Vorteile und verblieb bei seiner Empfehlung.

Antragskomitee

8 Zur Entscheidung tiber geltend gemachte Entschidigungsanspriiche

war ein aus drei Personen bestehendes unabhingiges Antragskomitee
berufen. Je ein Mitglied wurde von den Regierungen der Vereinigten
Staaten von Amerika und Osterreichs bestellt und diese beiden Mitglie-
der bestimmten ein weiteres Mitglied als Vorsitzenden. Das Antrags-
komitee hat sich im November 2001 konstituiert. In elf Sitzungen bis
April 2004 wurden insbesondere Leitlinien fiir grundsétzliche rechtli-
che Problemstellungen erarbeitet.
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Bearbeitungs- und Erledigungsstand

Im April 2004 befanden sich etwa ein Viertel der eingereichten
19.125 Antrige im Stadium der Recherche, rd. 4.500 Antrage waren
bereits in der Datenbank erfasst und aufbereitet. Rund 530 Fille waren
vom Fonds so weit abgeschlossen, dass sie dem jeweils zustindigen
Mitglied des Antragskomitees in seiner Funktion als Berichterstat-
ter tibermittelt werden konnten. In rd. 230 Féllen lagen die Entschei-
dungsantrige der Berichterstatter an das Antragskomitee vor.

Der RH stellte fest, dass viele grundlegende Vorbereitungsarbeiten fiir
die Antragserledigung geleistet wurden, der Erledigungsstand der Ein-
zelantrige im April 2004 jedoch noch gering war. Unabhéngig von
der fehlenden Rechtssicherheit war noch nicht absehbar, wann die
Bearbeitung aller Antrige abgeschlossen sein wird und eine Auszah-
lung der Mittel stattfinden kann. Da das Antragskomitee {iber samtli-
che Antrage entscheiden muss, ist in diesem Gremium mit einer ent-
sprechenden Arbeitsbelastung zu rechnen.

Laut Mitteilung des Entschddigungsfonds solle ein zwischenzeitlich ein-
gefiihrtes internes Berichtswesen kiinftig Prognosen iiber den Zeitbe-
darf fiir die Bearbeitung der Fille ermdglichen und die Planung ver-
bessern.

Standardisierung und Beschleunigung der Antragsbearbeitung

Der Fonds trachtete, die Dauer der Antragsbearbeitung durch ein
automationsunterstiitztes standardisiertes Verfahren mit vorgegebe-
nen Prifschritten und Standarderledigungen sowie durch zuséatzli-
che Personalaufnahmen in allen Arbeitsbereichen zu verkiirzen. Im
Mai 2004 wurde im Kuratorium die Aufnahme von weiteren 22 Mit-
arbeitern beschlossen.

Der RH bewertete die angestrebte Automationsunterstiitzung positiv
und wies auf die gebotene besondere Sorgfalt bei der Programmab-
nahme hin, weil dem einwandfreien Funktionieren der eingesetzten
Programme und Hardwarekomponenten besondere Bedeutung zukam.
Er empfahl eine moglichst weitgehende Standardisierung der Antrags-
bearbeitung und Entscheidungsvorbereitung fiir das Antragskomitee,
weil dies eine Voraussetzung fiir eine rasche Erledigungsmdoglichkeit
darstellt.
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Er sprach sich auch grundsitzlich fiir alle im Einklang mit den gesetz-
lichen Bestimmungen stehenden MaBnahmen zur Vereinfachung und
Pauschalierung von Entschadigungsleistungen aus.

Der RH anerkannte grundsitzlich auch die Notwendigkeit der Erho-
hung der eingesetzten Personalkapazititen, um die Bearbeitungsdauer
zu verkiirzen und die Abwicklung bei eintretender Rechtssicherheit
rasch abschlieBen zu konnen. Der Entschidigungsfonds sollte im Per-
sonalbereich wegen seiner zeitlichen Befristung die Arbeitsverhiltnisse
bei den erforderlichen Neuaufnahmen maoglichst flexibel gestalten und
eine vorausschauende Personalplanung vornehmen.

Der Entschidigungsfonds teilte mit, dass die Standardisierung der
Bearbeitungs— und Entscheidungsablidufe vollkommen seinen Intentio-
nen entspriche. Das automationsunterstiitzte standardisierte Verfahren
zur Antragsbearbeitung habe sich als stabiles Werkzeug zur Beschleu-
nigung der Fallbearbeitung erwiesen. Zur Priifung der Zuverlissigkeit
habe der Fonds zwei Gutachten in Auftrag gegeben.

Die Verwaltungsaufwendungen des Entschiddigungsfonds betrugen im
Jahr 2003 rd. 1,7 Mill. EUR, wobei insbesondere der Personalaufwand
und dessen Anteil am Gesamtaufwand wegen steigender Mitarbeiter-
zahl und h6herer Qualifikationen kontinuierlich anstieg (von rd. 15 %
im Jahr 2001 auf rd. 63 % im Jahr 2003).

Der Personalstand erh6hte sich von 12 angestellten Mitarbeitern (Jahres-
durchschnitt in Vollbeschéftigungsidquivalenten) und 6 freien Dienst-
nehmern (Stand zum Stichtag 31. Dezember) im Jahr 2001 auf 28 Ange-
stellte und 30 freie Dienstnehmer im Jahr 2003. Zur rascheren Antrags-
bearbeitung war eine weitere Personalaufstockung geplant.

Die Abgrenzung zu den Aufwendungen fiir den personell und orga-
nisatorisch eng verflochtenen Nationalfonds war bei mehreren Auf-
wandspositionen nicht durchgehend schliissig begriindet.

Das Entschidigungsfondsgesetz sieht vor, dass die Ertrdge des Fonds-
vermdgens und die sonstigen Einnahmen auch zum Tragen des Ver-
waltungsaufwandes zu verwenden sind, soweit dieser nicht aus dem
Budget des Nationalfonds bestritten werden kann. Der Nationalfonds
leistet technische und administrative Unterstiitzung, daraus entste-
hende Mehrkosten sind dem Nationalfonds aus den Ertrigen des Fonds-
vermogens zu vergiiten. Die Kosten der Schiedsinstanz werden unter
Nutzung des Geschiftsapparates des Entschiadigungsfonds vom Bund
getragen.
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Nach Ansicht der RH war den gesetzlichen Bestimmungen keine sehr
klare Abgrenzungsleitlinie fiir das Tragen des Verwaltungsaufwandes
zwischen dem Entschidigungsfonds und dem Nationalfonds zu ent-
nehmen. Er empfahl, die administrativen Kosten entsprechend dem
Grundsatz der Kostenwahrheit moglichst schliissig und verursachungs-
gerecht zuzurechnen. Soweit gesetzlich begriindet Kosten des Entschéa-
digungsfonds aus dem Budget des Nationalfonds bestritten werden,
wiren transparente Zahlungsstrome zwischen den beiden Fonds vor-
zusehen.

Das Entschiadigungsfondsgesetz schuf auch die gesetzliche Grund-
lage fiir die im Washingtoner Abkommen vereinbarte Naturalrestitu-
tion von offentlichem Vermégen (Liegenschaften und Superadifikate
im Eigentum des Bundes; bei jiidischen Gemeinschaftsorganisationen
auch bewegliche Giiter). Zur Priifung von diesbeziiglichen Antriagen
wurde beim Entschidigungsfonds eine aus drei Personen bestehende
Schiedsinstanz eingerichtet.

Durch eine so genannte Opting-in-Klausel hatten sich bis Ende 2003
fast alle Bundeslander der Regelung angeschlossen. Grundlagen fiir die
Antragstellung und die Beurteilung lieferte ein diesbeziigliches Pro-
jekt der osterreichischen Historikerkommission. Uber bereits zuvor ent-
schiedene oder einvernehmlich geregelte Anspriiche durfte die Schieds-
instanz gemiB § 32 Abs. 2 des Entschadigungsfondsgesetzes nur bei
sextremer Ungerechtigkeit” der fritheren Regelung oder zwischenzeit-
lich zuginglich gewordenen neuen Beweisen befinden.

Durch eine im Juli 2004 beschlossene Gesetzesdnderung wurde die
Frist zur Einbringung von Entschidigungsantrigen bis 31. Dezem-
ber 2004 verldangert. Mit Stand 1. April 2004 waren bei der Schieds-
instanz insgesamt 1.111 Antrige auf Naturalrestitution eingelangt. Die
iberwiegende Anzahl dieser Antrige waren jedoch so genannte For-
malantrige, bei denen Anspruchsvoraussetzungen des Gesetzes offen-
kundig nicht erfiillt waren.

86 Antriage wurden bis April 2004 als materielle Antrige eingestuft,
die eine intensive inhaltliche Befassung der Schiedsinstanz erforder-
lich machten. In einer Vielzahl der Félle machten die Antragsteller eine
~extreme Ungerechtigkeit” einer fritheren Regelung geltend.
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Einrichtung und Verfahren

Die Schiedsinstanz fiir Naturalrestitution von o6ffentlichem Vermo-
gen konstituierte sich im Oktober 2001. Die Schiedsinstanz priift die
Antriage und entscheidet darliber in Form einer begriindeten Emp-
fehlung. Bis Mirz 2004 hielt die Schiedsinstanz 32 Sitzungen ab. Zur
Entscheidungsvorbereitung waren jeweils umfangreiche historische
Recherchen und juristische Erhebungen erforderlich.

Von den 86 eingebrachten materiellen Antrigen wurden bis Mai 2004
durch vier Entscheidungen der Schiedsinstanz elf Einzelantrige end-
giiltig erledigt. In einem Fall mit sieben Einzelantragstellern empfahl
die Schiedsinstanz dem zustdndigen Bundesminister die Riickstellung
der Liegenschaft, ein Fall wurde zuriickgewiesen und zwei weitere
Félle mit drei Einzelantrigen wurden abgelehnt.

Bis Janner 2005 wurden neben diesen vier Entscheidungen drei weitere
auf der Website des Entschidigungsfonds veroffentlicht. Die Umset-
zung von Empfehlungen ist an den Eintritt der Rechtssicherheit gebun-
den.

Nach Ansicht des RH machte die Komplexitit der zu beurteilenden
Fragestellungen im Fonds umfangreiche und profunde Erhebungs-
tatigkeiten zur Vorbereitung der Entscheidungen der Schiedsinstanz
erforderlich. Die Erledigung aller Antrige wird trotz der intensiven Sit-
zungstitigkeit der Schiedsinstanz und der Anstrengungen der ihr bei-
gestellten Mitarbeiter — im Sinne der gesetzlichen Vorgaben zu raschen
Entscheidungen zu gelangen — nur mittelfristig moglich sein.

Der Entschidigungsfonds wies darauf hin, dass umfangreiche Recher-
chen zumeist bereits fiir die Prizisierung des Antrages erforderlich
seien und dass die gesetzlich vorgesehene Entscheidungsfrist von sechs
Monaten nicht zu Lasten der Antragsteller wirken solle.

Kosten der Schiedsinstanz

Die fiir die Tatigkeit der Schiedsinstanz angefallenen Kosten betrugen
seit ihrer Konstituierung im Oktober 2001 bis April 2004 insgesamt rd.
424.000 EUR. Zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung waren drei Juris-
ten, zwei voll- und ein halbbeschéftigter Historiker sowie drei weitere
Mitarbeiter als freie Dienstnehmer fiir die Schiedsinstanz titig.

33

41 von 201



42 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

Schluss-
bemerkungen

34

14.2

14.3

15

Bisher erfolgte keine gesonderte Dotierung fiir die Kosten der Schieds-
instanz, diese wurden aus den zur Vorfinanzierung der Vorlaufkosten
des Entschddigungsfonds tiberwiesenen Budgetmitteln mitfinanziert.
Ein gesonderter Ausweis im Jahresabschluss des Entschadigungsfonds
erfolgte nicht.

Der RH regte an, die gesondert zu finanzierenden Kosten der Schieds-
instanz in den Jahresabschliissen des Entschadigungsfonds darzustel-
len und aufgegliedert nach den einzelnen Kostenarten auszuweisen.

Der Entschidigungsfonds sagte dies zu.

Zusammenfassend empfahl der RH:

(1) Es wire eine moglichst weitgehende Standardisierung der An-
tragsbearbeitung und Entscheidungsvorbereitung fiir das Antrags-
komitee vorzusehen.

(2) Die drei getrennten Arbeitsbereiche Recherche, Datenaufberei-
tung bzw. -eingabe und juristische Sachbearbeitung wiren zu zwei
Bearbeitungsfeldern zusammenzufiihren.

(3) Im Personalbereich sollte der Fonds wegen seiner zeitlichen
Befristung die Arbeitsverhiltnisse bei den erforderlichen Neuauf-
nahmen moglichst flexibel gestalten und eine vorausschauende Per-
sonalplanung vornehmen.

(4) Die administrativen Kosten wiren moéglichst schliissig und ver-
ursachungsgerecht dem Allgemeinen Entschidigungsfonds bzw. dem
Nationalfonds zuzurechnen.

(5) Die interne Revision der Fallbearbeitung sollte durch eine von
der Fondsadministration unabhéngige Person (z.B. durch ein Mit-
glied des Kontrollausschusses) vorgenommen werden.

(6) Die gesondert zu finanzierenden Kosten der Schiedsinstanz wiren
in den Jahresabschliissen des Allgemeinen Entschiadigungsfonds dar-
zustellen und aufgegliedert nach den einzelnen Kostenarten auszu-
weisen.
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Kurzfassung

Wirkungsbereich der Bundesministerien fiir
Gesundheit und Frauen
soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz

Hauptverband der osterreichischen Sozial-
versicherungstrager: Projekt Chipkarte (e-card)

Der RH hielt die Einfiihrung der e-card, deren flichendeckende
Ausgabe durch die Sozialversicherungs-Chipkarten Betriebs- und
Errichtungsgesellschaft m.b.H (SV-ChipBE) mit Ende 2005 abge-
schlossen sein sollte, fiir notwendig. Er beméngelte jedoch die hohen
Projektnebenkosten, Fehler im Projektmanagement und den Projek-
triickstand von zweieinhalb Monaten bis Mai 2004.

Auch waren wesentliche Vereinbarungen zwischen dem Hauptver-
band der Osterreichischen Sozialversicherungstriger (Hauptverband)
und der Osterreichischen Arztekammer iiber die Anwendung der
e-card und die Kostenbelastung der kiinftigen Nutzer noch aus-
stindig.

Zu Beginn des neuen Projekts e-card im April 2003 lagen keine
Kostenschiatzungen vor. Es fehlten auch entsprechende Beschliisse
der Geschiftsfiihrung des Hauptverbandes sowie des Aufsichtsra-
tes der SV-ChipBE.

Die vom Hauptverband und der SV-ChipBE Ende Februar 2004
vorgenommenen Kostenschitzungen waren unvollstindig und nur
begrenzt aussagekriftig. Nach Schiatzungen des RH vom Mai 2004
werden die Kosten fiir das Projekt e-card bis zur flichendeckenden
Einfithrung und fiir den anschlieBenden Probebetrieb bis Septem-
ber 2006 (Fertigstellungstermin) zirka 128 Mill. EUR betragen.

Der Personalaufwand der SV-ChipBE war, gemessen an der Aufgabe
und ihrer Verantwortung, zu hoch. Weiters beauftragte sie groBzii-
gig externe Gutachter.

Die SV-ChipBE schloss mit einem an der Technischen Universi-
tat Wien lehrenden Professor im Namen der informell eingerichte-
ten Forschungsgruppe ,Research Industrial Software Engineering“
(RISE) einen Vertrag iiber Consulting- und Werkleistungen ab.

35

43 von 201



44 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

36

In der Folge leistete die SV-ChipBE Zahlungen fiir Leistungen aus
diesem Vertrag an den spiter — vom Professor der Technischen
Universitiat Wien — gegriindeten Verein RISE, mit dem jedoch kein
eigener Vertrag abgeschlossen wurde.

Es fehlten eine vertragliche Regelung iiber den Know-how-Trans-
fer der RISE an die SV-ChipBE sowie Bestimmungen iiber eine Haf-
tung fiir den Projekterfolg seitens der RISE.

Die Rahmenbedingungen fiir die Fortfiihrung des Projekts e-card
waren — bedingt durch die Auflosung des Aufsichtsrates der SV-
ChipBE im Janner 2004 und die Geschéftsenthebung des technischen
Geschiftsfiihrers der SV-ChipBE im November 2003 — ungiinstig.

Da die Neuauflage des Projekts e-card unter Zeitdruck stand und
wesentliche Voraussetzungen fiir eine erfolgreiche Durchfiihrung
fehlten, griff der Hauptverband vermehrt in das operative Geschéft
der SV-ChipBE ein.
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1 Bereits im Juni 2004 hat der RH dem Nationalrat in einem Wahrneh-
mungsbericht (Reihe Bund 2004/4) iiber den Hauptverband der 6ster-
reichischen Sozialversicherungstriager — Projekt Chipkarte berichtet.

Mit Schreiben vom Dezember 2003 stellte der Bundesminister fiir sozi-
ale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, Mag. Herbert
Haupt, das Ersuchen gemifB Art. 126b Abs. 4 B-VG um Durchfiihrung
einer Uberpriifung der Gebarung der Sozialversicherungs—-Chipkarten
Betriebs— und Errichtungsgesellschaft m.b.H. (SV-ChipBE). Hervor-
gehoben waren Fragen zu den Projektkosten, zur Projektorganisation
und zum Projektablauf.

Der RH iiberpriifte von Mirz bis Mai 2004 Teilgebiete der Gebarung des
Hauptverbandes der dsterreichischen Sozialversicherungstriager (Haupt-
verband) mit dem Schwerpunkt Projekt Chipkarte (e-card). Zu dessen
Umsetzung wurde im Jénner 2001 die SV-ChipBE gegriindet.

Zu dem im Juli 2004 {ibersandten Priifungsergebnis nahm der Haupt-
verband im November 2004 Stellung. Das BMGF verzichtete mit Bezug
auf die gemiB dem Bundesministeriengesetz gegebene Zustindigkeit
des BMSG als Aufsichtsbehorde iiber den Hauptverband der oster-
reichischen Sozialversicherungstriager auf eine Stellungnahme. Das
BMSG iibermittelte dem RH seine Stellungnahme im Dezember 2004.
Es schloss sich darin weitgehend den Ausfiihrungen des RH an.

Der RH erstattete seine GegenduBerungen dem Hauptverband, dem
BMSG und dem BMGF im Dezember 2004.

2.1 Zu Beginn des neuen Projekts e-card im April 2003 lagen keine Kos-

tenschitzungen vor. Weiters fehlten die erforderlichen Beschliisse der
Geschiftsfithrung des Hauptverbandes und des Aufsichtsrates der SV-
ChipBE. Eine detaillierte, aber nicht vollstindige Kostenaufstellung lag
erst Ende Februar 2004 vor, nachdem Aufsichtsorgane des BMSG ihre
Priifung bei der SV-ChipBE abgeschlossen hatten.

2.2 Der RH nahm daher im Mai 2004 gemeinsam mit dem Hauptver-

band und der SV-ChipBE eine Kostenberechnung vor. Diese umfasste
die voraussichtlichen Kosten bis zum geplanten Fertigstellungstermin
(26. September 2006):
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ERRICHTUNGSKOSTEN

PROJEKTNEBENKOSTEN

PROJEKTKOSTEN

Projekt Chipkarte (e-card)

Voraussichtliche Projektkosten zum 7. Mai 2004

laut RH laut Haupt-

verband
in 1.000 EUR

Errichtungskosten Teilprojekte 1 und 2 76.663 76.663
Errichtungskosten Teilprojekt 3 18.070 8.000
Errichtungskosten Teilprojekte 4 bis 6 4.640 4.640
Zusatzkosten laut Vertragsergidnzung 1.359 309
Zwischensumme 100.732 89.612
SV-ChipBE 15.005 15.005
Hauptverband 4.207 4.207
Sozialversicherungstréger 6.358 6.358
externe Zusatzkosten 1.456 1.456
Zwischensumme 27.026 27.026
127.758 116.638

Zwischen dem Hauptverband und dem RH gab es hinsichtlich der
Zuordnung der Kostentragungspflicht Auffassungsunterschiede. So
ging der Hauptverband beim Teilprojekt 3 von einer Kostentibernahme
von rd. 10 Mill. EUR durch die 20.000 Vertragspartner (Arzte, Optiker
etc.) aus. Da jedoch eine diesbeziigliche Bereitschaft der Osterreichi-
schen Arztekammer zum damaligen Zeitpunkt nicht erkennbar war,
setzte der RH entsprechend hdhere Kosten an. Weiters waren die Kos-
ten von bereits als Vertragserginzungen verhandelten Zusatzleistun-
gen zu beriicksichtigen.

Der RH empfahl, die gesamten Projektkosten bis zum Fertigstellungs-
termin (September 2006) exakt zu erfassen. Weiters wire das Budget
der SV-ChipBE einschlieBlich der jihrlichen Zahlungen fiir das Pro-
jekt e-card von den Fiihrungsorganen des Hauptverbandes zu geneh-
migen.
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Laut Stellungnahme des Hauptverbandes seien Kostenschitzungen vor-
gelegen, die im Koordinationsausschuss mit der Geschiftsfiihrung des
Hauptverbandes besprochen worden waren.

Hinsichtlich des Kostenvergleichs ligen nunmehr zusdtzliche Daten vor.
Nach Ansicht des Hauptverbandes werde das neue Projekt wesentlich
zukunftssicherer und nicht teurer sein als das vorangegangene.

Der RH erwiderte, dass der Koordinationsausschuss nach dem Grund-
lagenvertrag zwischen Hauptverband und SV-ChipBE vorrangig der
Steuerung des Projektablaufs dient. Er war kein Entscheidungstriger
fiir die Beschlussfassung der Projektkosten.

Zum Vergleich der Projektkosten wies der RH darauf hin, dass zur Zeit
der Gebarungsiiberpriifung nur grobe Kostenschitzungen des Haupt-
verbandes vorlagen. Die in der Stellungnahme nunmehr angefiihrten
zusitzlichen Kostenfaktoren nahm der RH zur Kenntnis.

Die voraussichtlichen Projektnebenkosten, bestehend aus Eigenleistun-
gen des Hauptverbandes, der Sozialversicherungstriger sowie der SV-
ChipBE und externen Zusatzkosten, schitzte der RH bis Projektende
im September 2006 auf rd. 27 Mill. EUR. Der Anteil an den Errich-
tungskosten wird somit 27 % betragen.

Nach Ansicht des RH waren die Projektnebenkosten von rd. 27 Mill.
EUR zu hoch. Der RH stiitzte seine Ansicht auf die Erfahrungen im
Zuge von Gebarungsiiberpriifungen, wo die Projektnebenkosten 16 %
der Errichtungskosten nicht tiberschritten.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes wdiren Eigenleistungen der
Sozialversicherungstriger und der SV-ChipBE nicht den Projektneben-
kosten hinzuzuzdihlen, sondern ein Bestandteil von Entwicklungs— und
damit Errichtungskosten. Es diirften auch nicht die Leistungen der SV-
ChipBE fiir die Projektkoordination iiber das nunmehr in Teilen verge-
bene Projekt e—card zu den Projektnebenkosten gezihlt werden.

Nach Ansicht des RH war die Projektkoordination und -begleitung des
Projekts e-card eine zentrale Aufgabe der zu diesem Zweck errichte-
ten SV-ChipBE und wire deshalb den Projektnebenkosten zuzuord-
nen. Im Ubrigen hatte der Hauptverband die gleiche Berechnungs-
grundlage fiir das vorangegangene Projekt zur Kenntnis genommen.
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Aufwand der
SV-ChipBE

Projekt Chipkarte (e-card)

4.1 Der Aufwand der SV-ChipBE stieg von 343.000 EUR (im Jahr 2001)

auf 6,56 Mill. EUR (im Jahr 2004). So stieg die Zahl der Angestellten
und Mitarbeiter auf Werkvertragsbasis von 2001 bis 2003 von zwei
auf 25 bzw. im Jahr 2004 auf 50 Mitarbeiter. Im Dezember 2003 wei-
tete die SV-ChipBE ihren Organisationsaufbau um die neu geschaf-
fene Funktionsstelle ,,Gesamtprojektkoordination“ von fiinf auf sechs
leitende Bereiche fiir 14 untergeordnete Arbeitsgruppen und 20 Mit-
arbeiter aus. Im sonstigen Aufwand 2004 waren mehr als 2,00 Mill.
EUR fiir Entwicklungsauftrige an externe IT-Experten enthalten.

Der durchschnittliche Personalaufwand der SV-ChipBE (einschlieB-
lich Dienstgeberbeitrige) betrug im Jahr 2003 rd. 94.000 EUR je Mit-
arbeiter. Die Monatsbeziige der Mitarbeiter lagen um durchschnittlich
45 0 iiber den Mindestgrundgehiltern des Kollektivvertrags fiir IT-
Unternehmen.

Das Durchschnittseinkommen ergab sich aus den nachstehenden Gehél-
tern:

Funktion Monatsgehalt 2003
technischer Geschéftsfiihrer 8.072 EUR
kaufménnische Geschiftsfiihrerin 8.072 EUR
Prokurist fiir Bereich Leitung/Technik 8.912 EUR*
Prokurist fiir Bereich Recht/Organisation 7.158 EUR
Projektkoordinatorin 7.715 EUR*
technische Mitarbeiter (durchschnittlich) rd. 4.000 EUR*

* einschlieBlich Zahlungen in eine Pensionskassa

Zusitzlich wurden Leistungspramien, Uberstundenabgeltungen und
Erfolgspramien ausbezahlt.

Im Vergleich dazu hatten Angehorige des ,leitenden Dienstes” (Gene-
raldirektoren) in den Sozialversicherungstrigern mit einigen hundert
Beschiftigten Monatsbeziige von hochstens rd. 9.000 EUR. Die monat-
lichen Beziige der IT-Mitarbeiter im Hauptverband betrugen durch-
schnittlich rd. 3.400 EUR.
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Wie der RH feststellte, war der hohe Anstieg der Aufwendungen auf
die vermehrte Aufnahme von Mitarbeitern und die zusétzliche Beauf-
tragung von Expertenleistungen zuriickzufiihren. Im Hinblick darauf,
dass die SV-ChipBE ein 100 %iges Tochterunternehmen des Haupt-
verbandes war und bei den Sozialversicherungstrigern ebenfalls auf-
wendige IT-Projekte entwickelt wurden, hielt der RH die vertraglich
vereinbarten Gehélter in der SV-ChipBE fiir iiberhoht.

Der RH empfahl, die Projektorganisation der SV-ChipBE zu straffen
und die Fiihrungsebenen zu reduzieren. Weiters wire der Personal-
stand auf das fiir die Weiterentwicklung des elektronischen Verwal-
tungssystems notwendige AusmaB zu verringern.

Der Hauptverband ersuchte den RH in seiner Stellungnahme um kon-
krete Beispiele, die belegen, dass Mitarbeiter der SV-ChipBE iiberbe-
zahlt waren.

Fiir den Vergleich der Mitarbeiterbeziige — ohne Prokuristen, Geschéfts-
fiihrer und Projektkoordinatorin — stellte der RH die Qualifikation
jedes Mitarbeiters auf Grundlage seines Personalakts und seiner Auf-
gabenstellung in der SV-ChipBE fest. Diese verglich der RH — unter
Weglassen allfilliger Pramienzahlungen, Uberstunden und freiwilliger
Altersversorgungsleistungen sowie unter Beriicksichtigung des jewei-
ligen Alters — mit den bestmdglichen Einstufungen laut Kollektivver-
trag. Anhand dieser Bewertung stellte der RH fest, dass die Bandbreite
der Beziige von 10 % bis zu 96 % iiber dem Kollektivlohn lag.

Zur Unterstiitzung fiir die Umsetzung des neuen Projekts e-card sollte
nach Meinung der Geschiftsfithrung des Hauptverbandes ab Mai 2003
ein so genannter Programmdirektor eingesetzt werden. Die SV-ChipBE
war jedoch von den technischen Kenntnissen des Kandidaten nicht
tiberzeugt und ihr technischer Geschéftsfiihrer lehnte die Bestellung
eines Programmdirektors ab. Die Geschéftsfiihrung des Hauptverban-
des schrinkte darauthin, ohne Gesellschafterbeschluss, den Aufgaben-
bereich des technischen Geschéftsfiihrers ein.

Die Geschéftsfiihrung des Hauptverbandes klarte dazu nicht ab, ob
der Programmdirektor weisungsbefugt gegeniiber den Geschaftsfiih-
rern der SV-ChipBE sei und die Geschéftsfiihrer der SV-ChipBE fiir
die Handlungen des Programmdirektors aus der Haftung entbunden
hétten werden kénnen.
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Arbeitsvereinbarung
mit einer informellen
Forschungsgruppe
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5.3

6.1

Projekt Chipkarte (e-card)

Im September 2003 nahm der Programmdirektor — ohne schriftlichen
Vertrag — seine Tatigkeit im Projekt e-card zu einem miindlich ver-
einbarten Stundensatz von 200 EUR auf. Erst am 22. Dezember 2003
wurde ohne Beachtung der Vorschriften des Bundesvergabegesetzes 2002
ein schriftlicher Honorarvertrag mit der SV-ChipBE geschlossen. Der
Gesamthonorarrahmen fiir seine Tatigkeit bis Ende 2005 wurde mit
654.000 EUR veranschlagt. Nach diesem Vertrag wurden ein Monatsho-
norar von 17.600 EUR (Stundensatz 110 EUR) und Honorarpauschalen
fiir bestimmte Zielerreichungen in Héohe von 225.000 EUR festgelegt.

Aufgrund der miindlichen Vereinbarung verrechnete der Programmdi-
rektor fiir 38 Leistungsstunden a 200 EUR und fiir zwei Zielerreichun-
gen bis Mai 2004 ein Gesamthonorar von 47.600 EUR. Den Rechnun-
gen lagen nur Stundenaufzeichnungen ohne zusétzliche Erlauterungen
bei. Die Leistungen aus dem Honorarvertrag mit dem Programmdirek-
tor wurden ab 3. Jinner 2004 mangels Vorliegens konkreter Aufgaben
vom Hauptverband nicht mehr in Anspruch genommen.

Der RH beanstandete die offensichtlich nicht unbedingt notwendige
Beauftragung des Programmdirektors. Er beméngelte dessen unklare
Aufgabenstellung im Rahmen der Organisationsstruktur der SV-ChipBE
und die Einschrankung der Aufgaben des technischen Geschéftsfiih-
rers ohne entsprechenden Gesellschafterbeschluss.

Weiters wies der RH darauf hin, dass im Hinblick auf das veranschlagte
Gesamthonorar von 654.000 EUR ein Ausschreibungsverfahren nach
dem Bundesvergabegesetz 2002 erforderlich gewesen wire.

Der Hauptverband nahm die Ausfiihrungen des RH unter Hinweis auf
die auBergewdhnliche Projektsituation zur Kenntnis.

Im Juli 2003 vereinbarte der Hauptverband mit einem Professor der
Technischen Universitit Wien (TU-Wien)/Forschungsgruppe Research
Industrial Software Engineering (RISE) miindlich, ihn beim Projekt e-
card, insbesondere bei der Bewertung der Ausschreibungsunterlagen
und bei der Vergabe, zu unterstiitzen. Der Professor wirkte auch in den
vorbereitenden und projektentscheidenden Gremien, wie Lenkungsaus-
schuss und Koordinationsausschuss, mit. Fiir seine Leistungen legte er
an die SV-ChipBE unter dem Titel ,,wissenschaftlich-industrielle Bera-
tungsstunden® zwischen August und Oktober 2003 drei Honorarnoten
in Hohe von insgesamt 52.000 EUR.

43

51 von 201



52 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

44

Eine Meldung iiber die Tatigkeit der RISE an den Rektor im Wege des
Dekans unterblieb ebenso, wie die Meldung einer Nebenbeschifti-
gung des Professors. Weiters verfiigte dieser iiber keine Gewerbebe-
rechtigung fiir Consultingleistungen. Es erfolgte auch kein Kostener-
satz an die TU-Wien.

Der bereits miindlich beauftragte Professor legte der SV-ChipBE am
3. November 2003 ein Offert {iber eine so genannte Referenzarchi-
tektur vor, die eine Parallelentwicklung zu jener des mit dem e-card-
Teilprojekt 1 (Betriebszentralen und Terminalsoftware) beauftragten
Unternehmens sein sollte. Damit wollte der Hauptverband ein ,,Sicher-
heitsnetz* gegeniiber dem Auftragnehmer des Teilprojekts 1 fiir den
Fall eines neuerlichen Projektscheiterns schaffen.

Fiir diese Parallelentwicklung fehlten die erforderlichen Beschliisse des
Hauptverbandes und des Koordinationsausschusses sowie die Zustim-
mung des Aufsichtsrates der SV-ChipBE. Die kaufménnische Geschéfts-
fithrerin der SV-ChipBE veranlasste gemeinsam mit einem Prokuristen
am 7. November 2003 mit Wissen der Geschéftsfithrung des Hauptver-
bandes eine Akontozahlung an die RISE in Hohe von 250.000 EUR.

Erst am 24. Februar 2004 wurde mit dem Professor - im Namen der
TU-Wien/RISE - ein schriftlicher Vertrag iiber technische und fachli-
che Consultingleistungen im Wert von 990.000 EUR und {iber Werkleis-
tungen im Wert von 1,23 Mill. EUR nachgeholt.

In der Folge legte der Professor im Namen seines Ende November 2003
gegriindeten gemeinniitzigen Vereins Rechnungen im Wert von rd.
840.000 EUR.

Mit diesem Verein wurde kein schriftlicher Vertrag abgeschlossen. Die
bis Mai 2004 erbrachten Leistungen wurden nicht genau dokumen-
tiert und es gab keinen vertraglich vereinbarten Know-how-Trans-
fer zur SV-ChipBE im Sinne des vom Hauptverband gewiinschten
»Sicherheitsnetzes®.
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6.2 Nach Ansicht des RH widersprach die Beauftragung der RISE mehre-
ren Verfahrens- und Rechtsgrundsitzen und war weder wirtschaftlich
noch zweckmaBig:

- GemiB dem Organisationsplan der TU-Wien war die RISE weder ein
Institut noch eine Abteilung, sondern eine informelle Forschungs-
gruppe. Nach dem Bundesgesetz iiber die Organisation der Univer-
sititen (UOG 1993) waren aber nur die Universitit, die Fakultit, die
Institute sowie die Universititsbibliotheken berechtigt, Forschungs-
auftrige im Auftrag Dritter durchzufiihren.

- Die Leistungen des Professors entsprachen einer Consultingtitigkeit.
Sie waren daher als kaufménnische Tatigkeit einzustufen, wofiir
eine Gewerbeberechtigung notwendig und die Leistungen umsatz-
steuerpflichtig gewesen wéren.

- Die Beauftragung iiber 2,22 Mill. EUR erfolgte als Direktvergabe
und daher nicht nach den Bestimmungen des Bundesvergabegeset-
zes 2002.

- Nach der Geschéftsordnung des Hauptverbandes wiére fiir einen Ver-
trag ab 50.000 EUR ein Kollegialbeschluss der Geschéftsfiihrung her-
beizufiihren gewesen. Nach den Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrags der SV-ChipBE wire bei Investitionen ab 35.000 EUR die
Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen gewesen.

- Auch fehlten die Beschliisse des Koordinationsausschusses, die ver-
pflichtend und einstimmig, d.h. mit den Stimmen der Geschéftsfiih-
rer der SV-ChipBE und des Hauptverbandes, herbeizufiihren gewe-
sen waren.

- Die SV-ChipBE zahlte Consultingleistungen an den vom Professor
gegriindeten Verein, obwohl mit dem Verein kein schriftlicher Ver-
trag abgeschlossen wurde.

- Die Parallelentwicklung durch den Auftragnehmer des Teilprojekts 1
und der RISE war aufgrund des knappen Zeitbudgets wenig sinn-
voll.

- Das vom Hauptverband gewiinschte ,,Sicherheitsnetz* der RISE bei
Nichterfiillung des Auftragnehmers war fraglich, weil es keinen
Know-how-Transfer an die SV-ChipBE und keinerlei Haftung fiir
den Projekterfolg seitens der RISE gab.
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Laut Stellungnahme des Hauptverbandes war die Vorgangsweise zur
Beauftragung der RISE auf das zwingende Erfordernis zuriickzufiih-
ren, alles zu veranlassen, um die urspriinglich finanziell hohen Vor-
stellungen der Anbieter aus den Verhandlungsverfahren auf ein rea-
listisches MaB zu bringen.

Auch wiirde die Beauftragung von Dienstvertrigen nicht dem Bundes-
vergabegesetz 2002 unterliegen. Der Hauptverband ridumte aber ein,
dass bei Vertragsabschluss gréBere Transparenz und Nachvollziehbar-
keit angezeigt gewesen wdren.

Nach Ansicht des RH handelte es sich bei der Beauftragung um keinen
Dienstvertrag, weil das beauftragte Arbeitsverhdltnis durch die ver-
tragliche Festlegung eines Endtermins und dem Eintreten eines Erfolgs
bestimmt war. Die Consultingleistungen wiren somit auszuschreiben
gewesen.

Die SV-ChipBE beauftragte im Mai 2003 einen Experten mit der Bera-
tung iiber mogliche Vergabeverfahren bei der Neuvergabe des Projekts
e-card. Zuvor arbeitete er iiber miindlichen Auftrag der beiden Pro-
kuristen der SV-ChipBE eine Stellungnahme tiber die anzuwendende
Verfahrensart bei der Neuvergabe des Projekts e-card aus, wofiir er
eine Rechnung von 7.100 EUR legte.

Zur Unterstiitzung bei der Neuausschreibung des Projekts e-card ver-
gab die SV-ChipBE Ende Juni 2003 an einen weiteren Berater einen
Auftrag iiber 147.000 EUR. Am 11. September 2003 trat die SV-ChipBE
vom Vertrag zuriick, weil der Auftragnehmer gegen die vertraglichen
Geheimhaltungsverpflichtungen verstoBen hatte. Die SV-ChipBE machte
vertragskonform eine Vertragsstrafe im AusmaB von 75.000 EUR, jedoch
ohne Erfolg, geltend.

Die SV-ChipBE beauftragte im Oktober 2003 ein externes Consulting-
unternehmen mit der ,Bewertung und konzeptionellen Arbeiten im
Zusammenhang mit der Ausschreibung der dsterreichischen Sozial-
versicherungskarte® ohne ndhere Spezifikation zu einem Maximalbe-
trag von 67.800 EUR. Bis Anfang 2004 waren 116.000 EUR in Rech-
nung gestellt.

Ein Mitglied der von der SV-ChipBE beauftragten Bewertungskom-
mission, welche die korrekte Vorgangsweise wihrend des Vergabever-
fahrens priifte, erhielt seine Fahrzeiten zum gleich hohen Stundensatz
von 175 EUR wie fiir seine Expertenleistung vergiitet.
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Der RH verwies auf seine bereits anlédsslich der Gebarungsiiberpriifung
des Projekts e-card im Jahr 2003 hinsichtlich der Beauftragung von
Experten getroffenen Feststellungen.

Der Hauptverband nahm die Ausfiihrungen des RH zur Kenntnis.

Der Hauptverband, vertreten durch vier Geschéftsfiihrer, war alleiniger
Gesellschafter der im Jinner 2001 gegriindeten SV-ChipBE und Auf-
traggeber fiir alle abgeschlossenen Vergabeverfahren (Teilprojekte 1
und 2). Fiir die Umsetzung und das Schnittstellenmanagement zur SV-
ChipBE war der mit Juli 2003 neue geschaffene Geschiftsbereich fiir
»~EDV und IT* des Hauptverbandes zustindig.

Weitere Entscheidungstriger waren der Aufsichtsrat der SV-ChipBE
und die Geschéftsfithrung der SV-ChipBE, die aus einem technischen
Geschiftsfiithrer und einer kaufménnischen Geschéftsfiihrerin bestand.

Ferner wirkten der Lenkungs- und der Koordinationsausschuss des Pro-
jekts e—card, besetzt mit Vertretern des Hauptverbandes, der SV-ChipBE
und des Auftragnehmers, der von September bis Dezember 2003 bei
der SV-ChipBE titige Programmdirektor und beratend die von der
Geschéftsfiihrung des Hauptverbandes bzw. der SV-ChipBE beauf-
tragte RISE an den Entscheidungen mit.

Der aufgrund des Gesellschaftsvertrags eingerichtete, aus acht Mitglie-
dern bestehende Aufsichtsrat der SV-ChipBE beendete im Janner 2004
nach dem Riicktritt der sechs Kapitalvertreter seine Funktion.

Die Griinde fiir den Riicktritt waren die nach Ansicht des Aufsichts-
rates rechtswidrige Beauftragung der RISE, die Verletzung der Infor-
mationspflicht der kaufménnischen Geschiftsfiihrerin gegeniiber dem
Aufsichtsrat und die unbefriedigenden Kommunikationsverhéltnisse
zwischen dem Aufsichtsrat und dem Gesellschafter Hauptverband, des-
sen Geschéftsfiihrer fallweise in Belange der SV-ChipBE eingriff, ohne
den Aufsichtsrat vorher informiert zu haben.
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8.2

8.3

9.1

An der Spitze der SV-ChipBE standen seit Jdnner 2002 ein technischer
Geschiftsfithrer und eine kaufmannische Geschiftsfiihrerin. Der techni-
sche Geschiftsfiihrer verlor jedoch am 18. November 2003 auf Weisung
des im Hauptverband fiir ,EDV und IT* zustdndigen Geschéftsfiihrers
seine Funktion. Die Weisung enthielt keine Griinde fiir die Geschéfts-
enthebung. Es waren auch weder arbeitsrechtliche noch sonstige Fehl-
verhalten bekannt, die eine allfillige Entlassung des Geschéftsfiihrers
hitten geboten erscheinen lassen.

Im Zuge der Projektabwicklung bemingelte ein Geschéftsfiihrer des
Hauptverbandes, dass er iiber die Vorginge zum Projekt e-card zu
wenig informiert sei. Ein von ihm in Auftrag gegebenes externes Gut-
achten zur Klarung von Fragen iiber das bisherige Projektmanagement
verursachte Kosten von rd. 8.200 EUR.

Nach Ansicht des RH war die bestehende Projektorganisation auf-
grund der zersplitterten Entscheidungsstruktur und der unzureichen-
den Abgrenzung der Verantwortlichkeiten fiir eine zeit- und kosten-
giinstige Projektabwicklung nicht geeignet. Im Wesentlichen war die
organisatorische Rahmengebung beim zweiten Projekt nicht besser
gelost als beim ersten, gescheiterten Projekt e-card.

Der RH empfahl, fiir die Projektabwicklung klare Abgrenzungen der
Aufgabenbereiche zwischen den Organen des Hauptverbandes und der
Geschéftsfiihrung der SV-ChipBE sowie deren eindeutig zuordenbare
Verantwortungen festzulegen.

Der Hauptverband wies darauf hin, dass das Projekt sich in einer heik-
len Phase befand, wo weniger auf organisatorische Richtigkeit als auf
die Weiterfiihrung des Projekts Wert gelegt wiirde.

Im Gegensatz zur ersten Ausschreibung der e-card vertraten der Haupt-
verband und die SV-ChipBE im April 2003 die Ansicht, dass es zweck-
méaBiger wire, das neue Projekt in mehrere, getrennt zu vergebende
Teilprojekte zu gliedern. Die iibergreifende Koordination der einzel-
nen Teilprojekte sollte die SV-ChipBE als so genannter Systeminte-
grator wahrnehmen.

Diese wesentliche Managemententscheidung, welche fiir die SV-ChipBE
eine einheitliche Projektverantwortung fiir das Gesamtsystem bringen
wiirde, setzte allerdings voraus, dass eine neue Aufbauorganisation
mit entsprechend geschulten Mitarbeitern zu schaffen war.
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9.3
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Bis April 2004 waren noch 13 geplante Stellen unbesetzt. Die Projekt-
organisation wurde im Laufe eines Jahres mehrmals gedndert, wobei
der Bereich fiir Technik aufgabenmiBig und personell reduziert und
dafiir der Bereich Betrieb ausgeweitet wurde. Der Hauptverband sowie
zusétzlich von ihm bzw. von der SV-ChipBE beauftragte Berater, wie
der Programmdirektor und die RISE, waren seit Oktober 2003 als Kri-
senmanager tatig.

Wegen schlechter Erfahrungen beim ersten Projekt e-card und man-
gelndem Vertrauen in eine zuverlissige Controllingtétigkeit der SV-
ChipBE beauftragte der Hauptverband einen externen Spezialisten mit
dem Projektcontrolling. Der Auftragswert betrug 456.000 EUR.

Ferner fehlten die fiir die Entwicklung der e-card erforderlichen Erhe-
bungen tiber den EDV-Ausriistungsbedarf in den Arztpraxen und bei
anderen Vertragspartnern.

Nach Ansicht des RH war die Aufbauorganisation der SV-ChipBE nicht
geeignet, die Systemintegration professionell durchzufiihren. Trotz des
Wissens, dass ab Friihjahr 2003 eine Neuauflage des Projekts e-card
erfolgen musste, verabsdumte es die SV-ChipBE, zeitgerecht entspre-
chendes Know-how und Arbeitskapazititen fiir ein geeignetes Pro-
jektmanagement aufzubauen.

Dies kam auch dadurch zum Ausdruck, dass die Geschiftsfithrung des
Hauptverbandes seit dem Neustart des Projekts im Frithjahr 2003 durch
die Hinzunahme von externem Fachwissen und einem externen Pro-
jektcontrolling als Krisenmanager titig war.

Zudem bemingelte der RH, dass noch umfassende Bedarfserhebungen
tiber den EDV-Ausriistungsbedarf in den Arztpraxen und bei anderen
Vertragspartnern fehlten.

Der Hauptverband nahm die Ausfiihrungen des RH grundsiitzlich zur

Kenntnis. Allerdings wies er darauf hin, dass das Projekt nunmehr im
Zeitplan sei.
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Zwischen dem Hauptverband und der Osterreichischen Arztekam-
mer wurde Ende Juni 1999 eine Vereinbarung iiber die Einfithrung
der e-card abgeschlossen. Ein Bestandteil der Vereinbarung war, dass
bei jeder Anderung des Chipkartensystems das Einvernehmen mit der
Osterreichischen Arztekammer herzustellen ist.

Auch im neuen Projekt fanden wesentliche Anderungen statt. Die darii-
ber gefiihrten Verhandlungen zwischen Hauptverband und Osterreichi-
scher Arztekammer brachten bis zum Ende der Gebarungsiiberpriifung
im Mai 2004 keine nennenswerten Ergebnisse. Besonders strittig waren
die Kostentragung, die geplante permanente Onlineverbindung Arzt-
terminal — Server der Sozialversicherungstrager und die Anschluss-
leistungen in den Ordinationen.

Der RH stellte fest, dass die Verhandlungen zwischen Hauptverband
und Osterreichischer Arztekammer zur Einfiihrung der e-card seit rund
vier Jahren kein zufrieden stellendes Ergebnis brachten.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei im September 2004 ein
vorliufiges Verhandlungsergebnis erzielt worden.

Der Auftragnehmer des Teilprojekts 1 hatte in seinem Angebot die Ent-
wicklungszeit fiir das Projekt bis zum Probebetrieb mit zwei Jahren
und acht Monaten festgelegt. Diese Entwicklungszeit wurde im Zuge
des Verhandlungsverfahrens auf nur ein Jahr ab Projektstart 12. Jan-
ner 2004 verkiirzt. Diese starke Verkiirzung der Projektentwicklungszeit
lieB Zweifel — auch die eines externen Gutachters — an der Umsetz-
barkeit des Projekts in der vorgegebenen Zeit aufkommen.

Das Projekt hatte sich bis zum Ende der Gebarungsiiberpriifung im
Mai 2004 um zirka zweieinhalb Monate verzdgert.

Nach Ansicht des RH bargen die knappen Zeitvorgaben das Risiko von
Verzogerungen.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei das Projekt zwischenzeit-
lich im Zeitplan.
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Projekt Chipkarte (e-card)

Im Oktober 2003 lagen der SV-ChipBE zwei giiltige Offerte iiber das
Teilprojekt 1 (Betriebszentrale und Terminalsoftware) mit Angebots-
preisen von rd. 148 Mill. EUR und rd. 67 Mill. EUR vor.

Bei den Verhandlungen mit dem in der Folge beauftragten Bieter (Auftrag-
nehmer) erzielte der Hauptverband eine Preisreduktion von 67,36 Mill.
EUR auf 36,98 Mill. EUR. Diese Reduktion war im Wesentlichen auf die
Ubernahme der Betriebszentralen durch die SV-ChipBE sowie auf recht-
liche Anderungen in den Ponaleforderungen und auf technische Klar-
stellungen zuriickzufiihren. Nach Ansicht der SV-ChipBE habe auch die
Verkiirzung der Projektlaufzeit zu einer Preisreduktion gefiihrt.

Nach Ansicht des RH waren die zur Verhandlung gebrachten Berei-
che aufgrund der Erfahrungen aus dem ersten Projekt e-card bereits
bekannt und hétten schon bei der Ausschreibung beriicksichtigt wer-
den konnen.

Der Hauptverband verwies in seiner Stellungnahme auf sein Bemiihen,
die Ausschreibung und das anstehende Verhandlungsverfahren unter
dem Gesichtspunkt zu sehen, etwaige Anfragen von Mitbewerbern bzuw.
Vorwiirfe zu vermeiden. SchlieBlich wdren mit der vom Hauptverband
gewdhlten Vorgangsweise rd. 30,5 Mill. EUR eingespart worden.

GemilB § 31a ASVG hatte der Hauptverband fiir den gesamten Voll-
zugsbereich der Sozialversicherung ein elektronisches Verwaltungssys-
tem flachendeckend einzufiithren und dessen Betrieb sicherzustellen.
Diese gesetzliche Vorgabe erforderte jedoch eine technisch addaquate
Ausstattung in den Arztpraxen, um die Transaktionen mit den Rechen-
zentren der Sozialversicherungstriger durchfiihren zu kénnen.

In der Ausschreibung vom 19. August 2003 war der Stationédre Ordi-
nations-Client (Schnittstelle zwischen Hauptverband- und Arzt-EDV)
als Applikationssoftware geplant. Die Vorgabe der flachendeckenden
Ausstattung konnte diese Applikationssoftware aber nicht erfiillen, weil
nur jene Arzte erreicht* worden wiren, die bereits iiber eine EDV-
Ausstattung verfiigten.
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Von dieser technischen Losung ging die SV-ChipBE mit beratender
Unterstiitzung der RISE im Zuge des Verhandlungsverfahrens ab. Sie
schlug vor, als Stationdren Ordinations-Client einen PC mit Hard- und
Softwarekomponenten (GINA-Box*) in das Konzept aufzunehmen.

* Gesundheits-Informations-Netz-Adapter. Das ist ein PC, auf dem die Applikations-
software installiert wird.

Der Wegfall der urspriinglich ausgeschriebenen Applikationssoftware
erbrachte eine Preisreduktion von ca. 3 bis 4 Mill. EUR und eine Ver-
kiirzung der Entwicklungszeit.

Diesen Einsparungen standen jedoch vom RH geschitzte Mehrkos-
ten in Hohe von 11,6 Mill. EUR durch die zusitzliche Hardware und
Anschlussleistungen bei den Vertragspartnern gegeniiber. Einen Kos-
tenvergleich zwischen beiden Systemen hatte die SV-ChipBE nicht
angestellt.

Der RH hielt die Entscheidung, den Stationédren Ordinations-Client in
Form einer so genannten GINA-Box einzufiihren, trotz der erheblichen
Mehrkosten fiir grundsitzlich richtig. Er bemangelte jedoch, dass der
Entscheidung kein entsprechender Kostenvergleich vorausging. Nach
Ansicht des RH war die Notwendigkeit, eine eigene, von den Arzte-
PC unabhingige Losung zu schaffen, schon vor der Ausschreibung
bekannt. Daher hitte dies unter anderem bereits Gegenstand der Aus-
schreibung und des Bieterwettbewerbs sein miissen.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes seien im Sonder-Koordinati-
onsausschuss vom 24. November 2003 die Kosten von Applikations-
software und Standard-PC (GINA-Box) aufgelistet worden.

Hinsichtlich der endgiiltigen Festlequng des Systems hatte der Haupt-
verband die Standpunkte der Arztekammer zu beriicksichtigen, weil
diese aufgrund der vertraglichen Vereinbarung mit dem Hauptverband
die Projekteinfiihrung verhindern hditte kénnen.

Der RH entgegnete, dass es im Sonder-Koordinationsausschuss nur eine
vergleichende Darstellung zwischen dem Installationssystem mittels
Software-Client oder GINA-Box gab. Aus dieser Darstellung konnte
keine Differenzierung der Kosten je nach IT-Ausstattungsniveau in
den Arztpraxen entnommen werden.
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14.1 Die SV-ChipBE hatte die RISE neben Beratungsleistungen fiir den
technischen Teil der Ausschreibung (Honorar 52.000 EUR) und Con-
sultingleistungen wihrend der Abwicklung des Teilprojekts 1 (Hono-
rarvolumen 990.000 EUR) auch mit Werkleistungen fiir folgende Ent-
wicklungen beauftragt:

- Gewerk I, LAN-fihiger* Chipkartenleser mit 369.600 EUR: Mit der
Entwicklung des LAN-fahigen Chipkartenlesers, den es am Markt
nicht gab, sollte dem Bedarf einiger Arzte (in ganz Osterreich weni-
ger als hundert), die in ihrer Ordination an mehr als einem Arbeits-
platz Patientendaten erfassten, entsprochen werden. Seine Entwick-
lung war nach Ansicht der SV-ChipBE notwendig, falls mehr als
zwei Kartenlesegerite iiber mehr als fiinf Meter Entfernung aufge-
stellt werden sollten.

* Local Area Network: Ein Kartenleser, der fiir den Anschluss an ein IT-Netz-
werk geeignet ist.

- Gewerk II, GINA-Box mit 369.600 EUR: Der Vertragsgegenstand
zur Entwicklung einer eigenen Version der GINA-Box durch die
RISE umfasste die Soft- und die Hardware. Diese Entwicklung lief
parallel zur Entwicklung der GINA-Box durch den Auftragnehmer.
Dieser hatte in seinem Angebot und Pflichtenheft die vorgegebene
Hardware und die zu erstellende Software abgedeckt.

- Gewerk III, Referenzsystem mit 431.200 EUR: Es ist international
bei GroBprojekten tiblich, Referenzsysteme einzusetzen. Sie wer-
den im Vorfeld einer Ausschreibung erstellt, sind Bestandteil der
Angebotsunterlagen sowie der Lasten- und Pflichtenhefte. So war
auch im Angebot des Auftragnehmers das von der RISE zu liefernde
System bereits abgedeckt.

- Gewerk IV, Softwareprototyp fiir den Auslandskrankenschein mit
61.600 EUR.

Insgesamt ergab dies beauftragte Werkleistungen von 1,23 Mill.
EUR.

14.2 Nach Ansicht des RH bestand fiir die Implementierung eines LAN-f#hi-
gen Kartenlesers keine zwingende technische Notwendigkeit. Ergén-
zend wies der RH darauf hin, dass sein Einsatz auch in Krankenan-
stalten technisch sehr aufwendig und damit zu teuer sei.
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14.3

15.1

15.2

15.3

Der RH hielt die Verwendung von Standardhardware, wie durch den
Auftragnehmer dokumentiert, fiir sinnvoll, nicht jedoch die Parallel-
entwicklung einer GINA-Box durch die RISE.

Fiir den RH war nicht nachvollziehbar, warum die RISE eine Referenzar-
chitektur entwickelte.

Im Hinblick auf die dargelegte Doppelgleisigkeit zwischen RISE und
Auftragnehmer empfahl der RH der SV-ChipBE, fiir die technische
Umsetzung die am Markt erhéltliche Standardhardware einzusetzen.
Weiters wire die Arbeitsvereinbarung mit der RISE im Bereich Gewerke
zu beenden.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei die Entwicklung eines
LAN-fiihigen Chipkartenlesers auch fiir die zukiinftige Vielzahl zusdtz-
licher Nutzer, wie z.B. Institute, Ambulatorien, sinnvoll gewesen. Der
Vertrag mit der RISE iiber das Referenzmodell sei zwischenzeitlich
beendet.

Die SV-ChipBE beabsichtigte, ab dem Start der Musterpraxis zehn Mit-
arbeiter an den Auftragnehmer fiir den Betrieb zu entsenden. Diese
sollten fiir den Hauptverband und indirekt fiir die Sozialversicherungs-
triger den Betrieb der Betriebszentralen im Bereich der e-card {iber-
nehmen. Mit der Schaffung eines eigenen Mitarbeiterstabes wiirde sich
die Geschiftstatigkeit der SV-ChipBE auch nach Projektabschluss fort-
setzen.

Der RH erachtete den Einsatz von SV-ChipBE-Mitarbeitern fiir die
Betriebszentralen fiir nicht zweckméaBig, weil die Kernaufgaben der
Leistungsverrechnung nicht vom Hauptverband an einen externen
Dienstleister vergeben werden sollten. Er empfahl, die fiir das Projekt
e-card einzurichtenden Betriebszentralen nach Projektabschluss und
Projektoptimierung in die Betriebszentralen (Rechenzentren) anderer
Sozialversicherungstriager einzugliedern.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes gehdre zum Unternehmensge-
genstand der SV-ChipBE neben dem Betrieb der e-card auch die Wei-
terentwicklung bestehender Applikationen und die Neuentwicklung von
Folgeprojekten.

15.4 Der RH verblieb bei seiner Ansicht, dass die Betriebszentralen in die

Rechenzentren anderer Sozialversicherungstriager eingegliedert wer-
den sollten.
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Die Erfassung des Patientenbesuchs auBlerhalb der Ordinationsrdume
hitte mit einem so genannten Mobilen Ordinations-Client erfolgen
sollen. Diese Losung wurde jedoch nach der Auftragsvergabe von der
SV-ChipBE verworfen, weil die Arzte die Anschaffungskosten fiir die
Gerite, die sich aufgrund der wenigen Hausbesuche nicht lohnten,
nicht tibernehmen wollten. Ein zweiter technischer Losungsvorschlag
in Form eines ,dual slot handset* (Handy mit zusatzlichem Einschub
fiir Karten) musste ebenfalls verworfen werden, weil es die dafiir not-
wendigen Gerdte am Markt nicht gab.

Der RH bemingelte die unzureichende technische Kompetenz der SV-
ChipBE, brauchbare Losungen vorzulegen. Er empfahl, den Mobi-
len Ordinations-Client nach MaBgabe giinstiger Anschaffungs- und
Betriebskosten sowie in Bezug auf dessen Einsatzfrequenz zu planen
und einzufiihren.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes hiitte die Osterreichische Arz-
tekammer sehr wenig Aufgeschlossenheit gezeigt, einen der beiden Wege
zZu unterstiitzen.

Die e-card wird, wie in der Ausschreibung von der SV-ChipBE ver-
langt, mit vier elektronischen Signaturen technisch vorbereitet; zwei
beziehen sich auf den Bereich der Sozialversicherung mit Sozialver-
sicherungs-Signatur sowie Sozialversicherungs—Verwaltungssignatur
und zwei weitere auf den Bereich der Biirgerkarte. Die Biirgerkarte ist
eine Kombination aus amtlichen Ausweisdokumenten und eigenhin-
diger Unterschrift im elektronischen Verwaltungsverfahren.

Uber die technische Umsetzung und die Anzahl der Signaturen auf
der e-card gab es zwischen der SV-ChipBE und der IKT-Stabsstelle
des Bundes* (IKT-Board) Gespriche, die jedoch zu keiner gemeinsa-
men Sicht der Umsetzung gefiihrt hatten. Die Verwendung von nur
zwei Signaturschliisseln, wie in der Biirgerkarte vorgesehen, wire nach
Meinung des IKT-Board ausreichend.

* Informations- und Kommunikationstechnik-Zentrum. Diese Stabsstelle, eingerich-
tet beim BKA, entwickelt, koordiniert und unterstiitzt die Umsetzung des E-Govern-
ments in Osterreich.
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Nach Ansicht des Hauptverbandes beschritt die SV-ChipBE die Vor-
bereitung der e-card auch mit Sozialversicherungs-Signaturen vor
allem deshalb, weil kein PIN-Code* notwendig und damit die Anwen-
dung der e-card patientenfreundlicher wire. AuBerdem kénnten die
jahrlichen Zertifizierungskosten wegfallen. Zudem gibe es keine Kon-
kurrenzsituation zu anderen Zertifizierungsdienstanbietern und das
Uberschreiben der Sozialversicherungs-Signatur beim Nachladen der
Biirgerkarte konnte entfallen.

* Personliche Identifikationsnummer

Der RH anerkannte die schliissige Darstellung der SV-ChipBE zur Ent-
stehung der Sozialversicherungs-Signaturen, auch wenn diese einen
hoheren technischen Aufwand notwendig machten. Er empfahl, die
Gesprache mit dem IKT-Board im Sinne einer gemeinsam umsetzba-
ren Losung abzuschlieBen.

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:
In Verwirklichung begriffene Anregungen

(1) Es wiren die Projektorganisation der SV-ChipBE zu straffen,
die Fiihrungsebenen zu reduzieren und der Personalstand auf das
fiir die Weiterentwicklung des elektronischen Verwaltungssystems
notwendige Ausmaf zu verringern.

(2) Fiir die Projektabwicklung sollten klare Abgrenzungen der Auf-
gabenbereiche zwischen den Organen des Hauptverbandes und der
Geschiftsfithrung der SV-ChipBE sowie deren eindeutig zuorden-
bare Verantwortungen festgelegt werden.

(3) Fiir die technische Umsetzung des LAN-fdhigen Kartenlesers
sowie der GINA-Box wire auch der Einsatz von am Markt erhilt-
licher Standardhardware geeignet.

(4) Der Mobile Ordinations-Client wire nach MaBgabe giinstiger
Anschaffungs- und Betriebskosten sowie in Bezug auf dessen Ein-
satzfrequenz zu planen und einzufiihren.

(5) Die gesamten Projektkosten bis zum Fertigstellungstermin (Sep-
tember 2006) wiren exakt zu erfassen.
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Verwirklichte Empfehlungen
(6) Das Budget der SV-ChipBE einschlieBlich der jahrlichen Zah-
lungen fiir das Projekt e-card sollte von den Fiihrungsorganen des

Hauptverbandes genehmigt werden.

(7) Die Beauftragung von externen Beratern sollte nach den Bestim-
mungen des Bundesvergabegesetzes 2002 erfolgen.

(8) Die Arbeitsvereinbarung mit der RISE wire zu beenden.
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir
Bildung, Wissenschaft und Kultur

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»Bildung auf einen Blick”

Die von den OECD-Staaten eingesetzten finanziellen Mittel fiir ihre
Bildungssysteme standen nicht immer im Verhaltnis zu den Leis-
tungen ihrer Schiiler. Laut den jdhrlich erscheinenden OECD-Stu-
dien ,,Bildung auf einen Blick“ wendete Osterreich im internationa-
len Vergleich fiir sein Bildungssystem sehr viel auf, die Leistungen
seiner Schiiler waren jedoch nur mittelméBig.

Die von Osterreich der OECD gemeldeten Kosten des Bildungssys-
tems waren insgesamt zu niedrig, weil die diesbeziiglichen Daten
auf viele Bereiche verteilt und hiufig mit anderen vermischt waren,
so dass sie nicht vollstindig ermittelt werden konnten.

Im BMBWK bearbeiteten mehr als zehn Organisationseinheiten Agen-
den im Zusammenhang mit internationalen Leistungsvergleichen.
Eine hierarchisch iibergeordnete Stelle sollte alle Tatigkeiten koor-
dinieren und insbesondere die Durchfiihrung von ReformmaBnah-
men an Schulen und in der Verwaltung iiberwachen.

Osterreich beteiligte sich nicht an allen Studien der OECD. Dadurch
fehlten Vergleichsdaten fiir die Ausarbeitung von MaBnahmen zur
Verbesserung des dsterreichischen Bildungssystems.

Hohere Lehrergehilter gewiahrleisteten nicht eine groBere Effektivi-
tat des Unterrichts. Laut der OECD-Studie des Jahres 2003 waren in
Finnland die Lehrergehilter wesentlich niedriger als in Osterreich,
die Leistungen der Schiiler jedoch bedeutend besser. Die Motiva-
tion der Lehrer und Schiiler sowie die angewendeten Lehrmetho-
den beeinflussen den Lernertrag wesentlich.

Zwischen dem zahlenméBigen Schiiler/Lehrer-Verhiltnis bzw. der
Klassengréfe und den Kompetenzen der Schiiler ist aus den Ergeb-
nissen von ,,Bildung auf einen Blick® kein Zusammenhang erkenn-
bar. Dieser Indikator wird vor allem von der Lehrverpflichtung der
Lehrer und den Unterrichtsstunden der Schiiler beeinflusst.
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Der im internationalen Vergleich geringen Anzahl von Lehrern zwi-
schen 50 und 59 Jahren stand eine hohere Anzahl von Friithpensi-
onisten gegeniiber. Eine sorgfiltige Planung des Lehrerbedarfs war
notwendig.

In Osterreich war die einzige Voraussetzung fiir den Beginn des Lehr-
amtsstudiums die kérperliche Eignung fiir die Ausbildung. In Finn-
land dagegen mussten die Kandidaten einen Eingangstest bestehen.

Laut der PISA-Studie 2000 war die Unterstiitzung der Schiiler durch
die Lehrer in Osterreich durchschnittlich. In Finnland dagegen war
eine gezielte, individuelle Lernhilfe fiir schwichere Schiiler Bestand-
teil des Dienstverhéaltnisses der Lehrer.

Um die Motivation und die Freude der Schiiler fiir das Lernen zu
erhohen, ist die Forderung von Stirken - z.B. besonderer Begabun-
gen — wichtiger als das aufwendige und haufig vergebliche Besei-
tigen von Schwichen.

Im internationalen Vergleich war in den skandinavischen Liandern der
Einfluss des soziookonomischen Status der Schiiler auf ihren Lerner-
folg gering. Zur besseren Erfassung der vorhandenen Begabungen sind
ein giinstiges Lernklima fiir alle Schiiler und neue Unterrichtsmodelle
notwendig.

Lingere Unterrichtszeiten erhohten nicht stets den Lernerfolg der
Schiiler. Laut der OECD-Studie des Jahres 2003 waren in Finnland
die Unterrichtszeiten deutlich geringer als in Osterreich, die Leis-
tungen der Schiiler jedoch bedeutend besser.

Die Autonomie der Schulen in padagogischen Fragen hat zur Bildung
von Schulprofilen wesentlich beigetragen. Internationale Vergleiche
zeigen, dass eine erweiterte Mitsprache der Schulen bei der Lehrer-
auswahl und der Einsatz von Verwaltungsbediensteten fiir Verwal-
tungs— und Schulmanagement Vorteile fiir die Schulen bringen.

Internationale Vergleiche zeigen auch, dass der Besuch von vorschu-
lischen Einrichtungen mit Bildungsfunktion sich vorteilhaft auf den
spiteren Lernerfolg der Kinder auswirkt. Beispielsweise besuchten
in Finnland 90 % der Kinder ein fakultatives Vorschuljahr.
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Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

International war die pidagogische Sinnhaftigkeit von Klassenwie-
derholungen umstritten. Beispielsweise waren sie in Finnland eine
Ausnahme. Klassenwiederholungen verursachen personliche und
volkswirtschaftliche Mehrkosten, die durch gezielte Forderung ver-
mieden werden konnen.

Die Schliisselfaktoren fiir die Qualitit des Bildungswesens waren
Motivation, Fachwissen sowie padagogische und didaktische Fihig-
keiten der Lehrer. Reformen sowohl bei der Erstausbildung der Leh-
rer aller Stufen als auch bei der berufsbegleitenden Weiterbildung
sind notwendig.

Kenndaten betreffend die Mitwirkung des BMBWK an der

Rechtsgrundlage Bundesministeriengesetz 1986, BGBI. Nr. 76/1986 i.d.g.F.

Datenerhebung in Osterreich durch
- das BMBWK (Schulstatistik, Hochschulstatistik, Lernumfeld und Schulorganisation),
— das BMWA (berufliches Umfeld) und
- die Statistik Osterreich (Ausgaben und Schulerhalter)

Ausgaben des BMBWK fiir die PISA-Studie 2000 1,19 Mill. EUR

Durchschnittliche jahrliche Reisekosten des BMBWK in den
Jahren 2000 bis 2003 fiir die Mitwirkung in OECD-Gremien 13.000 EUR

OECD-Studie ,,Bildung auf einen Blick“

Priifungsablauf und
-gegenstand

1 Der RH iiberpriifte im August und September 2003 die Gebarung des
BMBWK betreffend die Mitwirkung an der Erstellung der jahrlichen
OECD-Studien ,,Bildung auf einen Blick".

Zu dem im Februar 2004 {ibermittelten Priifungsergebnis nahm das

BMBWK im August 2004 Stellung. Der RH erstattete seine Gegendu-
Berung im Dezember 2004.
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Allgemeines
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2.1

2.2

2.3

2.4

Die OECD veréffentlicht jahrlich in ,Bildung auf einen Blick” so ge-
nannte Bildungsindikatoren, die den aktuellen Stand der Bildungssys-
teme in den OECD-Staaten vom Kindergarten bis zum lebensbeglei-
tenden Lernen der Erwachsenen beschreiben.

Das ,Programme for International Student Assessment* (PISA) der OECD
beschreibt in regelméBigen Abstinden (derzeit alle drei Jahre) Schiiler-
leistungen in wichtigen Fachbereichen (z.B. Lesen, Mathematik, Natur-
wissenschaften). Damit ist es moglich, Bildungs- und Lernergebnisse
sowie die wichtigsten Faktoren, die diese beeinflussen, zu vergleichen.

Die OECD-Studie ,Bildung auf einen Blick 2002“ enthielt erstmals
auch Ergebnisse der PISA-Studie. Deren Ergebnisse lésten in Oster-
reich heftige Diskussionen aus. Neben Kritik an Osterreichs Schulen
(,Osterreich hat das teuerste Bildungssystem, seine Schiiler sind aber
nur MittelmaB*) wurde auch auf die Probleme beim Vergleich inter-
nationaler Daten hingewiesen.

Der RH {iberpriifte die Stichhaltigkeit der vorgebrachten Argumente
anhand der Bildungsindikatoren der OECD und weiterer Vergleichs-
studien (unter anderem der EU und EURYDICE?). Insbesondere unter-
suchte er, welche Faktoren die Kosten des dsterreichischen Bildungs-
systems bzw. die Qualitit der dsterreichischen Schulen beeinflussen.

* Informationsnetz fiir das Bildungswesen in Europa

Bei internationalen Vergleichen wihlte der RH als ,best practice“-Bei-
spiel Finnland, das bei vielen Bildungsindikatoren sehr gut lag.

Der RH zog fiir seine Analyse die OECD-Veréffentlichungen der Jah-
re 2001 bis 2003 heran. Die im Folgenden getroffenen Feststellun-
gen behalten auch im Hinblick auf die OECD-Studie des Jahres 2004
und die PISA-Ergebnisse 2003, die mittlerweile ver6ffentlicht worden
waren, ihre Giiltigkeit und Aktualitét.

Das BMBWK wies darauf hin, dass der RH zum Vergleich der Leis-
tungen der 15-jihrigen Schiiler fast ausschlieBlich die PISA-Ergeb-
nisse herangezogen habe. Allerdings konnten erginzend auch andere
Indikatoren wie die Jugendarbeitslosigkeit herangezogen werden. Hier
habe Osterreich mit 6,9 % den niedrigsten Wert in der EU, Finnland
jedoch liege mit 20,5 % nur auf Platz 17.

Der RH erwiderte, er habe lediglich die Arbeitsergebnisse des BMBWK
im Bereich der schulischen Bildung untersucht.
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Bildungsindikatoren

Internationale
Vergleichbarkeit

3.1

3.2

3.3

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

Die jihrlichen Veroffentlichungen der OECD ,Bildung auf einen Blick*
waren ein Instrument zur Verbreitung von Indikatoren, die den Kon-
sens der Fachwelt zur Erfassung und Messung des gegenwértigen Stan-
des des Bildungssystems im internationalen Vergleich widerspiegelten
(Bildungsindikatoren).

Die OECD berechnete die Bildungsindikatoren mit Hilfe der von den
Mitgliedslandern in einem Fragebogen gemeldeten Daten, weiteren
statistischen Zahlen aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
sowie der Bevolkerungsstruktur von EUROSTAT und UNESCO. Zahl-
reiche Staaten hatten Probleme, ihre landesspezifischen Daten an das
vorgegebene Schema der OECD anzupassen. Dies betraf insbesondere
die Schulstruktur, die Arbeitszeit der Lehrer und die Kosten des Bil-
dungssystems.

In Osterreich wurden die erforderlichen Daten vor allem im BMBWK
(Schulstatistik, Hochschulstatistik, Kommunikation Lehrer-Schiiler und
Schulorganisation) und bei der Statistik Osterreich (Bildungskosten,
volkswirtschaftliche Daten) gesammelt.

Die vom BMBWK und von der Statistik Osterreich der OECD zur Ver-
fligung gestellten Daten entsprachen weitgehend den Vorgaben. Aller-
dings wiesen sie in Teilbereichen, wie die Kommunikation Lehrer-
Schiiler und die Schulorganisation, Ungenauigkeiten auf, was auf die
begrenzten Ressourcen fiir die Datenerhebung zuriickzufiihren war.
Angesichts der betrdchtlichen Unterschiede zwischen den Bildungs-
systemen der OECD-Staaten waren sie aber unerheblich.

Der RH empfahl dem BMBWK, in den Expertengremien der OECD das
Problem der internationalen Vergleichbarkeit verstirkt vorzubringen
und auf eine Vereinheitlichung zu dringen.

Laut Stellungnahme des BMBWK sei die Problematik der Vergleichbar-
keit internationaler Daten schon seit einiger Zeit bekannt. Daher finde
sich auch im Arbeitsprogramm der Bundesregierung ein entsprechen-
des Arbeitsvorhaben. Ferner hitten Vertreter Osterreichs in den ein-
zelnen OECD-Gremien entsprechende Vorbringen unterbreitet.
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Organisation

im BMBWK
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4.1 Im BMBWK waren die Tatigkeiten im Zusammenhang mit ,Bildung

4.2

4.3

auf einen Blick® auf acht Abteilungen, vier Sektionen und eine Pro-
jektgruppe zur Betreuung von PISA verteilt. Mit der Datenerhebung
waren weitere fiinf Abteilungen befasst. Der nationale Gesamtkoor-
dinator der dsterreichischen Daten war ein Mitarbeiter der Abteilung
fiir Bildungsstatistik des BMBWK.

Uber die Ergebnisse der Beratungen der OECD-Arbeitsgruppen und
die damit zusammenhingenden Arbeiten war keine formale Berichts-
struktur festgelegt. Auch wurden dem RH keine zusammenfassenden
Berichte liber die Tétigkeiten aller beauftragten Bediensteten und die
sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen oder durchzufiihrenden
MaBnahmen vorgelegt.

Der RH erachtete die Aufteilung der Aktivititen des BMBWK - im
Zusammenhang mit internationalen Leistungsvergleichen wie ,Bil-
dung auf einen Blick” und PISA auf mehr als zehn Organisationsein-
heiten bzw. mehr als 20 Mitarbeiter - ohne zentrale Koordination fiir
eine zielgerichtete Entwicklungsarbeit ungeeignet.

Er empfahl, eine einzige, hierarchisch tibergeordnete Stelle einzurich-
ten, die alle diesbeziiglichen Tétigkeiten iiberwacht und steuert. Dazu
gehorten insbesondere die

- Uberwachung der Datenerhebung und Uberpriifung der zu melden-
den Daten,

- Analyse internationaler Vergleichsstudien,

- Ausarbeitung von MaBnahmen zur Qualititsverbesserung oder Kos-
teneinsparung,

- Uberwachung der Durchfiihrung der vorgeschlagenen MaBnahmen
an Schulen und im Verwaltungsbereich sowie

- Uberpriifung der durchgefiihrten MaBnahmen auf ihre Wirksamkeit
und Zielerreichung.

Laut Mitteilung des BMBWK sei im Hinblick auf eine addquate Orga-
nisationsstruktur die Koordination aller Abliufe im Zusammenhang
mit internationaler Bildungsstatistik der Abteilung fiir Bildungsstatis-
tik iibertragen worden. Die Gesamtkoordination der Bildungsinforma-
tion obliege unmittelbar der Leitung der Sektion V.
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Teilnahme an
Vergleichsstudien

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

5.1 Die jahrlichen Ver6ffentlichungen von ,Bildung auf einen Blick” ent-

5.2

5.3

hielten gleiche oder dhnliche Schwerpunkte, deren Inhalte jedoch durch
die laufende Weiterentwicklung der Bildungsindikatoren und die Auf-
nahme neuer Indikatoren nicht immer eine fortlaufende Datenreihe
darstellten.

Osterreich nahm bei den meisten Indikatorenvergleichen fiir ,,Bildung
auf einen Blick“ der Jahre 2001 bis 2003 teil. Allerdings fehlten Daten
aus Osterreich fiir die Erwachsenenbildung (in den Jahren 2001 und
2002), fiir das unterrichtende und nicht unterrichtende (die Lehrer
unterstiitzende) Personal (im Jahr 2003) und fiir die Lesefdhigkeit nach
der vierten Schulstufe (IGLU bzw. PIRLS*; im Jahr 2003). Teilweise
fehlten Daten aus Osterreich auch zur Nutzung der Informations— und
Kommunikationstechnologie an Schulen und im privaten Bereich sowie
beziiglich der Ertrage aus Bildungsinvestitionen.

* IGLU: Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung
PIRLS: Progress in Reading Literacy Study

Die Ausgaben des BMBWK fiir die PISA-Studie 2000 betrugen insge-
samt rd. 1,19 Mill. EUR. Die durchschnittlichen jihrlichen Reisekos-
ten der Bediensteten des BMBWK in den Jahren 2000 bis 2003 fiir die
Mitwirkung in OECD-Gremien beliefen sich auf rd. 13.000 EUR.

Der RH empfahl dem BMBWK eine verstirkte Teilnahme an internatio-
nalen Vergleichsstudien, um aus den Ergebnissen MaBnahmen zur Ver-
besserung des dsterreichischen Bildungssystems ableiten zu kénnen.

Laut Mitteilung des BMBWK begriif3e es die vom RH empfohlene ver-
stirkte Teilnahme an internationalen Aktivititen und Vergleichen. Aller-
dings sei stets die Sinnhaftigkeit jeder einzelnen Teilnahme an Vergleichs-
projekten zu priifen, weil vor allem Studien, die mit der Erhebung von
Primdirdaten verbunden seien, sehr kostspielig sein kénnten.
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Bildungsausgaben

Ermittlung

66

6.1

6.2

6.3

Die OECD verwendete fiir die Berechnung der Indikatoren {iber die Bil-
dungskosten die ,laufenden“ Ausgaben fiir die Bildungseinrichtungen.
Die Grundlage dafiir waren die Rechnungsabschliisse der 6ffentlichen
Schulerhalter Bund, Linder, Gemeinden und Gemeindeverbinde. Die-
sen Rechnungsabschliissen konnten die Ausgaben fiir Bildung aber
nur dann ohne besonderen Aufwand entnommen werden, wenn sie
als solche bezeichnet waren.

Zahlreiche Ausgaben, wie jene fiir kiinftige Pensionen der Lehrer, die
Gemeinkosten der 6ffentlichen Schulerhalter und zusitzliche Leis-
tungen wie Verkdstigung, Unterbringung, schulérztlicher Dienst bei
Pflichtschulen, Fahrtkosten sowie die betrieblichen Aufwendungen fiir
Lehrlinge im Rahmen der dualen Ausbildung, waren nicht als ,Bil-
dungsausgaben® verbucht. Sie konnten daher entweder gar nicht erho-
ben werden oder wurden geschétzt. Dariiber hinaus waren die priva-
ten Schulerhalter nicht verpflichtet, ihre Kosten zu melden.

Der RH empfahl dem BMBWK, auf eine Verbesserung der Datenerfas-
sung zu dringen. Notwendig wére beispielsweise eine bessere Darstel-
lung der Bildungsausgaben in den Rechnungsabschliissen der 6ffent-
lichen Schulerhalter.

Laut Mitteilung des BMBWK unterstiitze es die Statistik Osterreich bei
der Erfiillung ihrer Aufgaben durch inhaltliche Beratung und Beauf-
tragung von Studien.
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Hohe 7.1 Die OECD verdffentlichte in ,Bildung aufeinen Blick 2003* fiir 45 OECD-
Staaten die Bildungsausgaben des Jahres 2000 je Schiiler/Studieren-
den. In der folgenden Tabelle sind die von Osterreich und Finnland
aufgewendeten Ausgaben einander gegeniiber gestellt.

Reihung nach der Héhe
der Bildungsausgaben

Ausbildungsstufe Osterreich ~ Finnland Hohe der Ausgaben
Finnlands bezogen
auf jene Osterreichs

in %
Primarbereich (Volksschule) 4 14 66
Sekundarbereich I
(Hauptschule und allgemein
bildende hohere Schulen - Unterstufe) 1 9 75
Sekundarbereich II
(allgemein und berufsbildende mittlere
und hohere Schulen, Berufsschulen) 6 14 69
Sekundarbereiche I und II gesamt 3 14 71
Gesamter Tertidrbereich
(Universitidten und Hochschulen) 15 19 76
Je Studierenden fiir die
gesamte Studiendauer 4 5 75
Anteil am Bruttoinlandsprodukt
je Kopf 3 20 80

Die PISA-Ergebnisse enthielten stets auch eine statistische Bandbreite.
Danach hatte Finnland beim Lesetest im Jahr 2000 eindeutig den ers-
ten Platz belegt, wihrend Osterreich zwischen den Ringen 11 und 16
(Gesamtergebnis an zehnter Stelle) lag.

Neben Finnland wendeten auch Australien, Siidkorea und das Verei-
nigte Konigreich deutlich geringere Bildungsausgaben je Schiiler im
Primar- und Sekundarbereich I als Osterreich auf. Trotzdem erbrach-
ten ihre Schiiler laut der PISA-Studie 2000 bessere Leistungen.
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7.2

7.3

Kosten der Bildung

Nach Ansicht des RH sollte der Erfolg der Schulen und Universitdten
vermehrt am ,output” bzw. ,outcome“ gemessen werden, die beide
wesentlich von Faktoren abhidngen, die nicht unmittelbar mit finan-
ziellen Mitteln beeinflusst werden konnen (z.B. die Kommunikation
zwischen Schiilern und Lehrern oder das Lern- und Lehrklima an den
Schulen).

Ferner empfahl der RH die Einfiihrung einer leistungsgerechten Besol-
dung fiir Lehrer.

Laut Stellungnahme des BMBWK teile es die Ansicht des RH, dass
einzelne Faktoren nicht isoliert gesehen werden kénnten, sondern die
Wechselwirkungen beachtet werden miissten.

Lehrergehdlter 8.1 Die folgende Tabelle zeigt die Jahresgehilter von Lehrern im Sekundar-
bereich I an 6ffentlichen Bildungseinrichtungen (in Osterreich Haupt-
schulen und allgemein bildende hohere Schulen - Unterstufe) in aus-
gewihlten Staaten.

Gehalter?) Verhiltnis Rang beim
des Gehalts PISA-Lesetest
am nach 15 Jahren am nach 15 Jahren (unter Bertick-
Laufbahn-  Berufserfahrung in  Laufbahn- | zum BIP/Kopf sichtigung der
beginn US-Dollar, ende statistischen
kaufkraftbereinigt Bandbreite bei
31 Staaten)?

Finnland 22.320 30.945 32.429 1,17 1

Irland 23.861 37.234 41.977 1,24 2 bis 9

Stidkorea 25.045 42.713 68.449 2,69 3 bis 9

Osterreich 24.251 33.187 50.428 1,16 8 bis 17

Schweiz 41.358 54.852 64.707 1,81 10 bis 24

Tschechische

Republik 10.704 13.941 18.429 0,97 15 bis 24

Deutschland 39.853 49.053 51.210 1,84 15 bis 26

Landermittel aller

Teilnehmerstaaten 23.283 31.968 38.787 1,34 -

1) Quelle: ,Bildung auf einen Blick 2003“: Tabelle D5.1; ,Lehrergehilter (2001)*
2) Quelle: ,Bildung auf einen Blick 2003*“: Tabelle A5.2; Mehrfachvergleich der mittleren Schiilerleistungen
der Lander auf der PISA-Skala der Lesefihigkeit und des Leseverstindnisses (2000)
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8.2

8.3

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

Die OECD-Studie ,Bildung auf einen Blick 2003 zeigte, dass hohere
Lehrergehilter nicht in allen Fillen den Lernerfolg der Schiiler erho-
hen. Die Gehilter der Lehrer im Sekundarbereich I lagen in Finnland
unter dem Mittel aller OECD-Staaten und waren nur rund halb so hoch
wie in der Schweiz. Trotzdem wurden die finnischen Schiiler Testsie-
ger, wihrend jene der Schweiz im hinteren Mittelfeld lagen.

Andererseits zeigten die Schiiler in Korea, das von den angefiihrten
Staaten die hochsten Lehrerausgaben hatte, bei PISA gute Leistungen
(z.B. beim Schwerpunkt Leseverstindnis Platz 5 und bei den Fragen
im mathematischen und naturwissenschaftlichen Bereich die Plétze
2 bzw. 1).

Auch fiir den Primarbereich (Volksschule) und den Sekundarbereich II
(allgemein bildende hohere Schulen - Oberstufe und berufsbildende
mittlere und hohere Schulen) zeigte die Statistik der OECD das glei-
che Bild.

Die internationalen Erfahrungen waren widerspriichlich. So waren gute
Schiilerleistungen bzw. eine hohe Effektivitit der Schule sowohl bei
niedrigen als auch bei hohen Lehrergehaltern moglich.

Nach Ansicht des RH gibt es keinen ,absolut richtigen* Weg bei der
Gehaltspolitik. Er empfahl dem BMBWK, beabsichtigte ReformmaB-
nahmen anhand von internationalen Erfahrungen auf ihre Eignung
zur Erreichung des jeweils angestrebten Ziels zu priifen. Insbesondere
sollte davon Abstand genommen werden, isoliert die Anfangsgehal-
ter zu erhohen, weil damit jedenfalls die Kosten erhéht werden, ohne
gleichzeitig eine Qualitatsverbesserung zu garantieren.

Laut Stellungnahme des BMBWK war es nicht beabsichtigt, eine ein-
seitige Erhéhung der Anfangsbeziige vorzunehmen, sondern — dem
Weg des RH folgend — werde eine gesamthafte Sichtweise aufgrund
der Erfahrungen der Vergangenheit einerseits und der zu erwartenden
Entwicklungen andererseits allen Uberlequngen zugrunde gelegt.
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KlassengroRe

70

9.1

9.2

In vielen Staaten wurde {iber die optimale KlassengroBe diskutiert.
Kleinere Klassen wurden deshalb geschitzt, weil sich die Lehrer den
einzelnen Schiilern mehr widmen konnten. Gleichzeitig stiegen damit
jedoch der Bedarf an Lehrern und die Bildungskosten insgesamt.

Die folgende Tabelle zeigt die durchschnittlichen Klassengréfen im
Primarbereich (Volksschule) und im Sekundarbereich I (in Osterreich
Hauptschulen und allgemein bildende héhere Schulen - Unterstufe)
in ausgewihlten Staaten.

Durchschnittliche Klassengrof3en

Land Primarbereich Sekundarbereich I
Finnland keine Angaben keine Angaben
Irland 24,5 21,9

Korea 36,3 37,7
Osterreich 19,4 23,6
Schweiz 19,8 18,7
Tschechische Republik 20,0 22,0
Deutschland 22,4 24,6

Liandermittel aller
Teilnehmerstaaten 22,0 24,0

Quelle: ,Bildung auf einen Blick 2003“: Tabelle D2.1; ,Durchschnittliche Klassen-
grofe nach Art der Bildungseinrichtung und Bildungsbereich (2001)*

Aus den internationalen Statistiken lieB sich kein Zusammenhang zwi-
schen KlassengroBe und Lernerfolg ableiten. So wurden beispielsweise
in Korea — entgegen der allgemeinen Ansicht — mit auBerordentlich
hohen Klassenschiilerzahlen sehr gute Ergebnisse erzielt. Nach Ansicht
des RH ist das ein Hinweis darauf, dass der Lernerfolg offensichtlich
auch von anderen Faktoren (z.B. Motivation der Schiiler, soziales Ler-
nen) stark beeinflusst wird.
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ZahlenmaRiges
Schiiler/Lehrer-
Verhaltnis

10.1

10.2

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

Auch das zahlenmiBige Schiiler/Lehrer-Verhiltnis wurde hiufig als
indirekte Kennzahl zur Messung der Bildungsqualitidt herangezogen.
Dem lag die Annahme zugrunde, dass bei einer niedrigen Verhéltnis-
zahl die Lehrer die Schiiler besser betreuen kénnten.

Die folgende Tabelle zeigt das zahlenméBige Schiiler/Lehrer-Verhéltnis
im Primarbereich (Volksschule) und im Sekundarbereich I (in Oster-
reich Hauptschulen und allgemein bildende héhere Schulen - Unter-
stufe) in ausgewihlten Staaten.

ZahlenmiBiges Schiiler/Lehrer—Verhiltnis

Land Primarbereich Sekundarbereich I
Finnland 16,1 10,9

Irland 20,3 15,2

Korea 32,1 21,0
Osterreich 14,3 9,8
Schweiz keine Angaben keine Angaben
Tschechische Republik 19,4 14,5
Deutschland 19,4 15,7

Liandermittel aller
Teilnehmerstaaten 17,0 14,5

Quelle: ,Bildung auf einen Blick 2003“: Tabelle D2.2; ,Zahlenmé&Biges Verhéiltnis
von Schiilern zu Lehrkréften in 6ffentlichen und privaten Bildungseinrich-
tungen (2001)*

Das in Osterreich im internationalen Vergleich niedrige Verhiltnis
von Schiilern je Lehrer wurde mit dem Fehlen des in anderen Staa-
ten vorhandenen unterstiitzenden Personals erklért. Dariiber enthiel-
ten die Studien ,Bildung auf einen Blick® von 2001 bis 2003 keine
Informationen.

Nach Ansicht des RH lésst sich kein Zusammenhang zwischen dem
Lernerfolg und dem zahlenmiBigen Schiiler/Lehrer-Verhiltnis ablei-
ten. Dieser Indikator wird vor allem von der Klassengrof3e, der Anzahl
der Unterrichtsstunden der Schiiler und der Unterrichtszeit der Lehrer
bestimmt.

Der RH empfahl dem BMBWK, bei der OECD eine Untersuchung iiber
das die Lehrer unterstiitzende Personal an Schulen anzuregen.
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Unterrichts- und
Arbeitszeit der Lehrer

11.1 Die folgende Tabelle zeigt die vorgeschriebene Unterrichtszeit (Netto-
arbeitszeit in Stunden zu je 60 Minuten) eines Vollzeitlehrers in 6ffent-
lichen Schulen in der Primarstufe und den beiden Sekundarstufen I
und II in ausgewdhlten Staaten.

Nettounterrichtszeit der Lehrer

wihrend eines Jahres
in Stunden zu 60 Minuten

Land Primarstufe Sekundarstufe I Sekundarstufe II
Finnland 656 555 542
Irland 915 735 735
Korea 828 553 519
Osterreich 799 627 602
Schweiz keine Angaben keine Angaben keine Angaben
Tschechische Republik 605 605 576
Deutschland 784 735 684

Liandermittel aller
Teilnehmerstaaten 792 714 656
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In allen angegebenen Lindern, ausgenommen der Tschechischen Republik, mussten die Lehrer
nur wihrend des Unterrichts an der Schule anwesend sein.

Quelle: ,Bildung auf einen Blick 2003“: Tabelle D6.1; Aufteilung der Arbeitszeit von
Lehrern (2001)“

Der Indikator ,Unterrichtszeit und Arbeitszeit der Lehrer” zeigte keinen
Zusammenhang mit dem Lernertrag. Bei PISA konnten sowohl Staaten
mit einer niedrigen Anzahl an Unterrichtsstunden (z.B. Finnland) als
auch solche mit einer hohen (z.B. Irland) gute Ergebnisse erzielen.

11.2 Nach Ansicht des RH waren die Unterrichts— bzw. Arbeitszeit der Leh-
rer in Verbindung mit der Ferienregelung ein entscheidender Bestand-
teil der Arbeitsbedingungen der Lehrer und beeinflussten die Attrak-
tivitat des Lehrberufs.
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Sonstige Kostenfaktoren

Alter der Lehrer

Organisation von
Lehrerabwesenheiten

12.1

12.2

12.3

13.1

13.2

13.3

Mitwirkung des BMBWK an der OECD-Studie
»~Bildung auf einen Blick”

Aufgrund der Gehaltssteigerungen war das Alter der Lehrer ein wesent-
licher Kostenfaktor. Osterreich hatte zwar im internationalen Vergleich
verhiltnisméiBig wenig Lehrer zwischen 50 und 59 Jahren, doch stand
dem eine hohe Anzahl an Friihpensionisten gegeniiber; dadurch ent-
standen in Summe héhere Kosten.

Der RH empfahl dem BMBWEK, verstérkt auf die Anhebung des durch-
schnittlichen Pensionsantrittsalters hinzuwirken und kiinftig den Bedarf
an Lehrern sorgfaltiger zu planen. Der RH schétzte das Einsparungspo-
tenzial pro zusitzlichen Dienstjahr (Verlingerung der Gesamtdienst-
zeit und spiterer Ubertritt in den Ruhestand) auf jihrlich rd. 25 Mill.
EUR.

Laut Mitteilung des BMBWK wiirden derzeit betriichtliche Energien in
die Planung des kiinftigen Lehrerbedarfs flieBen. Beispielsweise wiir-
den von einem externen Forschungsinstitut Prognosen zu Schiilerzah-
lenentwicklungen und -strémen erstellt werden.

Wenn Lehrer beispielsweise wegen Krankheit oder Weiterbildung von
der Schule abwesend waren und ihren Unterricht nicht halten konn-
ten, wurden andere Lehrer als Vertretung eingesetzt. Dadurch entstand
ein Mehraufwand in Form von Uberstundenentgelt (Mehrdienstleis-
tungsvergiitungen) oder durch die gehaltene Lehrerreserve.

Die wesentliche Ursache fiir den Mehraufwand bei Lehrerabwesen-
heiten lag in der Arbeitszeitregelung fiir Lehrer. Der RH empfahl dem
BMBWK, Alternativen zur bisherigen Vertretungspraxis zu entwickeln,
die nicht automatisch zu einem Mehraufwand fiihren. Der RH schitzte
das Einsparungspotenzial durch eine zweckmiBigere Organisation auf
rd. 30 Mill. EUR.

Laut Stellungnahme des BMBWK sei im neuen Landeslehrerdienstgesetz
eine Jahresverpflichtung von zehn Stunden fiir unvorhergesehene Ver-
tretungen vorgesehen. Weiters wiirden seit dem Schuljahr 2001/2002
im Bundesschulbereich nicht mehr alle Supplierstunden automatisch
bezahlt. Insgesamt wiirden die Lehrerabwesenheiten finanziell nur in
sehr geringem Ausmal wirksam.
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Aus- und Weiter- 14.1
bildung der Lehrer

14.2
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Die Ausbildung der Lehrer umfasste in allen OECD-Staaten einen fach-
bezogenen und einen pddagogischen Teil sowie praktische Unterrichts-
erfahrung. Diese drei Ausbildungsteile konnten entweder gleichzeitig
(so genanntes ,paralleles Modell“) oder hintereinander (so genann-
tes ,zeitversetztes Modell“) durchlaufen werden. Beim zeitversetzten
Modell erwarben die Studierenden zuerst einen hoheren Bildungsab-
schluss und begannen danach die pidagogische Ausbildung.

In Osterreich erfolgte die Ausbildung der Lehrer fiir die allgemein bil-
denden Pflichtschulen an Pddagogischen Akademien und die der Leh-
rer fiir mittlere und héhere Schulen an Universititen. Die einzige Vor-
aussetzung fiir den Beginn des Studiums war die korperliche Eignung
fiir die Ausbildung.

Im Vergleich dazu wurden in Finnland die Kindergartenerzieher, die
Lehrer im Primarbereich und in den Sekundarbereichen I und II an
den padagogischen Fakultiten der Universitdten oder gleichwertigen
Lehrerausbildungseinrichtungen nach dem parallelen Modell ausge-
bildet. Voraussetzung fiir das Studium war das Absolvieren eines Ein-
gangstests.

Zur beruflichen Weiterbildung der Lehrer in den einzelnen Staaten
gab es nur wenige Daten. In ,Bildung auf einen Blick 2003“ hatte die
OECD die Ergebnisse einer Untersuchung in 14 Staaten ,International
Survey of Upper Secondary Schools* (ISUSS) ver6ffentlicht, an der
Osterreich allerdings nicht teilnahm. Danach war die hiufigste einge-
setzte Methode die schulinterne Fort- und Weiterbildung, oft verbun-
den mit Forschungstitigkeiten. Fiir einzelne Lehrer vorteilhaft waren
Veranstaltungen oder Lehrgénge mit offiziellen Abschliissen, die zu
einer hoheren oder spezifischen Qualifikation fiihrten.

Nach Ansicht des RH kann die Lehrerausbildung nur der erste Schritt
in der Berufslaufbahn eines Lehrers sein. Gestiitzt auf die Daten von
,Bildung auf einen Blick” der Jahre 2002 und 2003 und internatio-
nalen Beispielen, insbesondere dem Finnlands, hielt der RH fiir Oster-
reich sowohl bei der Erstausbildung der Lehrer aller Stufen als auch
bei der berufsbegleitenden Weiterbildung zur Erhaltung der Fachkom-
petenz auf hohem Niveau unter anderem folgende Reformmafinahmen
fir zweckmaBig:
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- Aufnahmekriterien fiir ein Lehramtsstudium (z.B. Test beziiglich der
Eignung fiir den Lehrberuf, Aufnahmegesprich, bisheriger Studiener-
folg),

- eine gleichwertige pddagogische Ausbildung fiir Lehrer aller Stufen
(Elementarbereich bis Sekundarbereich II) und

- verpflichtende Lehrerfortbildung mit Priifungen.

14.3 Laut Stellungnahme des BMBWK sei derzeit ein , Kernteam* damit beauf-

tragt, die Eckpunkte der neuen Hochschulen fiir pddagogische Berufe vor-
zubereiten. Ferner sei dieses Team damit beauftragt, verschiedene Mabg-
lichkeiten der Evaluierung in der Studieneingangsphase zu priifen und
entsprechende Vorschlige auszuarbeiten.

Beziiglich der verpflichtenden Lehrerfortbildung mit offiziellem Abschluss-
test wies das BMBWK darauf hin, dass im Bereich der Pflichtschullehrer
bereits eine Verpflichtung zur Fortbildung bestehe. Aufgrund der ginz-
lich verschiedenen Erfordernisse und Zielsetzungen etwa im Bereich
des berufsbildenden Schulwesens sei eine Standardisierung jedoch sehr
schwierig.

15.1 In den OECD-Staaten verbrachten 6- bis 15-jidhrige Schiiler im Durch-

schnitt 900 Stunden pro Jahr in der Schule bzw. im Unterricht. Die in
dieser Zeit erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen bestimmten nicht
nur die kiinftige Form des Lernens, sondern auch die Motivation und
den spiteren Lebensstil.

Bei der PISA-Studie 2000 wurden 15-jdhrige Schiiler unter anderem
zum Thema ,Unterstiitzung durch die Lehrkrifte* befragt. Im OECD-
Durchschnitt gaben 60 % an, dass die Lehrer sie unterstiitzten. Die
Unterstiitzung war in Deutschland, Korea, Luxemburg, Polen und der
Tschechischen Republik am geringsten, in Australien, Kanada, Neu-
seeland, Portugal, im Vereinigten Kénigreich und in den Vereinigten
Staaten von Amerika (USA) am hochsten.

In Finnland beispielsweise war eine gezielte individuelle Lernhilfe fiir
schwichere Schiiler Bestandteil der Dienstverhéltnisse der Lehrer. Fiir
Osterreich zeigten die Daten eine unterdurchschnittliche Unterstiit-
zung.
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15.2

15.3

Die Mehrzahl der Staaten, die bei der PISA-Studie 2000 im Spitzen-
feld lagen, hatte bei den Indikatoren ,,Unterstiitzung der Schiiler durch
die Lehrkréfte, ,Schuldisziplin®“, ,Arbeitshaltung der Lehrer”, ,Leis-
tungsorientierung® und ,Nutzung der Bildungsressourcen“ hohe oder
durchschnittliche Werte.

Die OECD kam zu dem Schluss, dass eine positive Auspriagung die-
ser Indikatoren auf eine Schulpolitik hinweist, die den Schiiler und
nicht den Input in die Schulen (Personal- und Sachaufwand) oder die
Lehrinhalte (Lehrpldne) in den Mittelpunkt stellt.

Die internationalen Vergleiche zeigten, dass der Schliisselfaktor fiir das
Schulklima das Verhalten der Lehrkrifte gegeniiber den Schiilern ist.
Nach Ansicht des RH ist auf diesem Gebiet in Osterreich eine grund-
sitzliche Neuorientierung notwendig,.

Der RH empfahl daher dem BMBWK, den Lehrern in Zukunft eine gro-
Bere Verantwortung fiir den Erfolg ihrer Schiiler zu iibertragen. Dafiir
ist ein organisatorischer Rahmen notwendig, in dem die Lehrer sich
mehr als bisher auf ihre Lehrtétigkeit konzentrieren und ihre Arbeit
als befriedigend empfinden kénnen.

Ferner regte der RH eine grundsitzliche Anderung der Ausbildungs-
strategien dahingehend an, dass vermehrt die Stirken geférdert und
nicht nur die Schwichen beseitigt werden sollten. Derzeit miissten
Schiiler in den Fichern, wo sie schlechte Leistungen bringen und fiir
die sie meist auch nicht besonders begabt sind, am meisten arbeiten.
Dieser groBe und haufig auch vergebliche Einsatz von Energien fiihrt
zur Entmutigung und Frustration.

Dartiber hinaus wies der RH darauf hin, dass fiir den Einzelnen wie
auch fiir die gesamte Volkswirtschaft die Férderung von Spitzenleis-
tungen in Detailbereichen (Spezialwissen) im Sinne des Entrepreneur-
ships® nach Joseph Schumpeter wesentlich ist.

* unternehmerisches Handeln fiir die Fortentwicklung der Volkswirtschaft

Laut Stellungnahme des BMBWK kdme die hervorragende Arbeit der
osterreichischen Lehrkrifte nicht nur im guten Abschneiden im Rah-
men der PISA-Studie zum Ausdruck, sondern auch im duBerst posi-
tiven Image der Lehrer bei der dsterreichischen Beviolkerung.
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Internationale Vergleiche zeigten, dass das Lernklima bzw. der Unter-
richt in einer Schule umso besser waren, je héher der sozio6konomi-
sche Status der Schiiler war. Dieser wird aus der beruflichen Stellung
der Eltern, ihrem Bildungsgrad und dem Einkommen ermittelt.

Die OECD folgerte im Umkehrschluss, dass Schiiler mit einem geringe-
ren sozio6konomischen Status seltener Schulen mit einem giinstigen
Lernklima besuchten. In den skandinavischen Landern war der Ein-
fluss des sozio6konomischen Status deutlich geringer als im deutsch-
sprachigen Raum.

Der RH wies auf das Beispiel der skandinavischen Linder hin, denen
es gelungen war, den Einfluss des sozio6konomischen Status auf die
Bildung gering zu halten. Er empfahl, zur besseren Ausschépfung der
in Osterreich vorhandenen Begabungen MaBnahmen, beispielsweise
neue Unterrichtsmodelle, zu entwickeln, um méglichst allen Schiilern
ein giinstiges Lernklima zu bieten.

Laut Mitteilung des BMBWK wiirden die Ressourcen, die einem Kind
im Elternhaus zur Verfiigung stiinden, in mehr Faktoren als den im
soziookonomischen Faktor beriicksichtigten abgebildet. Dazu gehorten
z.B. die Zahl der im Elternhaus vorhandenen Biicher, Bildungsressour-
cen und kulturelle Kommunikation im Elternhaus.

Auf Initiative der Bundesministerin fiir Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur seien verschiedene Strategien gegen die Benachteiligung einzelner
Gruppen, insbesondere die Aktion ,LESEFIT* und die Bildungsstan-
dards entwickelt worden.
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17.1 Die folgende Tabelle zeigt die vorgesehenen Unterrichtszeiten eines

Jahres fiir typische Bildungsginge in ausgewihlten Landern.

Unterrichtszeiten wihrend eines Jahres in Stunden zu 60 Minuten

Land Alter der Schiiler in Jahren

7 bis 8 9 bis 11 12 bis 14 15
Finnland 542 665 798 855
Irland 915 915 839 802
Korea 612 718 867 963
Osterreich 678 833 997 1.095
Schweiz keine Angaben
Tschechische Republik 648 720 806 886
Deutschland 642 788 878 900
Landermittel aller
Teilnehmerstaaten 747 813 900 908

Quelle:

,Bildung auf einen Blick 2003“: Tabelle D1.1; ,Vorgesehene Unterrichtszeit fiir den
Pflicht- und den Nichtpflichtteil des Lehrplans in 6ffentlichen Bildungseinrichtungen*

Bei der Beurteilung der Werte muss beriicksichtigt werden, dass die
vorgesehene Unterrichtszeit weder die Qualitit der Lernangebote wih-
rend dieser Zeit noch die Art der Qualitét der beteiligten Human- oder
Sachressourcen (Lehrer, Lehrmittel) erfasst. Nur dadurch ist erkldrbar,
dass, obwohl die Unterrichtszeiten in Finnland und zum Teil auch in
Korea unter dem OECD-Durchschnitt lagen, die jeweiligen Schiiler
im Vergleich zur Tschechischen Republik und zu Deutschland, wo die
Unterrichtszeiten langer waren, deutlich bessere Resultate lieferten.

Auch in Osterreich lagen die Unterrichtszeiten — ausgenommen die
der 7- bis 8-Jdhrigen — {iber dem OECD-Durchschnitt.

17.2 Die internationalen Vergleiche zeigten, dass die Anzahl der Unterrichts-

stunden der Schiiler iiber den Lernerfolg wenig aussagen. Die hau-
fig vertretene Meinung, dass eine Verkiirzung der Kontaktzeit Lehrer-
Schiiler die Qualitdt der Schule mindere, wurde nicht bestitigt. Wie
das Beispiel Finnland zeigt, konnen kiirzere Unterrichtszeiten deut-
lich bessere Lernertrige liefern.

Nach Ansicht des RH reicht eine bloBe Verlangerung der Unterrichts-
zeit nicht aus, um die Lernleistung der Schiiler zu verbessern. Umge-
kehrt ist allerdings davon auszugehen, dass eine Verringerung nicht
zwangsliufig eine Qualititsminderung bewirkt.
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Die Auswahl, Anstellung und Bezahlung der Lehrer, die Verantwortung
fiir die bauliche Errichtung und Instandhaltung der Schulen sowie die
Erstellung der Lehrplidne und die Evaluierung des Unterrichts waren
in den OECD-Staaten unterschiedlich organisiert.

Wihrend es in einigen Staaten eine zentrale Lenkung gab (z.B. in
Frankreich), hatten in anderen Staaten (z.B. im Vereinigten Konig-
reich und in Finnland) einzelne Schulen oder Gemeinden und Regi-
onen eine weitreichende budgetire, personelle, organisatorische und
padagogische Verantwortung. Sie konnten z.B. Lehrer anstellen, den
Lehrstoff bestimmen und die Unterrichtszeiten frei wihlen. Wesentlich
war jedoch immer das Erreichen staatlicher Bildungsstandards.

In manchen Staaten (z.B. in Finnland) waren die Schulleiter und ihre
Stellvertreter Verwaltungsbedienstete. Weitere Bedienstete, die in der
Regel nicht auch zugleich Lehrer waren, waren z.B. Schulpsycholo-
gen, Schiilerberater, IT-Betreuer und Bibliothekare.

In Osterreich waren der Bund, die Linder, die Gemeinden und die
Gemeindeverbinde die gesetzlichen Schulerhalter, die den gesamten
Sachaufwand fiir ihre Schulen zu tragen hatten. Die Lehrer waren Bun-
des- oder Landesbedienstete. Die Mittel fiir die Besoldung aller Leh-
rer stellte der Bund zur Verfligung. Die Schulen hatten eine begrenzte
padagogische Autonomie, aber nur geringe Mitwirkungsrechte bei der
Auswabhl ihrer Lehrer.

Die osterreichischen Schulen hatten die Moglichkeiten der Schulau-
tonomie sowohl in finanzieller als auch in padagogischer Hinsicht in
betrichtlichem Umfang geniitzt. Sie versuchten damit stets die Attrak-
tivitit der eigenen Schule zu erhéhen. Mit zusitzlichen finanziellen
Mitteln konnte die Lehrmittelausstattung verbessert werden. Spezial-
ausbildungen steigerten die Motivation sowohl der Lehrer als auch der
Schiiler und damit auch die Qualitdt der Ausbildung.

Ausgehend von den bisherigen guten Erfahrungen in Osterreich und
in anderen Staaten empfahl der RH dem BMBWK, den Schulen auch
im personellen Bereich z.B. bei der Lehrerauswahl mehr Mitsprache
einzurdumen.

Ferner regte der RH an, kiinftig an Schulen fiir Verwaltungs- und

Schulmanagementaufgaben Verwaltungsbedienstete mit entsprechen-
der Ausbildung einzusetzen.
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18.4

Elementarbereich 19.1

19.2
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Laut Mitteilung des BMBWK seien auch im Reformpapier der Zukunfts-
kommission Vorschlige zu einer gesteigerten Autonomie der Schulen
im Personalbereich enthalten. Diese und die Vorschlige des RH wiirden
bei der Weiterentwicklung des Schulwesens eine zentrale Rolle spie-
len. Es miisste aber fiir den Personaleinsatz verantwortliche Entschei-
dungstriger geben, um die Erfordernisse eines qualitativ hochwertigen
Unterrichtsangebots sicherzustellen. Den Mitsprachemaglichkeiten der
Schulleiter seien daher enge Grenzen gesetzt.

Der RH entgegnete, dass gemaB § 56 Abs. 3 des Schulunterrichtsgeset-
zes 1986 die Schulleiter in erster Linie fiir die Qualitit des Unterrichts
an ihrer Schule verantwortlich seien. Diese Aufgabe konnten sie nur
dann erfiillen, wenn sie auch entsprechende Befugnisse bei der Aus-
wahl ihrer Lehrer hitten.

Der Elementarbildung im Kindergarten oder in der Vorschule wurde
international eine wichtige Rolle bei der Vorbereitung der Kinder auf
die Schule zuerkannt. Die Zielsetzungen der Elementarbildungen in
den einzelnen Staaten waren unterschiedlich. In vielen Staaten waren
Vorschuleinrichtungen mit Bildungsfunktion eingerichtet, wobei gene-
rell jedoch dafiir bedeutende Mittel aufgewendet wurden.

Aus den von der EU ver6ffentlichten Daten der Besuchsfrequenz (Dauer
des Besuchs und Prozentsatz der Kinder) war kein Zusammenhang mit
den Ergebnissen der PISA-Studie 2000 zu erkennen.

Nach Ansicht des RH ist fiir den Erfolg der Einrichtungen im Elemen-
tarbereich nicht allein die Besuchsfrequenz, sondern vor allem die Qua-
litat ausschlaggebend. Der RH verwies auf internationale Vergleiche,
wonach der Besuch von vorschulischen Einrichtungen mit Bildungs-
funktion sich vorteilhaft auf den spiteren Lernerfolg der Kinder aus-
wirkte. Beispielsweise besuchten in Finnland, wo es lange Zeit iiblich
war, dass die Kinder bei Schuleintritt schon lesen konnten, 90 % der
Kinder ein fakultatives Vorschuljahr.
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Die OECD hat sich in ihren Verdffentlichungen mehrfach mit dem Ein-
satz von Computern bzw. der Informations- und Kommunikationstech-
nologie im Unterricht beschiftigt. Bei der Erhebung von PISA 2000 lag
Osterreich bei der Anzahl der Schiiler pro Computer sowohl hinsicht-
lich der Art der Schulen (6ffentlich oder privat) als auch der Lage der
Schulen (ldndliche Gegend, Kleinstadt, GroBstadt) im obersten Vier-
tel der teilnehmenden 27 OECD-Staaten und damit weit besser als das
Landermittel.

Im Jahr 2001 fiihrte die OECD eine weitere Studie iiber die Nutzung
von Computern durch Lehrer und Schiiler durch. Danach waren die
groBten Hindernisse Méngel in der Ausstattung (Hardware, Software,
Wartung) und mangelndes Wissen der Lehrer. Osterreich nahm an die-
ser Studie nicht teil.

In der Regel wird der Einsatz von Computern im Unterricht als pdd-
agogisch vorteilhaft angesehen. Daher gilt eine geringe Anzahl von
Schiilern je Computer als anstrebenswert. Der RH verwies jedoch dar-
auf, dass die bloBe Verfiigharkeit von Computern nicht deren sinn-
volle Nutzung durch Schiiler und Lehrer garantierte und in Osterreich
die Wirkung auf den Lernertrag der Schiiler nicht untersucht wurde.

Er empfahl dem BMBWK, in Hinkunft verstiarkt auf die Art und Weise
des Computereinsatzes im Unterricht zu achten und seinen Beitrag zur
Erreichung der Lernziele zu untersuchen.

Laut Stellungnahme des BMBWK habe es den fiir nationale Probleme
vorgesehenen Teil des Fragebogens von PISA 2000 fiir andere Frage-
stellungen verwendet.

Die OECD stellte fest, dass gering qualifizierte Jugendliche eher von
langfristiger Arbeitslosigkeit, instabilen oder unbefriedigenden Beschif-
tigungsverhiltnissen bedroht waren. Daher war der vorzeitige Schulab-
bruch bzw. der fehlende Abschluss der Grundschulbildung (Sekundar-
stufe I) zu einem der groBten Probleme der Bildungspolitik geworden.

In Osterreich mussten Schiiler, welche die jeweilige Schulstufe nicht
positiv abschlieBen konnten, diese in der Regel wiederholen (repetie-
ren). Haufig hatten solche Schiiler (Repetenten) ihre gesetzliche Schul-
pflicht bereits erfiillt, aber die achte Schulstufe noch nicht erfolgreich
abgeschlossen. Wenn diese Schiiler nicht freiwillig die Schule wei-
ter besuchten, schieden sie aus dem Bildungssystem ohne Abschluss
aus.
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Der Schulstatistik des BMBWK war z.B. zu entnehmen, dass im Schuljahr
2001/2002 insgesamt 88.628 Schiiler im neunten Jahr ihrer Schulpflicht
waren, jedoch nur 70.764 in der neunten Schulstufe. 15.550 Schiiler
hatten ein Jahr und 2.099 Schiiler zwei Jahre verloren bzw. eine oder
zwei Klassen wiederholt.

International war die pddagogische Sinnhaftigkeit von Klassenwieder-
holungen umstritten. Beispielsweise waren sie in Finnland eine Aus-
nahme. Wiederholt wurde meistens nur im Falle einer langeren Krank-
heit eines Schiilers oder auf ausdriicklichen Wunsch der Eltern.

Der RH schitzte die Gesamtanzahl der Repetenten in den Schulstufen
fiinf bis zwolf auf zumindest 25.000 und den dadurch fiir die Offent-
lichkeit entstehenden jéhrlichen Mehraufwand auf zumindest 150 Mill.
EUR. Ferner wies er auf die Mehrkosten fiir die betroffenen Familien
und auf den personlichen und volkswirtschaftlichen Verlust durch
einen verspiteten Berufseintritt hin.

Der RH empfahl, dem Beispiel Finnlands zu folgen. Nach Ansicht des
RH wire es die vordringliche Aufgabe der Schule bzw. der jeweiligen
Lehrer, Schiilern individuelle Unterstiitzungen und Lernhilfen zu bieten.
Besonders in Krisensituationen sollten die Schule und die Lehrer ihre
Verantwortung fiir den Lernerfolg der Schiiler verstiarkt wahrnehmen.

Laut Stellungnahme des BMBWK miissten die angenommenen Mehrkos-
ten des Repetierens auch mit den Kosten moglicher alternativer MaB-
nahmen gegen Schulversagen gegengerechnet werden.

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Die Erfassung und Darstellung der Bildungskosten wire zu ver-
bessern.

(2) Es wiire eine zentrale Stelle im BMBWK einzurichten, die alle
Tatigkeiten im Zusammenhang mit Schiilervergleichen iiberwacht
und steuert.

(3) Eine verstirkte Teilnahme an internationalen Vergleichsstudien
wire zweckméBig, um aus den Ergebnissen MaBnahmen zur Verbes-
serung des Osterreichischen Bildungssystems ableiten zu kénnen.

(4) Durch die Einrichtung eines piddagogischen Mittelmanage-
ments an den Schulen sollten finanzielle Leistungsanreize fiir Leh-
rer geschaffen und die Lehrmethoden verbessert werden.
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(5) Der Lernertrag der Schiiler sollte weniger durch Verringerung des
zahlenmiBigen Schiiler/Lehrer-Verhiltnisses, sondern mehr durch
didaktische Reformen verbessert werden.

(6) Der kiinftige Lehrerbedarf sollte sorgfiltiger geplant werden, um
teure Frithpensionierungen zu vermeiden.

(7) Vor Beginn eines Lehramtsstudiums sollte ein Eingangstest absol-
viert werden.

(8) Das BMBWK sollte von den Lehrern die im § 17 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes enthaltenen Grundsitze der Unterrichts-
arbeit, insbesondere die Forderung jedes Schiilers entsprechend sei-
nen Anlagen, verstarkt einfordern.

(9) In der schulischen Ausbildung sollte weniger versucht werden,
die Schwichen zu beseitigen als die Stiarken zu fordern.

(10) Durch neue Unterrichtsmodelle sollte verstirkt versucht wer-
den, den Einfluss des sozio6konomischen Faktors auf die Lerner-
folge zu verringern.

(11) Die Lernerfolge der Schiiler sollten weniger durch lingere Unter-
richtszeiten als durch die Forderung von eigenverantwortlichem
Lernen der Schiiler erh6ht werden.

(12) Im Rahmen der personellen Autonomie der Schulen sollte ihre
Mitwirkung bei der Auswahl der Lehrer erh6ht werden. Ferner soll-
ten entsprechend geschulte Verwaltungsbedienstete Aufgaben des
Verwaltungs— und Schulmanagements erledigen.

(13) Das BMBWK sollte auf den verstirkten Besuch von Kindern
zwischen dem dritten und sechsten Lebensjahr in Einrichtungen mit
Bildungsfunktion hinarbeiten.

(14) Das Wiederholen von Klassen (Repetieren) wire mit Hilfe geziel-
ter FordermaBnahmen moglichst zu vermeiden.

(15) Durch Reformen sowohl bei der Erstausbildung der Lehrer aller

Stufen als auch bei der berufsbegleitenden Weiterbildung sollte die
Fachkompetenz auf hohem Niveau weiterentwickelt werden.
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Kurzfassung

Aktion ,,LESEFIT -
Lesen konnen heift lernen konnen”

In der PISA-Studie 2000, mit der die OECD unter anderem die Lese-
kompetenz von 15-Jihrigen untersucht hatte, belegte Osterreich
unter 32 teilnehmenden Staaten den zehnten Platz. In der Folge
startete das BMBWK in Zusammenarbeit mit dem Osterreichischen
Buchklub der Jugend die Aktion ,LESEFIT - Lesen konnen heif3t
lernen konnen*

Die Aktion LESEFIT umfasste MaBnahmen zur Erhéhung der Lese-
sicherheit der Schiiler (z.B. Entwicklung von Lesetests und -stan-
dards), Lesedidaktik fiir Lehrer und die Einbindung der Eltern in
die Leseerziehung.

Bis einschlieBlich des Schuljahres 2003/2004 konnten der Aktion
LESEFIT Ausgaben in Hohe von rd. 371.000 EUR zugeordnet wer-
den. Dabei handelte es sich zumeist um Zahlungen an den Oster-
reichischen Buchklub der Jugend; sie ergidnzten die dem Buchklub
jahrlich gewihrten Subventionen.

Die getroffenen MaBnahmen trugen zur Erreichung des allgemeinen
Ziels, die Lesekompetenz der ésterreichischen Schiiler zu erhéhen,
bei. Allerdings war die Organisation der Aktion LESEFIT mangel-
haft. Quantifizierte Zielvorgaben fehlten weitestgehend, Messgrof3en
zur Projektevaluierung waren nicht festgelegt.

Bei der PISA-Studie 2003, an der 41 Staaten teilnahmen, erreichten
Osterreichs Schiiler in Bezug auf die Lesekompetenz den 19. Platz.
Da hier Schiiler am Ende der Pflichtschulzeit getestet wurden und
sich die Aktion LESEFIT in erster Linie auf Volksschiiler bezog,
besteht kein Zusammenhang zwischen dem PISA-Ergebnis 2003
und dieser Aktion. Erste Auswirkungen kénnten friihestens in der
PISA-Studie 2009 sichtbar werden.
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Kenndaten zur Aktion LESEFIT

Gebarung 2002 2003 2004*
in 1.000 EUR
Ausgaben 109 170 92

* erstes Halbjahr

1 Der RH iiberpriifte im Mai 2004 die Gebarung des BMBWK betreffend
die Aktion ,,LESEFIT - Lesen kénnen heifit lernen kénnen. Zu dem im
September 2004 iibermittelten Priifungsergebnis nahm das BMBWK im
Februar 2005 Stellung. Der RH verzichtete auf eine GegenduBerung.

2 (1) Das ,Programme for International Student Assessment“ (PISA) der
OECD zur standardisierten Leistungsbeurteilung 15-jidhriger Schiiler
verfolgt das Ziel, international vergleichbare Daten {iber Schulleistun-
gen zu erhalten.

Im Mittelpunkt der PISA-Studie des Jahres 2000, an der sich 32 Lan-
der beteiligten, stand die Frage, wie gut Jugendliche ihre Kenntnisse
und Fertigkeiten zur Bewiltigung realititsnaher Herausforderungen
einsetzen konnen. Besonders detailliert iiberpriift wurde die Lesekom-
petenz.

Osterreich lag im Gesamtergebnis an zehnter Stelle und damit im oberen
Mittelfeld. 9 % der dsterreichischen Schiiler des Altersjahrgangs 1984
haben sich im Test als ausgezeichnete (OECD-Leistungsstufe 5), 25 % als
sehr gute Leser (Stufe 4) erwiesen. Jeder Zehnte wurde im Lesen aller-
dings nur in die niedrigste Stufe (1) eingeordnet und 4 % der Jugend-
lichen liegen als extreme Risikogruppe fiir méglichen Analphabetismus
sogar noch darunter (www.pisa-austria.at, OECD/PISA 2000 Zusam-
menfassung aus osterreichischer Sicht).

(2) Wie in allen anderen Teilnehmerstaaten zeigte die PISA-Studie 2000
auch in Osterreich, dass die Lesekompetenz der Madchen deutlich h6her
war als jene der Buben. Zusammen mit den anderen deutschsprachi-
gen Lindern gehorte Osterreich auBerdem zu jenen Staaten, in denen
Schulerfolge stark von Zusatzleistungen der Familien abhingen. Bei
Kindern aus einer ungiinstigen sozialen Umgebung verringerten sich
die Chancen, die gleichen Leistungsstandards zu erreichen wie Schii-
ler aus einem unterstiitzenden sozialen Milieu.
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Aktion ,, LESEFIT -
Lesen konnen heiRt lernen konnen”

Die Ergebnisse der PISA-Studie waren Ausgangspunkt der Aktion
LLESEFIT - Lesen konnen heiBt lernen kénnen* (Aktion LESEFIT), die
das BMBWK in Zusammenarbeit mit dem Osterreichischen Buchklub
der Jugend — einem gemeinniitzigen Verein mit dem Zweck, alle an
der Leseentwicklung der Jugend interessierten Menschen zusammen-
zuschlieBen — im Schuljahr 2002/2003 startete.

LESEFIT - Projektorganisation

Projektziel

Zeitrahmen

3.1

3.2

3.3

4.1

4.2

Das von der Bundesministerin fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur,
Elisabeth Gehrer, formulierte Ziel des Projekts war es, die Zahl der
Jugendlichen mit Leseschwierigkeiten in den nichsten fiinf Jahren zu
halbieren sowie bei allen Kindern die Lust am Lesen zu wecken und
zu stirken.

Die Zielvorgaben des Osterreichischen Buchklubs der Jugend waren die
Entwicklung osterreichweiter Standards fiir Leseforderung und Lese-
didaktik, die individuelle Férderung der Schiiler beim Lesenlernen und
die Vermittlung des Lesens als Basiskompetenz in allen Fachern.

Die getroffenen MaBnahmen trugen zur Erreichung des allgemeinen
Ziels, die Lesekompetenz der osterreichischen Schiiler zu erhéhen,
bei. Nach Ansicht des RH war jedoch lediglich das Ziel, die Zahl der
Jugendlichen mit Leseschwierigkeiten in den nédchsten fiinf Jahren zu
halbieren, quantifiziert. Bei den {ibrigen Teilzielen fehlten die inhaltli-
chen und zeitlichen Kriterien. AuBerdem definierte das BMBWK keine
MessgroBen zur Projektevaluierung.

Laut Stellungnahme des BMBWK wiirden auf der Grundlage der Aus-
wertung der PISA-Studie 2003 Evaluierungsstrategien ausgearbeitet
und Messkriterien entwickelt werden.

Die Aktion LESEFIT konzentrierte sich auf das Schuljahr 2002/2003
und setzte sich — um Nachhaltigkeit zu gewéhrleisten — im Schul-
jahr 2003/2004 fort. Fiir die folgenden Schuljahre waren weiterfiih-
rende Aktivititen geplant.

Der RH anerkannte das Bemiihen des BMBWK um Nachhaltigkeit,

beméngelte jedoch das Fehlen eines Zeitrahmens fiir das Gesamtpro-
jekt.
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Lesesicherheit
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4.3

5.1

5.2

6.1

6.2

7.1

Nach Ansicht des BMBWK werde sich die nachhaltige Wirkung der
MaBnahmen zur Leseforderung in den Ergebnissen der PISA-Studie
2012 zeigen.

Projektleiter war ein seinerzeitiger Sektionschef des BMBWK. Nach des-
sen Pensionierung blieb die Projektleitung unbesetzt. Die Steuerung der
Aktivitdten innerhalb des BMBWK war zwischen zwei Sektionen auf-
geteilt, der Osterreichische Buchklub der Jugend war mit wesentlichen
Teilen der Projektdurchfiihrung betraut.

Wie der RH kritisch feststellte, gab es nach dem Abgang des Projekt-
leiters keinen Gesamtverantwortlichen.

Das Projekt fiihrte viele bereits bestehende MaBnahmen — wie die Initi-
ative Verléssliche Volksschule, den Grundsatzerlass Leseerziehung oder
die Leseaktivititen der Institutionen zur Lehreraus— und —fortbildung
— unter der gemeinsamen Bezeichnung LESEFIT weiter. Es gab jedoch
nur wenige neu entwickelte Aktivitdten zur Leseférderung.

Der RH erachtete die Nutzung vorhandener Ressourcen und die Wei-
terfiihrung vorhandener Aktivitdten zur Leseférderung fiir zweckmaBig,.
Er vermisste jedoch ein eigenstindiges LESEFIT-Projektkonzept.

Zur Uberpriifung der grundlegenden (basalen) Lesefertigkeit von Volks-
schiilern stellte das BMBWK den Schulen ein von der Universitat Salzburg
entwickeltes Lesescreening zur Verfiigung. Im Schuljahr 2002/2003
kam dieser Test, der in erster Linie die Lesegeschwindigkeit misst, in
1.168 Volksschulen bzw. 3.069 Klassen mit rd. 60.000 Schiilern zum
Einsatz. Im Schuljahr 2003/2004 wurde das Salzburger Lesescreening
erneut durchgefiihrt.

Weiters war das BMBWK bestrebt, Lesestandards zu entwickeln.

Der Osterreichische Buchklub der Jugend prisentierte eine Reihe von
Fordermaterialien fiir das Erstlesen und das weiterfithrende Lesen.
AuBerdem fanden im Rahmen der Initiative LESEFIT mehrere Enqueten
fiir Lehrer statt.
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Lesedidaktik

7.2

7.3

8.1

8.2

8.3

Aktion , LESEFIT -
Lesen konnen heiRt lernen konnen”

Der RH erachtete einen standardisierten Test zur Erkennung von Prob-
lemen bei der Lesegeschwindigkeit fiir sinnvoll. Zur differenzierteren
Diagnose regte er den Einsatz weiterfithrender Verfahren an. Weiters
empfahl er, Lesestandards moglichst rasch zu entwickeln und kiinftig
als wesentliches Element der Qualitatssicherung verpflichtend einzu-
fiihren.

Laut Stellungnahme des BMBWK wiirden Bildungsstandards fiir das
Unterrichtsfach Deutsch zur Zeit entwickelt und erprobt.

Zur Unterstiitzung der Lehrer prasentierte die Aktion LESEFIT lesedi-
daktische Grundsatze und aktuelle Forschungen auf dem Gebiet des
Lesens. Dafiir standen das Magazin des Osterreichischen Buchklubs
der Jugend, eine Internetplattform sowie Aus- und Fortbildungsver-
anstaltungen fiir Lehrer zur Verfiigung.

Sowohl das Magazin, dessen Auflage erhoht wurde, als auch die Inter-
netplattform boten einen guten Uberblick und machten die Aktion
LESEFIT in breiten Kreisen bekannt.

Zu den verschiedenen Themen der Lesedidaktik und den Inhalten der
Aktion LESEFIT fanden in den Jahren 2002 und 2003 200 Veranstaltun-
gen mit rd. 6.700 Teilnehmern statt. An den Pddagogischen Akademien
und Instituten gab es in den Schuljahren 2002/2003 und 2003/2004
rd. 900 Seminare und Lehrgdnge, an denen mehr als 24.000 Lehrer
teilnahmen.

Der RH anerkannte, dass die Anliegen der Aktion LESEFIT bei der Aus—
und Fortbildung der Lehrer berticksichtigt wurden, regte jedoch eine
koordinierte Planung durch eine zentrale Einrichtung an.

Das BMBWK teilte mit, die Lehrerfortbildungsinitiativen wiirden von
einer mittlerweile eingerichteten Steuergruppe zusammengefiihrt und
koordiniert. Weiters stimme das Pddagogische Institut des Bundes in
Salzburg die lesedidaktische Ausbildung der Grundschullehrer ab.
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9.1

9.2

10.1

Die Aktion LESEFIT versuchte, Eltern verstirkt in die Lesepartner-
schaft zwischen Kindern und Schule einzubeziehen. Zur Forderung
des Leseinteresses boten der Osterreichische Buchklub der Jugend und
das BMBWK eine Broschiire fiir Eltern von Schulanfingern, ein Bera-
tungsservice bei Leseproblemen sowie ein Elternmagazin an.

Um die Aktion LESEFIT auch in der Offentlichkeit allgemein bekannt
zu machen, wurde auBerdem eine Medienkampagne gestartet. Damit
gelang es, die Offentlichkeit iiber die Aktion zu informieren: 17 Pro-
zent der Gesamtbevoélkerung war die Aktion bekannt; bei Lehrern lag
die Quote bei 60 Prozent, bei der Gruppe der Eltern von Schulkindern
bei 29 Prozent.

Der RH hielt die Manahmen zur Elterninformation und -beratung fiir
zweckméaBig,.

Neben der Fortfiihrung der bisherigen MaBnahmen richtete das BMBWK
im Schuljahr 2003/2004 — teilweise in Zusammenarbeit mit dem Oster-
reichischen Buchklub der Jugend — fiinf Arbeitskreise ein:

Bezeichnung Ziele

Vorschulische Leseférderung im Kindergarten bzw. im familidren
Lesesozialisation Bereich

Spitleser Unterstiitzung von Kindern mit Leseproblemen ab der

fiinften Schulstufe

Migrantenkinder gezielte Leseforderung von Kindern mit einer ande-

ren Muttersprache als Deutsch

Gender und Lesen = Analyse des geschlechtsspezifischen Leseverhaltens

und Entwicklung von Strategien fiir geschlechtssen-
sible Leseerziehung

Leseforderung an  Steigerung der Lesefreude von Berufsschiilern
Berufsschulen

Nur der Arbeitskreis ,,Spitleser” konnte bereits umfangreiche Ergeb-
nisse vorweisen. Die {ibrigen Arbeitskreise befanden sich erst am
Anfang ihrer Tétigkeit.
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Ausgaben

Aktion ,, LESEFIT -
Lesen konnen heiRt lernen konnen”

10.2 Der RH anerkannte, dass das BMBWK erfolgreiche LESEFIT-Aktiviti-

ten fortfiihrte und durch Arbeitskreise neue Schwerpunkte setzte. Er
empfahl, in allen Arbeitskreisen rasch umsetzbare und evaluierbare
Konzepte zu entwickeln.

10.3 Laut Stellungnahme des BMBWK wiirden im Jahr 2005 insbesondere

111

11.2

11.3

die Bereiche Gender-Lesen, Sach-Lesen und Migrantenkinder schwer-
punktmdBig bearbeitet.

Das BMBWK legte fiir die Aktion LESEFIT keinen Ausgabenrahmen fest;
es wurden lediglich die jahrlichen Subventionszahlungen an den Oster-
reichischen Buchklub der Jugend erh6ht bzw. teilweise mittels Werkver-
trigen abgewickelt. Dartiber hinausgehende MaBnahmen finanzierten
die zustindigen Sektionen des BMBWK aus den ihnen zur Verfiigung
stehenden Mitteln.

Die Abgrenzung der Ausgaben fiir die Aktion LESEFIT gestaltete sich
schwierig, weil viele der im Rahmen des Projekts definierten Aktivi-
titen bereits bestanden und lediglich um LESEFIT-Aspekte ergdnzt
wurden.

Bis einschlieBlich des Schuljahres 2003/2004 konnten der Aktion Aus-
gaben in Hohe von rd. 371.000 EUR zugeordnet werden. Dabei han-
delte es sich zumeist um Zahlungen an den Osterreichischen Buch-
klub der Jugend; sie ergédnzten die dem Buchklub jahrlich gewahrten
Subventionen. Die Trennung dieser beiden Zahlungsstrome erwies sich
als sehr aufwendig.

Da die Projektevaluierung — als Vergleich des Mitteleinsatzes mit der
Zielerreichung — ein klar abgegrenztes Budget erfordert, sollten kiinf-
tig die geplanten Ausgaben fiir die Aktion LESEFIT eindeutig festge-
legt werden. Dabei wéren die im Bereich des BMBWK und die beim
Osterreichischen Buchklub der Jugend anfallenden jihrlichen Ausga-
ben zu beriicksichtigen und Letztere von den Subventionszahlungen
Zu trennen.

Das BMBWK teilte mit, es habe der Empfehlung des RH mit Beginn
des Jahres 2005 entsprochen.
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Bei der PISA-Studie 2003, an der 41 Staaten teilnahmen, erreichten
Osterreichs Schiiler in Bezug auf die Lesekompetenz den 19. Platz. Da
hier Schiiler am Ende der Pflichtschulzeit getestet wurden und sich
die Aktion LESEFIT in erster Linie auf Volksschiiler bezog, besteht
kein Zusammenhang zwischen dem PISA-Ergebnis 2003 und dieser
Aktion. Erste Auswirkungen konnten friithestens in der PISA-Studie
2009 sichtbar werden.

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Das BMBWK sollte fiir die Ziele der Aktion LESEFIT inhaltliche
und zeitliche Kriterien festlegen sowie Messgrof3en zur Projekteva-
luierung definieren.

(2) Es wiren Lesestandards moglichst rasch zu entwickeln und als
wesentliches Element der Qualititssicherung verpflichtend einzu-
fiihren.

(3) Die lesedidaktische Aus— und Fortbildung der Lehrer wire in
Zukunft zentral zu koordinieren.

(4) Zur eindeutigen Festlegung der Ausgaben fiir die Aktion LESEFIT
wiren die im Bereich des BMBWK und die beim Osterreichischen Buch-
klub der Jugend dafiir anfallenden jahrlichen Ausgaben zu beriick-
sichtigen und Letztere von den Subventionszahlungen zu trennen.
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

MaRnahmen und Programme im Hinblick auf
Naturschutz und Biodiversitat im Raum Thayatal

Die Festlegung der Grenzen des Nationalparks Thayatal erfolgte nicht
nur nach naturschutzfachlichen Kriterien, sondern stellte auch ein
Zugestandnis an forst- und jagdékonomische Interessen von GroB-
grundbesitzern dar. Okologisch sinnvolle Erweiterungen und fiir das
Naturraummanagement des Nationalparks notwendige Arrondie-
rungen wurden vorldufig zuriickgestellt.

Das Land Niederosterreich nahm eine Biotopkartierung auBerhalb
des Nationalparks nur bei Bedarf und nicht flichendeckend vor.

Die Thaya wird im Bereich des Nationalparks Thayatal vom tsche-
chischen Kraftwerk Vranov stark negativ beeinflusst. Nach dem
Kraftwerk ist der Fluss als nicht naturnahe eingestuft; ein natiir-
licher Flusscharakter ist erst in einer Entfernung von ca. 45 km wie-
derhergestellt.

Im Nationalpark Thayatal wurden ManagementmaBnahmen auf der
Grundlage eines zehnjihrigen, mit dem tschechischen Nationalpark
abgestimmten Managementkonzepts durchgefiihrt. Im restlichen direk-
ten Einzugsbereich der Thaya waren keine systematischen Manage-
mentmafBnahmen in den Schutzgebieten vorgesehen. Monitoring-
systeme waren nur im Nationalpark Thayatal eingerichtet, nicht
jedoch fiir die anderen geschiitzten Bereiche.

Zwischen dem Nationalpark Thayatal und dem Narodni Park Podyji
in der Tschechischen Republik besteht eine enge Zusammenarbeit.
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Rechtsgrundlage

Eigentiimer

Finanzierung

Flache

Kenndaten zum Nationalpark Thayatal

Vereinbarung gemiB Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und dem Land
Niederdsterreich zur Errichtung und Erhaltung eines Nationalparks Thayatal,
BGBI. I Nr. 58/1998; LGBI. 5507

Bund und Land Niederdsterreich je zur Halfte

50 : 50 durch Bund und Land Niederosterreich
durchschnittliche jahrliche Zahlungen 725.000 EUR
Flachensicherungen 8,72 Mill. EUR

rd. 1.330 ha, davon 93 % Naturzone; gemeinsam mit dem tschechischen
Narodni Park Podyji rd. 76 km? zusammenhéngendes Schutzgebiet

Priifungsablauf und
-gegenstand

94

1 Der RH tiberpriifte im April und Mai 2004 die Gebarung des BMLFUW
sowie der Niederosterreichischen Landesregierung betreffend MaBnah-
men und Programme im Hinblick auf Naturschutz und Biodiversitit™
im Thayatal.

* Biodiversitét: biologische Vielfalt

Ziel der Uberpriifung war die Bewertung der Manahmen hinsichtlich
der Erfiillung der dkologischen Anforderungen der Wasserrahmen-
richtlinie” und beziiglich des Schutzes von Lebensriumen und Arten
sowie die Beurteilung der Einbindung des Nationalparks Thayatal und
der Auswirkungen des Kraftwerks Vranov im Raum Thayatal fiir den
Zeitraum 1999 bis 2003.

* 91/676/EWG: Richtlinie des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewés-
ser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen

Uberpriiftes Gebiet war der direkte Einzugsbereich der Thaya und ihrer
Zufliisse, die Grenzgewdsser darstellen, im ortlichen Bereich ab und ein-
schlieBlich der Madhrischen Thaya bis zum ersten Pegel nach dem letz-
ten Wiedereintritt auf osterreichisches Staatsgebiet bei Rabensburg.

Die Gebarungsiiberpriifung wurde zeitgleich mit zwei thematisch gleich
gelagerten Priifungen des RH und drei Priifungen der Obersten Rech-
nungs- und Kontrollbehorde der Tschechischen Republik (Nejvyssi
kontrolni urad) durchgefiihrt und abgestimmt.
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MaRnahmen und Programme im Hinblick auf
Naturschutz und Biodiversitdat im Raum Thayatal

Zu dem im Oktober 2004 {iibermittelten Priifungsergebnis nahmen
das Land Niederosterreich sowie das BMF im Dezember 2004 und das
BMLFUW im Janner 2005 Stellung. GegenduBerungen des RH waren
nicht erforderlich.

Erhebung 2.1 Das Land Niederosterreich nahm eine Biotopkartierung nur bei Bedarf

schutzwiirdiger und nicht systematisch bzw. flichendeckend vor. Es wurde versucht,

Arten und Raume im Zuge von Projekten die kulturlandschaftssteuernden Prozesse —
wenn auch nur fiir einen Teil Niederdsterreichs — zu erfassen und zu
beschreiben.

Das im Internet abrufbare und damit 6ffentliche Naturschutzkonzept
sollte den aktuellen Stand der Naturschutzforschung nachvollziehbar
machen und den zur Erreichung der Ziele erforderlichen Handlungs-
bedarf beinhalten.

Zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung waren im Naturschutzkonzept ledig-
lich fiir einen von neun Teilrdumen im {iberpriiften Gebiet eine Beschrei-
bung und eine Zusammenfassung der Naturschutzziele enthalten. Sys-
tematische Arbeiten neueren Datums lagen nur fiir den Nationalpark
vor.

2.2 Nach Ansicht des RH ist eine moglichst flichendeckende Kartierung
Voraussetzung fiir eine umfassende und systematische Naturschutzar-
beit, wie sie das Niederosterreichische Naturschutzgesetz fordert. Sie
liefert Informationen fiir die Festlegung von Prioritdaten und fiir einen
optimalen Mitteleinsatz. Eine Biotopkartierung ist nach Ansicht des
RH auch im Sinne der Umsetzung des Art. 7 der Biodiversitdtskon-
vention geboten.

2.3 Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung sei eine
fldchendeckende Biotopkartierung im Hinblick auf die LandesgroBe mit
hohem Ressourcenaufwand verbunden. Zudem kénne mangels Beriick-
sichtigung dynamischer Prozesse die Effizienz eines derartigen Vorge-
hens nicht gewdhrleistet werden. Das Naturschutzkonzept werde neu
strukturiert werden.
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3.1

3.2

3.3

Die Fliche des im Jahr 2000 gegriindeten Nationalparks betrug zur Zeit
der Gebarungstiberprifung rd. 1.330 ha, wovon der GroBteil der Lebens-
rdume aus Laub- und Mischwald sowie aus Aufforstungen von Nadel-
wald bestand. Die Flachenverteilung wies rd. 93 % Naturzone aus.

Die Abgrenzung des Nationalparks war in einigen Bereichen aus Sicht
des Naturschutzes nicht optimal, sondern stellte auch ein Zugestand-
nis an forst- und jagdékonomische Interessen der GroBgrundbesit-
zer dar.

Die Vereinbarung gemifB Art. 15a B-VG zur Errichtung und Erhaltung
eines Nationalparks Thayatal sieht bereits eine geplante Erweiterung
auf rd. 1.770 ha vor. Okologisch sinnvolle und fiir das Naturraumma-
nagement notwendige Erweiterungen wurden zwar wiederholt disku-
tiert, jedoch — zuletzt im April 2004 — vorldufig zuriickgestellt.

Da die grenzbildenden Wege seinerzeit nicht dem Nationalpark zuge-
schlagen worden waren, stellte zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung die
Weigerung bestimmter GroBgrundbesitzer, den vertraglichen Verein-
barungen iiber die Benutzung der fiir Forstarbeiten und Management-
maBnahmen notwendigen Zufahrtswege zuzustimmen, ein Problem
fiir die Zielerreichung des Nationalparks dar.

Der RH empfahl, die in der Vereinbarung geplante Erweiterung als stra-
tegisches Ziel weiter zu verfolgen und 6kologisch sinnvolle Arrondie-
rungen durchzufiihren. Vorrangig sollten dabei die Probleme mit der
Wegbenutzung — auch unter Anwendung der Moglichkeiten des hoheit-
lichen Naturschutzes — gelost werden.

Laut Mitteilung des BMLFUW halte der Bund grundsdtzlich am Ziel der
Erweiterung fest; auch seien Optimierungen des Grenzverlaufes in Vor-
bereitung. Vorerst seien jedoch die Ergebnisse der anhingigen Gerichts-
verfahren abzuwarten.

Die Niederdsterreichische Landesregierung wies darauf hin, dass zur
Realisierung des Vorhabens noch die nétigen Mittel sicherzustellen
wdren.
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Naturschutz und Biodiversitdat im Raum Thayatal

Das Kraftwerk Vranov teilt die Thaya rdumlich und 6kologisch in zwei
Flussabschnitte, die sich hinsichtlich der Artenzusammensetzung und
der Biomasse deutlich unterscheiden. Infolge der massiven Schwell-
wasserfiihrung herrschen durch stindigen Wechsel von Wasserman-
gel und Uberflutung extrem unnatiirliche Gegebenheiten und proble-
matische Lebensbedingungen.

Anlisslich der Verleihung des Europadiploms des Europarates wurde
den beiden Nationalparks empfohlen, innerhalb von zwei Jahren alter-
native Vorschldge zur Losung dieser Stérung zu erarbeiten und umzu-
setzen. Der Fluss wurde als nicht naturnahe eingestuft; dieser Zustand
andert sich erst in einer Entfernung von ca. 45 km nach dem Kraft-
werk.

Aufgrund fehlender Wegerechte wurden forstliche MaBnahmen des
Nationalparks behindert. Die derzeitigen Eigentumsverhéltnisse erschwe-
ren die Erfiillung der Managementpléne und somit die Zielerreichung
wesentlich. Hinsichtlich der Nutzung der Thaya zu Fischereizwecken
galten in den beiden Staaten unterschiedliche Regelungen. Fiir die
Schutzgebiete auBerhalb des Nationalparks waren keine Nutzungskon-
flikte dokumentiert.

Neben den bestehenden 6kologischen Problemfeldern kénnen auch die
Auflagen des Europadiploms den Nationalpark Thayatal in Hinkunft
vor Probleme stellen. Es liegt daher an den Eigentiimern, insbeson-
dere am Bund, im Rahmen der Verhandlungen um das Kraftwerk die
Interessen des Nationalparks stirker zu vertreten.

Die Konflikte im Bereich Forstwirtschaft waren durch die Grenzzie-
hung des Nationalparks und den Vertragsnaturschutz verursacht. Nach
Ansicht des RH lassen sich diese kurzfristig aber nur durch {iberhéhte
Entschidigungszahlungen oder die Erweiterung des Nationalparks um
die bendtigten Flachen 16sen.

Hinsichtlich der Fischerei empfahl der RH, die Verhandlungen mit den

zustandigen tschechischen Stellen weiterzufiihren, um eine zufrieden-
stellende Losung erzielen zu konnen.
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4.3

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung werde
derzeit versucht, gemeinsam mit der tschechischen Seite ein (INTER-
REG-) gefordertes Projekt” zu starten. Ziel sei eine Untersuchung, welche
MaBnahmen im Thayatal fiir die Zielerreichung gemdB der EU-Was-
serrahmenrichtlinie erforderlich seien. Diese Untersuchung umfasse auch
den Betrieb des Kraftwerkes Vranov. Trotz intensiver Bemiihungen sei
es aber bisher nicht gelungen, von tschechischer Seite eine offizielle
Projektzusage zu erwirken.

* INTERREG: Gemeinschaftsinitiative der EU hinsichtlich der grenziiberschreitenden,
transnationalen und interregionalen Zusammenarbeit zur Férderung einer harmoni-
schen und ausgeglichenen Entwicklung und Raumplanung im Gemeinschaftsgebiet

Im Hinblick auf die von beiden Staaten gemeinsam umzusetzenden Vor-
gaben der Wasserrahmenrichtlinie sei damit zu rechnen, dass die Erreichung
des guten Zustandes bzw. des erwiinschten 0kologischen Potenzials bis
zum Jahr 2015, bei Ausniitzung der Verlingerungsmaglichkeit spétes-
tens bis zum Jahr 2027 gegeben sein werde.

Das BMLFUW teilte mit, dass mit hoher Prioritit an der Verbesserung
der hydrologischen Gegebenheiten in der Thaya gearbeitet werde. Beson-
ders seien im Wege der Grenzgewdsser— und der Nationalparkkommis-
sion weitere Schritte vereinbart worden, um die Probleme aus dem Kraft-
werksbetrieb zu losen. Dazu sei unter Einbeziehung aller relevanten Stellen
ein Vorschlag fiir ein INTERREG III A-Projekt ausgearbeitet worden, des-
sen Einreichung beim Land Niederdsterreich in Kiirze erfolgen solle.

Die Nationalparkverwaltung werde die von der Tschechischen Republik
erklirte Bereitschaft zu einer abgestimmten Vorgangsweise beziiglich
der Nutzung der Thaya zu Fischereizwecken genau verfolgen.

Die ManagementmaBnahmen wurden auf Grundlage eines zehnjdh-
rigen Managementkonzepts und in Abstimmung mit dem tschechi-
schen Nationalpark durchgefiihrt. Im Mittelpunkt stand dabei eine vom
Menschen weitgehend unbeeinflusste Dynamik in der freien Entwick-
lung der Natur. Die Nationalparkverwaltung fiihrte MonitoringmaB-
nahmen im Nationalpark Thayatal mittels verschiedener Systeme und
in entsprechend angepassten Abstéinden durch. Zur Zeit der Gebarungs-
tiberpriifung lagen zehn Studien zu einzelnen Themen vor.
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MaRBnahmen und Programme im Hinblick auf
Naturschutz und Biodiversitdt im Raum Thayatal

AuBerhalb des Nationalparks ergab sich im tiberpriiften Gebiet nach
Angaben des Landes Niederdsterreich kein naturschutzfachlicher Schwer-
punkt, der den Mitteleinsatz fiir die Erarbeitung und die Finanzierung
von ManagementmaBnahmen gerechtfertigt hétte. Ebenso waren keine
Monitoringsysteme eingerichtet; eine Uberwachung des Zustandes der
geschiitzten Gebiete erfolgte durch die Naturschutzbeh6rde nach MaB-
gabe der personellen Moglichkeiten.

Nach Ansicht des RH ist die angestrebte Sicherung einer weitgehend
unbeeinflussten Dynamik in der Entwicklung des Nationalparks im
Abschnitt unterhalb des Kraftwerks nicht moglich. Zudem scheint
durch die bereits erwidhnte Behinderung der forstlichen MaBnahmen
die Erfiillung der mittelfristigen Managementziele ohne Anderung der
Sachlage in Frage gestellt.

Weiters sollten bei Ausweisung von Schutzgebieten die notwendigen
ManagementmaBnahmen zumindest definiert werden, um die mogliche
finanzielle Belastung der Umsetzung abschétzen zu kdnnen.

Die Effizienz getroffener Manahmen kann nur durch stéindige Beur-
teilung des Grades der Zielerreichung festgestellt werden. Der RH emp-
fahl daher, unabhéngig von der Schutzkategorie, fiir alle geschiitzten
Gebiete ein MindestmalB3 an Monitoring sicherzustellen.

Das BMLFUW teilte mit, dass an der Verbesserung der hydrologischen
Gegebenheiten der Thaya vordringlich gearbeitet werde.

Laut Mitteilung der Niederosterreichischen Landesregierung werde wegen
der notwendigen Anpassung an die dynamischen Verinderungen von
der Definition von ManagementmalBBnahmen in allen Arten von Schutz-
gebieten auflerhalb des Nationalparks abgesehen. Die Beurteilung der
Effizienz von SchutzmaBnahmen auBerhalb des Nationalparks erfolge
regelmiBig im Rahmen von Uberpriifungen durch Sachverstindige.

Die grundséatzliche Kostenaufteilung im Verhéltnis 50 : 50 zwischen
Bund und dem Land Niederdsterreich galt auch fiir Investitionen in die
Nationalparkinfrastruktur und fiir den laufenden Betrieb; dabei waren in
diesen Bereichen die jihrlichen Aufwendungen betragsmaBig limitiert.
Allfillige weitere Kosten resultierten aus der Ubernahme des Aufwan-
des fiir die Nationalparkbeirdte und Ausschiisse sowie der Betriebs-
kosten fiir das Informationszentrum; sie waren vom Land Nieder-
Osterreich zu tragen.
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6.2

6.3

Die Nationalparkverwaltung initiierte eine Vielzahl von grenziiberschrei-
tenden, EU-kofinanzierten Projekten, die wesentlich zur Entwicklung
des Nationalparks beitrugen. Die Finanzierung der Errichtung und Aus-
gestaltung des Nationalparkzentrums Thayatal-Podyji erfolgte im Zuge
eines INTERREG III A-Projekts. Weitere grenziiberschreitende Projekte
wurden mit Hilfe des EUREGIO Kleinprojektefonds™ abgewickelt. Die
Einrichtung einer gemeinsamen Besucheraufsicht der beiden Natio-
nalparks war Ergebnis eines Umweltkommunikationsprojekts.

* EUREGIO Kleinprojektefonds: Teil der EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG Illa
(2000-2006); es werden damit so genannte people-to-people-Projekte und
Schul(austausch)projekte unterstiitzt.

Die Kosten des Schutzwasserwirtschaftlichen Grundsatzkonzeptes fiir
die Pulkau finanzierten Bund und Land Niederdsterreich je zur Hilfte.
Darauf bauten mehrere Projekte zur Hochwassersicherheit und zur Ver-
besserung der 6kologischen Funktionsfihigkeit der Pulkau auf. Weitere
MaBnahmen wurden aus dem Programm zur Entwicklung des Lind-
lichen Raumes und unter Einbeziehung der EU als Finanzierungspart-
ner umgesetzt.

Der RH anerkannte die grenziiberschreitenden und vielféltigen Aktivi-
tdten und Projekte mit der EU als Kofinanzierungspartner. Er bewertete
weiters die im Einzugsbereich der Pulkau durchgefiihrten Projekte, die
sowohl Ziele des Naturschutzes als auch der Schutzwasserwirtschaft
verfolgen, positiv.

Der RH empfahl jedoch den Vertragsparteien, im Verhandlungswege
eine gleichméBige Kostentragung anzustreben und damit dem gemein-
samen Bekenntnis zur Erhaltung der 6kologisch wertvollen Gebiete im
Thayatal gerecht zu werden.

Laut Mitteilung des BMLFUW sei die Finanzierung des Nationalparks
Thayatal aus Sicht des Bundes als ausgeglichen zu beurteilen. Im Bereich
der verpflichtenden Zuwendungen wiirden die Zahlungsmodalitiiten in
der Nationalparkkommission beraten und festgelegt; bei freiwilligen Zu-
wendungen ergebe sich eine Unausgewogenheit durch verschiedene Inter-
essenslagen der Gesellschafter.



[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

7.1

7.2

7.3

MaRBnahmen und Programme im Hinblick auf
Naturschutz und Biodiversitdat im Raum Thayatal

Die Finanzierung der Flichensicherung im Nationalpark Thayatal wird
grundsétzlich zu 50 % vom Bund und vom Land Niederdsterreich getra-
gen. Ein bereits genehmigter EU-Kofinanzierungsanteil wurde nur zu
80 % ausgeschopft. Durch eine notwendige Riickverrechnung von Zah-
lungen dnderten sich die urspriinglich vereinbarten Finanzierungsver-
héltnisse zugunsten des Landes Niederdsterreich.

Der RH stellte bei der Abrechnung des Projekts {iberdies Verrechnungs-
fehler von insgesamt 270.000 EUR fest. Eine liickenlose Verrechnung
des Hilfteanteils an den Bund fiir die jihrlichen Entschidigungen
erfolgte nicht.

Die aus dem Titel der Nationalparkerkldrung an die Grundeigentiimer
zu leistenden Zahlungen gelten geméaB einem Erlass des BMF als ,,unecht*
steuerfreie Umsétze. Eine veroffentlichte Rechtsmeinung zur umsatz-
steuerlichen Behandlung von Entschddigungen fiir die Inanspruch-
nahme von land- und forstwirtschaftlichen Nutzfldchen fiir Natur-
schutzmaBnahmen lag jedoch nicht vor.

Der RH bemingelte die nur teilweise Ausschopfung der genehmigten
EU-Forderungsmittel. Er empfahl, die urspriinglich vereinbarten Finan-
zierungsverhéltnisse wieder herzustellen und fiir eine transparente und
ordnungsgeméfBe Abrechnung zu sorgen.

Weiters beméangelte er, dass eine generell einheitliche Behandlung von
Naturschutzentschidigungen nicht gewéhrleistet ist. Er empfahl dem
Land Niederdsterreich, sich um eine Ausweitung des Erlasses auf Ent-
schiadigungen fiir alle NaturschutzmaBnahmen zu bemiihen.

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung seien
die offenen Fragen hinsichtlich des Finanzierungsverhdiltnisses mit dem
Bund grundsiitzlich geklirt worden. Die transparente und ordnungs-
gemdBe Abrechnung werde sichergestellt.

Das BMLFUW teilte mit, dass durch eine Verdinderung im Abrechnungs-
modus die Ausgewogenheit der Finanzierung zwischen Bund und Land
Niederdsterreich nunmehr sichergestellt sei. Die umsatzsteuerrechtliche
Behandlung von Entschidigungen sei einvernehmlich mit dem Land Nie-
derdsterreich geregelt worden; fiir die noch offenen Zahlungen und Gegen-
verrechnungen sei eine abgestimmte Vorgangsweise vereinbart worden.

Laut Mitteilung des BMF wiirden die Umsatzsteuerrichtlinien 2000 ent-

sprechend der Empfehlung des RH zur Klarstellung des angesproche-
nen Problems erginzt werden.
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8 Sonstige Feststellungen betrafen die beispielgebende internationale

Zusammenarbeit der beiden Nationalparks sowie die fehlende grenz-
tiberschreitende Koordinierung bei der Festlegung und Betreuung der
auBerhalb des Nationalparks liegenden Schutzgebiete.

Zusammenfassend empfahl der RH,

(1) eine Biotopkartierung moglichst flichendeckend vorzunehmen;

(2) 6kologisch sinnvolle Erweiterungen bzw. Arrondierungen des
Nationalparks durchzufiihren;

(3) die urspriinglich vereinbarten Finanzierungsverhiltnisse hin-
sichtlich der Flichensicherung wieder herzustellen und fiir eine
transparente und ordnungsgemife Abrechnung zu sorgen sowie

(4) fiir alle geschiitzten Gebiete, unabhingig von der Schutzkate-
gorie, ein Mindestmal3 an Monitoring sicherzustellen.
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MaRRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der
Wasserqualitat im Einzugsbereich der Thaya

Im Zusammenhang mit der Wasserqualitit im Einzugsbereich der
Thaya bestanden Defizite hinsichtlich der Umsetzung des EU-Rechts.
Der 6kologische Zustand der FlieBgewiasser war teilweise verbesse-
rungsbediirftig.

Die Nitratrichtlinie wurde erst mit achtjahriger Verspitung An-
fang 2004 vollstindig umgesetzt.

Die Trinkwasserversorgung erfolgte fiir wesentliche Teile des iiber-
priiften Gebietes von auBerhalb. Im gréten zusammenhingenden
Grundwasserkorper (dem Gebiet Thaya-Pulkautal) wurden keine
MaBnahmen zu einer groBflichigen Grundwassersanierung erwo-
gen. Die Trinkwasserversorgung war aber trotz teilweise erheblicher
Belastung des Grundwassers als gesichert zu beurteilen.

Die Pulkau war zur Aufnahme der erheblichen Abwassereinleitun-
gen eines chemischen Unternehmens nicht geeignet. Das Fehlen rechts-
verbindlicher Immissionsregelungen lie$3 eine Verbesserung der un-
geniigenden Wasserqualitit der Pulkau nicht zu. Die dem chemischen
Unternehmen im Jahr 2000 bewilligte Konsenserhthung war im
Sinne der Gewésserreinhaltung als problematisch zu beurteilen.

Der RH tiberpriifte im April und Mai 2004 die Gebarung des BMLFUW
sowie des Landes Niederdsterreich betreffend die MaBnahmen zur Erhal-
tung und Verbesserung der Wasserqualitit im Einzugsgebiet der Thaya.
Zu dem im Oktober 2004 iibermittelten Priifungsergebnis nahmen
die Niederosterreichische Landesregierung im Dezember 2004 und das
BMLFUW im Februar 2005 Stellung. Der RH verzichtete auf eine Gegen-
duBerung.

Als tberpriiftes Gebiet wurde vom RH das Einzugsgebiet der Thaya
von der Quelle bis zum ersten Pegel nach ihrem Wiedereintritt auf das
osterreichische Staatsgebiet bei Rabensburg festgelegt. Als wesentlicher
Zubringer ist die Pulkau erwidhnenswert.
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2

3.1

Schwerpunkte der Gebarungsiiberpriifung bildeten die MaBnahmen und
der Mitteleinsatz zur Erreichung einer zufriedenstellenden Gewisser-
giite in der Thaya und ihren Zubringern einschlielich der Grundwas-
servorkommen unter besonderer Beachtung der Einhaltung der Nitrat-
richtlinie” und des Standes der Abwasserentsorgung. Gepriift wurde
der Zeitraum ab 1999.

* 91/676/EWG: Richtlinie des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewéis-
ser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen

Bestimmend fiir den Gewisserzustand in Osterreich ist das Wasser-
rechtsgesetz 1959 1). Mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie?
wird die bisher tiberwiegend emissionsseitige Betrachtung des Was-
serrechtsgesetzes 1959 kiinftig verstiarkt durch Beschrinkungen mit-
tels Immissionsgrenzen, Betrachtung von Flusseinzugsgebieten u.a.
erginzt werden. Bis zum Jahresende 2004 ist die erste Bestandsauf-
nahme durchzufiihren; die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie
sind grundséatzlich erst 2015 zu erreichen.

1 Wasserrechtsgesetz 1959, BGBI. Nr. 215/1959 i.d.g.F.

2) Richtlinie 2000/60/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto-
ber 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir MaBnahmen der Gemeinschaft
im Bereich der Wasserpolitik

Entsprechend dem Wasserrechtsgesetz 1959 ist Grundwasser so rein zu
halten, dass es als Trinkwasser verwendet werden kann. Die Anforde-
rungen an die Qualitdt von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch
sind in der Trinkwasserverordnung? festgelegt.

Als Anwendungsvoraussetzung der im Wasserrechtsgesetz 1959 vor-
gesehenen Instrumente zur groBraumigen Grundwassersanierung wur-
den in der Grundwasserschwellenwertverordnung? Grenzwerte festge-
legt, die unterhalb jener der Trinkwasserverordnung liegen. Damit soll
gewihrleistet werden, dass mit Sanierungsmafnahmen bereits begon-
nen werden kann, bevor eine flichenhafte Uberschreitung der Grenz-
werte fiir Trinkwasser eingetreten ist.

1 Trinkwasserverordnung, BGBI. II Nr. 304/2001

2 Grundwasserschwellenwertverordnung, BGBL. Nr. 502/1991
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Die Erhaltung eines mengenméBig zufriedenstellenden Zustandes des
Grundwassers ist im Wege der Wahrung 6ffentlicher Interessen im was-
serrechtlichen Bewilligungsverfahren behordlicherseits wahrzunehmen.

Die in der Wasserrahmenrichtlinie enthaltenen Vorgaben der EU sehen
fiir das Grundwasser die Erreichung eines ,guten Zustandes* als Ziel-
wert bis 2015 vor. Dieser ist erfiillt, wenn langfristig ein konstanter
Grundwasserspiegel erreicht wird (quantitative Komponente) und die
in einer noch zu erlassenden Tochterrichtlinie zur Wasserrahmenricht-
linie definierten chemischen Parameter eingehalten werden (qualitative
Komponente).

Nach Ansicht des RH reicht das in Osterreich bereits bestehende recht-
liche Instrumentarium aus, einen entsprechenden Grundwasserschutz
zu gewahrleisten.

Der Jahresbericht 2002 zur Wassergiite in Osterreich weist ein zusam-
menhingendes Grundwassergebiet — das Thaya-Pulkautal — mit einer
GroBe von 214 km? aus. Im iiberpriiften Gebiet bestehen dartiber hin-
aus kleinrdumige, nicht zusammenhidngende Grundwasservorkommen,
die in zwei weitere Grundwassergebiete zusammengefasst sind.

Im Jahresbericht 1996 wurde das Grundwassergebiet Thaya-Pulkau-
tal auf Grundlage der Auswertung von fiinf Messstellen nach den Kri-
terien der Grundwasserschwellenwertverordnung als ,,voraussichtlich
gefihrdet” eingestuft, wobei acht von zehn ausgewiesenen Parame-
tern den Schwellenwert {iberstiegen. Die Zuordnung der Messstellen zu
den Grundwassergebieten wurde periodisch durch Reprasentativitats-
priiffungen nachvollzogen. Dabei stellte sich aus hydrogeologischer Sicht
heraus, dass zwei Messstellen einem anderen — kleinriumigen —
Grundwassergebiet (Weinviertel sonstige) zuzuordnen waren. Dadurch
verringerte sich die Zahl der zugeordneten Messstellen auf drei.

Diesem Umstand kam insofern Bedeutung zu, als in den Jahresberichten
zur Gewdhrleistung einer reprisentativen Beschreibung eines Grund-
wassergebietes regelméBig flinf Messstellen als erforderlich erachtet
wurden. Wegen der Nichterfiillung dieser Bedingung unterblieb daher
die Analyse hinsichtlich der Einhaltung der Schwellenwerte nach der
Grundwasserschwellenwertverordnung.
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Der RH wies auf den deutlich beeintrdachtigten Zustand des Grundwas-
sers hin. Er war der Ansicht, dass die Ausdehnung des Grundwasser-
gebietes und der unzureichende qualitative Zustand ein entsprechen-
des Monitoring erfordert hitten; dieses ware auch Voraussetzung fiir
den Einsatz der im Wasserrechtsgesetz 1959 vorgesehenen Instrumente
zu einer groBflichigen Grundwassersanierung gewesen.

Grundlage hiefiir ist der Bestand eines reprasentativen Messstellen-
netzes, wie es die Wassergiite-Erhebungsverordnung” vorsieht. Der RH
beméngelte daher die unterbliebene Erginzung der zu einer reprasen-
tativen Untersuchung notwendigen Anzahl an Messstellen.

* Wassergiite-Erhebungsverordnung, BGBI. Nr. 338/1991 i.d.g.F.

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung werde
derzeit intensiv an der Errichtung eines reprisentativen Messnetzes im
Grundwassergebiet Thaya-Pulkautal gearbeitet.

Laut Stellungnahme des BMLFUW sehe die Grundwasserschwellenwert-
verordnung keinen Mechanismus vor, der bei Vorliegen von Grundwasser-
belastungen eine Ausweitung des Messstellennetzes erfordern wiirde. Wohl
gebe die Grundwasserschwellenwertverordnung einen Kriterienkatalog
vor, nach dem die stufenweise Ausweisung im Sinne einer Priorisierung
von Beobachtungsgebieten oder voraussichtlichen MaBnahmengebieten
erfolgen kdnne. Dies treffe aber auf die gegenstindlichen Grundwasser-
vorkommen nicht zu, weil diese Gebiete durch einen regionalen Versor-
ger mit Trinkwasser versorgt wiirden.

Dieses Grundwassergebiet besitze aufgrund der Grundwasserleiterstruk-
tur und seiner relativ geringen Grundwassererneuerungsraten einen sehr
eingeschrinkten bzw. geringen wasserwirtschaftlichen Stellenwert. Aus
diesem Grund habe man bis jetzt auch von einem kostenintensiven Aus-
bau des Messnetzes, das ein ebenso kostenintensives detailliertes Grund-
wasserprojekt voraussetzt, abgesehen.

Unabhingig von spezifischen MaBnahmen nach dem Wasserrechtsge-
setz 1959 hat die Nitratrichtlinie das Ziel, die Verschmutzung der Gewés-
ser aus diffusen Quellen zu verringern und kiinftigen Verunreinigungen
vorzubeugen.
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Zu diesem Zweck sind vom Mitgliedstaat Aktionsprogramme festzule-
gen, welche die verbindlich einzuhaltenden Regeln der ,guten fachli-
chen Praxis® in der Landwirtschaft und MaBnahmen nach Anhang III
der Nitratrichtlinie (Ausbringungsverbote von Diingemitteln, Fassungs-
vermogen von Behéltern zur Lagerung von Dung, Begrenzung der Diin-
gergaben) umfassen.

Neben dem obligatorischen Inhalt der Regeln besteht die Méglichkeit,
dartiber hinausgehende MaBnahmen, wie die Beibehaltung einer Min-
destpflanzenbedeckung oder die Aufstellung von Diingeplinen, vor-
zusehen. Bisher hat Osterreich keine solchen fakultativen MaBnah-
men vorgeschrieben.

Die in den Jahren 1996 und 1999 erlassenen Aktionsprogramme waren
Gegenstand der Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren der EU.
Erst mit dem Aktionsprogramm 2003 hat Osterreich die Kritikpunkte
der Europdischen Kommission ausreichend beriicksichtigt und mit
1. Jdnner 2004 eine entsprechende Verordnung zum Wasserrechtsge-
setz 1959 in Kraft gesetzt.

Der RH beanstandete, dass die ausreichende Umsetzung der Nitratricht-
linie mit achtjahriger Verzégerung erfolgte und empfahl dem BMLFUW,
zur Verbesserung der Wirksamkeit der Aktionsprogramme die Aufnahme
der vorgesehenen fakultativen MaBnahmen zu erwagen.

Das Aktionsprogramm Nitratrichtlinie ist ohne weiteren Rechtsakt (Be-
scheid) von den Normadressaten anzuwenden und einzuhalten. Die
Gewdisseraufsicht ist berufen, die Einhaltung der Bestimmungen und
Anordnungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 — und damit auch des
Aktionsprogramms — zu iiberpriifen.

Anstelle systematischer Uberpriifungen fiihrten die Gewésseraufsichts-
organe nur vereinzelt Erhebungen durch. Begriindet wurde dies mit
dem Fehlen von explizit vorgeschriebenen Kontrollverpflichtungen im
jeweiligen Aktionsprogramm selbst sowie mit Personalmangel.

Das Land Niederdsterreich verwies auf SchulungsmaBnahmen, die den
Landwirten die Sinnhaftigkeit des Aktionsprogramms 2003 néher brin-
gen sollte und bevorzugte die bessere Motivation durch Information
und Forderung freiwilliger MaBnahmen gegentiiber der Kontrolle mit
Strafandrohung.
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6.2 Der RH anerkannte die Bemiihungen des Landes Niederdsterreich zur

9.1

Umsetzung der im Programm enthaltenen Ziele. Er empfahl jedoch dem
Land, die SchulungsmaBnahmen durch Kontrollhandlungen zu ergén-
zen. Ein angemessenes Ausmal3 an Kontrolle der Umsetzungsprogramme
wére auch im Hinblick auf die problematische Grundwasserqualitét
notwendig.

Die Trinkwasserversorgung erfolgte fiir wesentliche Teile des tiberpriif-
ten Gebietes von auBerhalb. Im gréBten zusammenhingenden Grund-
wasserkorper (dem Gebiet Thaya-Pulkautal) wurden keine MaBnahmen
zu einer groBflachigen Grundwassersanierung erwogen. Die Trink-
wasserversorgung war aber trotz teilweise erheblicher Belastung des
Grundwassers als gesichert zu beurteilen.

Weitere Feststellungen des RH betrafen den Entfall eines Problemge-
bietes durch die mit der Wasserrahmenrichtlinie geédnderten Beurtei-
lungskriterien sowie die prioritire Verteilung der Férderungsmittel des
Osterreichischen Programms zur Forderung einer umweltgerechten,
extensiven und den natiirlichen Lebensraum schiitzenden Landwirt-
schaft (OPUL).

Ziel des Wasserrechtsgesetzes 1959 in der Rechtslage vor der Novelle 2003
war die Reinhaltung der Gewasser, das heif3t die Erhaltung der natiir-
lichen Beschaffenheit des Wassers in physikalischer, chemischer und
biologischer Hinsicht sowie in seiner dkologischen Funktionsfihig-
keit. Dazu wurden vielfach Emissionsgrenzwerte verordnet.

Seit der Novelle 1990 zum Wasserrechtsgesetz 1959 hitten durch Ver-
ordnung Immissionsbeschrankungen erlassen werden konnen, wodurch
Emittenten zur Wahrung der festgelegten Gewéssergiite auch strengere
Emissionsgrenzwerte als verordnet vorzuschreiben gewesen wéren.

Seit dem Beitritt Osterreichs zur EU im Jahr 1995 fand die Richtlinie
des Rates vom 4. Mai 1976 betreffend die Verschmutzung infolge der
Ableitung bestimmter gefahrlicher Stoffe in die Gewasser der Gemein-
schaft (76/464/EWG) Anwendung.
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Die gewésserverschmutzenden Stoffe wurden hinsichtlich ihres Gefah-
renpotenzials erfasst und die Mitgliedstaaten verpflichtet, fiir bestimmte
Stoffe Qualititsziele fiir die Gewisser festzulegen und Programme zur
Verringerung der Belastung aufzustellen. Im Ergebnis waren diese Vor-
gaben jenen vergleichbar, die das Wasserrechtsgesetz 1959 enthilt.
Dies héitte durch die Erlassung entsprechender Immissionsregelungen
erfolgen kénnen.

Im Jahr 1987 erlieB das damalige BMLF eine vorlaufige Richtlinie tiber
die Begrenzung von Immissionen in FlieBgewidssern. Aus dem Jahr 1995
lag ein Entwurf fiir eine Allgemeine Immissionsverordnung FlieBgewés-
ser vor. Dieser umfasste die Beurteilung der biologischen Giite von Ober-
flichengewissern nach dem in Osterreich seit Jahrzehnten (bis zur
Novelle 2003 zum Wasserrechtsgesetz 1959, Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie) angewandten so genannten Saprobiensystem, wel-
ches die Wasserqualitdt anhand des Vorhandenseins bzw. Fehlens be-
stimmter Indikatororganismen beschreibt.

Das Qualititsziel war - als Kompromiss zwischen der Erhaltung eines
breiten Nutzungsspektrums und den 6kologischen Forderungen - min-
destens die Erreichung der Giiteklasse ,méBig belastet” (IT). Eine Ver-
ordnung wurde nicht erlassen.

Laut Angabe des Landes Niederdsterreich wurden grundsitzlich die
zitierten Richtlinienentwiirfe als Orientierung im Rahmen wasserrecht-
licher Genehmigungsverfahren herangezogen. In besonders nieder-
schlagsarmen und warmen Regionen Niederosterreichs wire nach An-
sicht des Landes fiir kleine Gewisser als Zielzustandsdefinition sogar
die Saprobiologiestufe ,kritisch belastet (II bis III) angemessen.

Der RH beméngelte, dass im Bereich der Oberflichengewisser man-
gels Erlassung einer entsprechenden Verordnung keine verbindlichen
Qualititsziele vorlagen. Dies hatte zur Folge, dass die Voraussetzun-
gen fiir qualifizierte Defizitanalysen fehlten und die gesetzlich vorge-
sehenen speziellen Sanierungsprogramme unterblieben. Mangels Uber-
gangsbestimmungen wiren solche Qualititsziele spitestens mit dem
Beitritt zur EU zu erlassen gewesen.

Der RH empfahl dem BMLFUW, die Immissionsverordnung fiir FlieB-
gewdsser ziigig in Kraft zu setzen.
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Laut Mitteilung des BMLFUW sei die Erlassung einer Verordnung mit
Qualititszielen fiir den guten chemischen Zustand sowie die chemischen
Komponenten des 6kologischen Zustandes fiir die erste Jahreshilfte 2005
geplant. Die Verordnung zur Festlegung des guten 6kologischen Zustan-
des sei aufgrund der Wasserrahmenrichtlinie fiir Ende 2006 zu erwarten.

Nach dem ,Biologischen Giitebild der FlieBgewasser Osterreichs 2001
war die Pulkau bereits im Oberlauf kritisch belastet (II bis III) und wies
ab der Stadt Pulkau bis zur Miindung in die Thaya eine starke Belas-
tung (III) auf. Der Retzbach, ein Zubringer der Pulkau, war teilweise
tibermiBig verschmutzt (IV).

Die unzureichende Gewissergiite der Pulkau war nach Ansicht des RH
in unterschiedlichen Entsorgungsgraden, in der punktuellen Einlei-
tung héuslicher Fakal- und Grauwisser und in diffusen Eintrdgen aus
der Landwirtschaft begriindet. Es bestand erheblicher Handlungsbe-
darf hinsichtlich der Erreichung der Zielzustinde gemaB der Wasser-
rahmenrichtlinie.

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung wiir-
den die zu einem geringen Teil noch fehlenden Abwasseranlagen entspre-
chend einem Priorititenkatalog in den nichsten Jahren ausgebaut. Zum
tiberwiegenden Teil wiirden die Abweichungen der Gewdssergiite vom Ziel-
zustand von der geringen Wasserfiihrung und den geringen Niederschli-
gen verursacht.

GemiB der Wasserrahmenrichtlinie wire der gute Gewdsserzustand bis
zum Jahr 2015 zu erreichen. Eine fristgerechte Umsetzung der vorgege-
benen Ziele werde trotz der widrigen Rahmenbedingungen angestrebt.

Das ,Biologische Giitebild der FlieBgewisser Osterreichs 2001“ beschrieb
die Thaya im oberen Verlauf mit ,kritisch belastet* (II bis III), in Dro-
sendorf und Hardegg mit ,méBig belastet” (I[) und nach der Miindung
der Pulkau und ab dem Pegel Bernhardsthal wiederum als ,kritisch
belastet” (II bis III).

Nach Ansicht des RH bestand im Oberlauf der Thaya hinsichtlich der
gegebenen kritischen Belastung Verbesserungspotenzial, weil manche
Ortschaften noch iiber keine kommunale Abwasserentsorgung ver-
fligten.
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Wasserqualitat im Einzugsbereich der Thaya

Zusammenfassend war festzustellen, dass im Bereich der Thaya — im
Gegensatz zu der dsterreichweit im Wesentlichen zufriedenstellenden
Qualitdt der FlieBgewasser — zwischen den Qualititszielen der Rechts-
lage vor der Novelle 2003 zum Wasserrechtsgesetz 1959 und dem Ist-
Zustand deutliche Differenzen bestanden.

Nach Ansicht des RH wird in Zukunft durch wahrscheinlich notwen-
dige MaBnahmenprogramme mit einem erheblichen Aufwand zur Errei-
chung der Zielzustinde gemiB der Wasserrahmenrichtlinie zu rech-
nen sein.

Laut Mitteilung der Niederdsterreichischen Landesregierung seien die
Abwasseranlagen vorrangig dort errichtet worden, wo dies fiir den Schutz
des Grundwassers als Trinkwasserreserve erforderlich war. Entsprechend
den Zeit- und Qualititszielvorgaben der Wasserrahmenrichtlinie plane
das Land die Errichtung der Abwasseranlagen bis zum Jahr 2015.

Das im tberpriiften Gebiet von April 1993 bis Ende 2003 aufgelaufene
Investitionsvolumen betrug 402 Mill. EUR; bisherige Abschitzungen
der zukiinftig erforderlichen MaBnahmen ergaben 370 Mill. EUR.

Der RH merkte an, dass notwendige MaBnahmen und Investitionen und
damit die Verbesserung der Qualitit der Vorfluter durch die prioritire
Verteilung der Mittel und die niedrige Einstufung des {iberpriiften Ge-
bietes empfindlich verzogert wurden.

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung sei der
Priorititenkatalog mit dem BMLFUW abgestimmt worden; die sich aus
der Begrenzung der éffentlichen Mittel fiir die Abwasserentsorgung erge-
bende Reihung der MaBnahmen stelle die einzig mogliche Vorgangs-
weise dar.

Weitere Feststellungen des RH betrafen die MaBnahmen der Behorde
bei einzelnen Abwasserreinigungsanlagen sowie die Gestaltung von
Nutzungsrechten.
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Der Unterlauf der Pulkau war durch die Abwassereinleitung eines in
Pernhofen gelegenen chemischen Unternehmens bestimmt, in dem seit
dem Jahr 1962 vor allem Zitronensiure hergestellt wird. Die Anlage ist
eine der weltweit groBten ihrer Art. Die Verunreinigungen der Pulkau
und der Thaya waren erheblich.

Im Jahr 1977 wurde ein Abwasserreinigungskonzept wasserrechtlich
bewilligt, das jedoch aufgrund mangelnder technologischer Moglich-
keiten und aus wirtschaftlichen Griinden nicht verwirklicht werden
konnte. Die im Jahr 1981 erteilte wasserrechtliche Bewilligung fiir ein
neues Projekt basierte auf einer zweistufigen biologischen Abwasser-
reinigung. Die beiden Reinigungsstufen gingen 1986 und 1990 in Betrieb,
wobei die bescheidméBig vorgeschriebene Reinigungsleistung im Wesent-
lichen erbracht werden konnte. Dadurch wurde der im Jahr 1977 ein-
gerdumte Konsens — allerdings bei zwischenzeitlich erheblich gestei-
gertem Produktionsvolumen — erstmals erfiillt.

Der RH bemingelte die lange Zeitspanne der erheblichen Konsensiiber-
schreitung. Die konsentierten Emissionswerte wurden erst ab der Inbe-
triebnahme der zweiten Reinigungsstufe eingehalten.

Im Jahr 1998 brachte das Unternehmen einen infolge weiterer Produk-
tionssteigerungen erforderlichen Antrag auf Konsenserhohung ein. Die
Tagesabwassermenge sollte um 37,5 % von 20.000 m?3 auf 27.500 m?
steigen, wihrend die Abwasserbelastung in bisheriger Héhe von 10 t
chemischer Sauerstoffbedarf pro Tag gehalten werden sollte. Hinsicht-
lich der tibrigen Parameter erhdhten sich die zuldssigen Frachten ent-
sprechend der Steigerung der Abwassermengen; beim biologischen
Sauerstoffbedarf betrug die Steigerung 72,5 %.

Im wasserrechtlichen Verfahren wandte das im Amt der Niederdster-
reichischen Landesregierung eingerichtete Wasserwirtschaftliche Pla-
nungsorgan ein, dass das gegenstindliche Ansuchen mit bestehen-
den wasserwirtschaftlichen Uberlegungen unvereinbar sei. Es verwies
auf den MaBnahmenkatalog des damals in Ausarbeitung befindlichen
~Gewdsserdkologischen Leitbildes Pulkau®, das empfahl, diese Abwés-
ser nicht mehr direkt in die Pulkau einzuleiten.
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Der Vertreter der Tschechischen Republik gab in der miindlichen Ver-
handlung eine Erklarung ab, wonach die tschechische Seite mit der erh6h-
ten Wasserentnahme aus der Thaya und der einhergehenden héheren
Abwasserbelastung nicht einverstanden war.

Zu den Einwendungen der tschechischen Seite verwies das damalige
BMLF auf den Osterreichisch-Tschechischen Grenzgewisservertrag’,
wonach die Pulkau ein der Staatsgrenze benachbartes Gewisser ist;
MaBnahmen wiren an solchen Gewissern nur insoweit Grenzgewés-
serangelegenheiten, als sie die wasserwirtschaftlichen Verhiltnisse des
jeweils anderen Vertragsstaates ,wesentlich nachteilig beeinflussen®.

* Osterreichisch-Tschechischer Grenzgewisservertrag, BGBI. Nr. 106/1970

Das BMLFUW bewilligte im Mérz 2000 den Antrag auf Konsenserho-
hung aus 1998. Es vertrat die Meinung, dass keine wesentlichen zusitz-
lichen negativen Einfliisse auf die Wasserqualitdt der Thaya vorlagen
und somit die Grenzgewé&sserkommission nicht zu befassen wire.

Im Zuge der Gebarungsiiberpriifung erginzte das BMLFUW, dass seit
2002 ein Entwurf einer branchenspezifischen Emissionsverordnung
mit einem von 34 kg auf 20 kg chemischen Sauerstoffbedarf je Tonne
verarbeiteten Zuckers verringerten Grenzwert bestehe.

Die Konsenserhohung aus dem Jahr 2000 entspreche mit 19 kg chemi-
schen Sauerstoffbedarf diesem Vorschlag und spiegle den Fortschritt
der Technik sowie die internen Bemiihungen des chemischen Unter-
nehmens wider. Als Verschlechterung sei gemif3 den Erlduterungen
zur Regierungsvorlage der Novelle 2003 zum Wasserrechtsgesetz 1959
die Verschlechterung um eine Giiteklasse zu verstehen, was durch die
Konsenserhohung mit Sicherheit nicht ausgeldst worden sei.

Der RH empfahl, die in der Verordnung festgelegten Grenzwerte an
den Stand der Technik anzupassen.

Nach Ansicht des RH beriicksichtigte die Konsenserhohung die Immis-
sionsverhéltnisse nur ungeniigend, was auch in dem Vorbringen des
Wasserwirtschaftlichen Planungsorgans zum Ausdruck kam.

Hinsichtlich der Einschitzung der Konsenserh6hung bestand nach An-
sicht des RH ein Ermessensspielraum, der z.B. bezogen auf den Para-
meter biologischer Sauerstoffbedarf (+ 72,5 %) die Beurteilung ,, wesent-
lich nachteilig“ einschloss; eine Behandlung der Angelegenheit in der
Grenzgewisserkommission wére gerechtfertigt gewesen.
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Zur Einschitzung der Konsenserhohung im Hinblick auf die Grenzge-
wisserkommission fiihrte das BMLFUW in seiner Stellungnahme aus,
dass die Konsensfracht wegen geinderter Messverfahren beim biologi-
schen Sauerstoffbedarf nicht im angegebenen Ausmal gestiegen sei.

Das BMLFUW habe die Grenzgewdisserkommission gemdls dem Vertrag
zwischen der Republik Osterreich und der Tschechischen Republik iiber
die Regelung von wasserwirtschaftlichen Fragen an Grenzgewdssern bis-
her in den hierfiir vorgesehenen Fillen einbezogen; es werde in Zukunft
weiterhin dieser Regelung entsprechend vorgehen. Insbesondere seien
auch die Landesbehdrden angewiesen worden, die Grenzgewdsserkom-
mission von bilateral relevanten Verfahren in Kenntnis zu setzen.

Anlisslich der grundsétzlichen Bewilligung der Errichtung der zwei-
stufigen betrieblichen Abwasserreinigungsanlage im Jahr 1981 wies der
wasserbautechnische Amtssachverstindige auf das Missverhaltnis zwi-
schen der Niederwasserfiihrung der Pulkau und der Menge der einge-
leiteten Produktionsabwisser hin.

Bei der Bewilligung der zweiten Ausbaustufe erschien eine ,Beurteilung
der Ablaufwerte unter Heranziehung der Immissionsrichtlinie (Ent-
wurf 1987) im konkreten Fall nicht sinnvoll, weil bereits der Vergleich
der maBgebenden Wassermengen der Pulkau (60 1/s) mit der Werksab-
gabe (232 1/s) die Ungunst des Werksstandortes aus wasserwirtschaft-
licher Sicht erweist*".

Um die Anforderungen des Richtlinienentwurfes erfiillen zu kénnen,
hétten ,die maBgeblichen Abwasserinhaltsstoffe um eine weitere Zeh-
nerpotenz” verringert werden miissen. Diese erhebliche Verdiinnung der
betrieblichen Abwisser war technisch und finanziell ,,im Hinblick auf
die bundesweit von kommunalen und industriellen Einleitern derzeit
verlangten Anforderungen als meist iiberh6ht zu bezeichnen*”.

* Zitate aus der Bescheidbegriindung

Auch in der Begriindung des Bescheides zur Konsenserhhung im Jahr 2000
wurde die Immissionssituation an der Thaya und der Pulkau aus was-
serwirtschaftlicher Sicht als derart ungiinstig bezeichnet, dass die vom
Wasserrechtsgesetz 1959 geforderte Beschaffenheit der Gewésser nur
schwer bis gar nicht zu erreichen sein werde.
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16.3

MaRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der
Wasserqualitat im Einzugsbereich der Thaya

Nach Ansicht des RH zeigten die Untersuchungen und Stellungnah-
men der Experten deutlich, dass die ungeniigende Wasserqualitét der
Pulkau nicht auf Uberschreitung der nach den allgemeinen Emissions-
regelungen gewihrten Konsense zuriickzufiihren ist. Vielmehr ist der
Vorfluter insgesamt nicht geeignet, die derzeitigen Abwassermengen
aufzunehmen.

Das BMLFUW hatte zudem darauf verzichtet, im Verordnungsweg eine
entsprechende Rechtsgrundlage fiir die Anwendung der seit der Novelle
1990 zum Wasserrechtsgesetz 1959 fiir diese Fille gesetzlich vorgese-
henen Sanierungsprogramme zu schaffen; bei deren Verwirklichung
wire auf eine umfassende Problemlésung unter Einbindung aller Emit-
tenten Bedacht zu nehmen gewesen.

Dariiber hinaus bestand unter den gegebenen Umstédnden zwischen der
erheblichen Konsenserhdhung im Jahr 2000 und dem im Wasserrechts-
gesetz 1959 verankerten Ziel der Gewésserreinhaltung ein Spannungs-
verhiltnis.

Der RH empfahl, eine Erh6hung der Reinigungsleistung und ein Abge-
hen von der Einleitung der Abwisser in die Pulkau zu erwégen.

Das BMLFUW bestiitigte in seiner Stellungnahme die Ungiinstigkeit des
Standortes aus wasserwirtschaftlicher Sicht, wies aber auf die wirtschafts—
und regionalpolitischen Gesichtspunkte zum Zeitpunkt der Wahl des Stand-
ortes in den 60er-Jahren hin. Auch werde aus heutiger Sicht ein guter
okologischer und chemischer Zustand — das Ziel der Wasserrahmenricht-
linie — der Vorfluter Pulkau und Thaya wegen ihrer wasserwirtschaft-
lichen Grundausstattung sowie der Restbelastung der Werksabwidisser nicht
erreichbar sein. Allerdings konne in begriindeten Fillen gemdB den Art. 4
Abs. 5 bis 7 der Wasserrahmenrichtlinie von diesem Ziel abgewichen
werden.

Weiters habe das chemische Unternehmen vertiefte Studien iiber die tech-
nischen Maglichkeiten der weitergehenden Behandlung des gereinigten
Abwassers aus der betrieblichen Abwasserreinigungsanlage des Werkes
beauftragt. Im Ergebnis hiitten diese Arbeiten gezeigt, dass die Kosten-
belastung fiir das Produkt durch weitergehende, aufwendige MaBnah-
men im Hinblick auf die Konkurrenzsituation am Weltmarkt keinesfalls
verkraftbar sei und zu einer Gefihrdung des Standorts fiihren miisse.

115

123 von 201



124 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

Gipsdeponie
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17.2

17.3

Die Konsenserhdhung aus dem Jahr 2000 habe Emissionsgrenzwerte vor-
geschrieben, die erheblich unter jenen der branchenspezifischen Emissions-
verordnung lagen. Weitere Absenkungen von Emissionsgrenzwerten auf der
Ebene eines Bewilligungsbescheids seien aus fachlicher Sicht nur einforder-
bar, wenn technisch ausgereifte Verfahren zu wirtschaftlich tragbaren Bedin-
gungen zur Verfiigung stiinden. Dies sei zum Zeitpunkt der Bewilligung nicht
der Fall gewesen und sei es auch gegenwidrtig nicht.

Beim chemischen Unternehmen fiel als Abfallprodukt Gips an; dieser
wurde auf einer Massenabfalldeponie innerhalb des Werksgeldndes ab-
gelagert. Diese Deponie wurde im Altlastenatlas als gesichert ausge-
wiesen.

Mit Bescheid des Amtes der Niederosterreichischen Landesregierung
vom Mai 2000 wurde dem chemischen Unternehmen die Genehmi-
gung zur Errichtung und Inbetriebnahme einer neuen Massenabfall-
deponie zur Ablagerung des Gipses erteilt.

Im Dezember 2003 reichte das chemische Unternehmen allerdings ein
Ansuchen hinsichtlich der Erweiterung der bereits bestehenden Mas-
senabfalldeponie ein.

Ohne den Ergebnissen des Genehmigungsverfahrens fiir die Deponie-
erh6hung vorgreifen zu wollen, vertrat der RH die Ansicht, dass die
Ablagerung des Produktionsriickstandes Gips auf einer neu zu errich-
tenden Deponie, die dem Stand der Technik entspricht, vorzuziehen ist.

Unter diesen Primissen sah der RH die Erweiterung der bestehenden
Deponie als dkologisch bedenklich an, zumal die neu zu errichtende
Deponie weitreichende Vorteile fiir die Umwelt hitte. Durch die Auf-
teilung in drei Schiittabschnitte wiirde das kontaminierte Oberfldchen-
und Sickerwasser verringert; die Basisdichtung wiirde den Grundwas-
serkorper schiitzen.

Laut Mitteilung des Landes Niederdsterreich sei die Erweiterung der beste-
henden Deponie im Oktober 2004 genehmigt worden. Durch die Anpas-
sung des Oberflichengefiilles seien ohne flichenhafte Erweitung der
gegenstindlichen Deponie wesentliche zusitzliche Auswirkungen auf die
Umwelt nicht zu erwarten.
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MaRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der
Wasserqualitat im Einzugsbereich der Thaya

GemiB der Novelle 1990 zum Wasserrechtsgesetz 1959 werden Deponie-
bewilligungen von der Leistung einer angemessenen Sicherstellung fiir
die Auflagenerfiillung und fiir die ordnungsméBige Deponieerhaltung
abhingig gemacht. Fiir die Bemessung der Sicherstellung enthélt das
Wasserrechtsgesetz 1959 eine Verordnungserméchtigung fiir den zustén-
digen Bundesminister (damals fiir Land- und Forstwirtschaft).

Mit der Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle Deponien, BGBI. T Nr. 90/2000,
wurden die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 in das Abfall-
wirtschaftsgesetz 2002 iibernommen.

Anstelle der Erlassung einer Verordnung richtete das BMLFUW im De-
zember 2003 ein Schreiben an die Landeshauptminner mit ndheren
Anweisungen fiir die Ermittlung der Sicherstellung. Fiir bestehende
Deponien war die Sicherstellung wie fiir Neudeponien zu berechnen;
die Bemessung der Hohe erfolgte allerdings nur fiir das seit 1990 ge-
schiittete und das noch offene Volumen.

Das chemische Unternehmen leistete Ende 2003 eine Sicherstellung fiir
die bestehende Gipsdeponie. Die Berechnung der Hohe war beim Amt
der Niederdsterreichischen Landesregierung nicht nachvollziehbar.

Der RH erachtete das Schreiben des BMLFUW mit den ndheren Anwei-
sungen hinsichtlich der Sicherstellung als einen guten Ansatz fiir eine
bundesweit einheitliche Vollziehung der gesetzlichen Verpflichtung.
Aus Griinden der Rechtssicherheit empfahl er jedoch, die Sicherstellung
fiir Deponien im Verordnungswege zu regeln.

Hinsichtlich der vom chemischen Unternehmen geleisteten Sicherstel-
lung empfahl der RH, die Sicherstellungshéhe anhand der MaBgaben
des Ministeriums zu iiberpriifen.

Laut Stellungnahme des BMLFUW stelle der Erlass vom Dezember 2003
eine ausreichende MaBnahme zur Gewdhrung eines ordnungsgemdfen
Vollzuges in diesem Bereich dar; die Linder wiirden sich weitestgehend
nach diesen Vorgaben richten.

Laut Mitteilung der Niederdsterreichischen Landesregierung sei die Be-

rechnung der Sicherstellung anlisslich der Deponieerweiterung im Okto-
ber 2004 entsprechend den Vorgaben des BMLFUW durchgefiihrt worden.

117

125von 201



126 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument
Monitoring 19.1 Die Giite der Osterreichischen Grundwésser und FlieBgewésser wurde
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19.2

seit 1991 auf der Grundlage des Hydrographiegesetzes und der hiezu
ergangenen Wassergiite-Erhebungsverordnung nach einheitlichen Kri-
terien untersucht. Im {iberpriiften Gebiet bestanden 23 Grundwasser-
und vier FlieBwassermessstellen, fiir die zuletzt im Jahr 2003 insge-
samt 11.000 EUR aufgewendet wurden.

* Hydrographiegesetz, BGBI. Nr. 58/1979 i.d.g.F.

In Ergdnzung zum Messnetz fiir FlieBgewéasser nach der Wassergiite—
Erhebungsverordnung bestanden in Niederdsterreich zur Bestimmung
der Gewdssergiite nach dem Saprobiensystem 97 Landesmessstellen,
fiir die im Jahr 2002 ein Aufwand von 74.000 EUR anfiel.

Der RH stellte fest, dass erst die Wasserrahmenrichtlinie mit ihrer Um-
setzung im Wasserrechtsgesetz 1959 (Novelle 2003) den AnstoB gab,
die auf Ebene des Landes und des Bundes erhobenen Messwerte in ein
einheitliches System zusammenzufiihren.

Der RH erachtete die bisher getroffenen MaBnahmen als geeignet, die
Anforderungen an das Monitoring, die sich aus der Wasserrahmen-
richtlinie ergeben, in inhaltlicher und zeitlicher Sicht zu erfiillen. Die
Einrichtung eines iiberregionalen Datenmanagementsystems in Form
des ,Wasserinformationssystems Austria“ und die damit verbundene
Definition einheitlicher Qualitdtsstandards und Datenformate ist eben-
falls geeignet, den Vollzug des Wasserrechts zu unterstiitzen.
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MaRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der
Wasserqualitat im Einzugsbereich der Thaya

Schluss- 20 Zusammenfassend empfahl der RH
bemerkungen
dem BMLFUW,

(1) die Immissionsverordnung fiir FlieBgewisser ziigig in Kraft zu
setzen;

(2) zur Verbesserung der Wirksamkeit der Aktionsprogramme zur
Nitratrichtlinie die Aufnahme der vorgesehenen fakultativen MaB-

nahmen zu erwigen;

(3) die Ermittlung der Sicherstellung fiir Deponien im Verordnungs-
wege zu regeln;

dem Land Niederodsterreich,
(4) fiir die Einhaltung des Aktionsprogramms zur Nitratrichtlinie die

bestehenden SchulungsmafBnahmen durch Kontrollhandlungen zu er-
ganzen.
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Kurzfassung

Internationale Zusammenarbeit mit Bezug auf
Gewassergiite, Biodiversitat und Naturschutz im
Raum Thayatal

Die Thaya und ihre Zufliisse sind auf beiden Seiten der Osterrei-
chisch-tschechischen Grenze negativen Einfliissen ausgesetzt, die
deutliche Auswirkungen auf die Wasserqualitit und die 6kologische
Situation haben und teilweise nur in enger bilateraler Zusammen-
arbeit reduziert werden konnen. Im Bereich der beiden National-
parks ist die Zusammenarbeit zwischen Osterreich und der Tsche-
chischen Republik beispielgebend.

Die bilaterale Zusammenarbeit auf dem Sektor der Wasserwirtschaft
erfolgt in der Osterreichisch-Tschechischen Grenzgew#sserkommis-
sion mit ihren beiden Subkommissionen und den im Bedarfsfall
eingerichteten Arbeitsgruppen. Im iiberpriiften Zeitraum wurde die
tschechische Seite wiederholt iiber Wasserrechtsverfahren, die von
Bezirkshauptmannschaften durchgefiihrt wurden, nicht informiert.
Hochwasserwarnungen erfolgten zum Teil nicht oder verspitet.

Der Nationalpark Thayatal in Osterreich und der Narodni Park Podyji
in der Tschechischen Republik arbeiten eng zusammen.

Die Thaya wird im Bereich des Nationalparks Thayatal durch die ge-
ringe Restwassermenge, die Schwellwasserfiihrung und die Schwan-
kungen der Wassertemperatur, bedingt durch den Betrieb des tsche-
chischen Kraftwerks Vranov, stark negativ beeinflusst. Der Fluss wurde
unterhalb des Kraftwerks als nicht naturnahe eingestuft; ein natiir-
licher Flusscharakter ist erst in einer Entfernung von ca. 45 km
wieder hergestellt.

Das Abwasser eines Zitronensiure produzierenden Unternehmens
verschlechtert im Unterlauf der Pulkau die Gewéssergiite wesent-
lich. Die Pulkau ist wegen der geringen Wasserfiihrung nicht fiir
die Aufnahme der Abwisser einer chemischen Fabrik geeignet.
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Priifungsablauf,
-ziele und
-methoden

Zustandigkeiten

122

1 (1) Der RH tberpriifte im April und Mai 2004 die Gebarung des BMLFUW

sowie der Niederosterreichischen Landesregierung betreffend die inter-
nationale Zusammenarbeit mit Bezug auf Gewéssergiite, Biodiversitit
und Naturschutz im Raum Thayatal.

Ziel der Uberpriifung war die Erhebung der wichtigsten Problemfelder
und die Bewertung der Vereinbarungen, Programme und Ergebnisse
der Zusammenarbeit mit der Tschechischen Republik im Hinblick auf
die Erhaltung und Verbesserung der Umweltsituation an der Grenze
im Raum Thayatal. Gepriift wurde der Zeitraum ab 1999.

Die Niederdsterreichische Landesregierung {ibermittelte ihre Stellung-
nahme im Jianner 2005; das BMLFUW gab keine Stellungnahme ab.

(2) Die Erhebungen fanden bei den tiberpriiften Stellen an Ort und Stelle
statt; die Sachverhalte wurden durch Interviews der Entscheidungs-
triger und der fiir die Umsetzung Verantwortlichen, durch Aktenstu-
dium und durch Auswertung von Daten der vorhandenen Informati-
onssysteme im Detail ermittelt und bearbeitet.

Uberpriift wurden Vereinbarungen, Programme und MaBnahmen im
Rahmen der Zusammenarbeit mit der Tschechischen Republik mit Be-
zug auf das tiberpriifte Gebiet. Die Gebarungsiiberpriifung wurde zeit-
gleich mit zwei weiteren Priifungen des RH sowie drei thematisch
gleichgelagerten Priifungen der Obersten Rechnungskontrollbehorde
der Tschechischen Republik (Nejvyssi kontrolni urad) im Bereich Thaya-
tal durchgefiihrt und abgestimmt.

Wasserrecht ist Bundeskompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung.
Es wird vom Landeshauptmann in mittelbarer Bundesverwaltung voll-
zogen. Im Falle von MaBnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf
Gewdsser anderer Staaten ist der Bundesminister fiir Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erste Instanz.

Naturschutz fillt in Gesetzgebung und Vollziehung in die Kompetenz
der Lander.

Die Zusammenarbeit zwischen Osterreich und der Tschechischen Repu-
blik auf dem Sektor der Wasserwirtschaft erfolgt in der Osterreichisch-
Tschechischen Grenzgewisserkommission auf der Basis von Staats-
vertragen.
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Zusammenarbeit
im Bereich Wasser-
wirtschaft

Aufgaben und
Struktur der
Grenzgewasser-
kommission

3.1

3.2

4.1

4.2

Internationale Zusammenarbeit mit Bezug auf Gewasser-
giite, Biodiversitat und Naturschutz im Raum Thayatal

Nach den Bestimmungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie haben die
Mitgliedstaaten fiir die Koordinierung im Hinblick auf die Erstellung
eines einzigen internationalen Bewirtschaftungsplanes fiir jede Fluss-
gebietseinheit, die vollstindig im Gemeinschaftsgebiet liegt, zu sorgen.
Konsultationen zur Koordinierung der Nationalen Gewéisserbewirt-
schaftungsplidne sind grundsitzlich im Wege der bestehenden Gewas-
serkommissionen durchzufiihren.

Die Grenzgewiasserkommission wird durch diese Koordinierungsaufgabe
deutlich aufgewertet. Es wire zu priifen, inwieweit dies eine Umstruk-
turierung der Kommission und/oder eine Anderung der Arbeitsweise
notwendig macht. Nach Einigung iiber diese Punkte wére eine ent-
sprechende Anpassung des geltenden Vertrags iiber die Regelung von
Grenzgewissern in Zusammenarbeit mit der Tschechischen Republik
anzustreben.

Die Osterreichisch-Tschechische Grenzgew:sserkommission besteht aus
sechs Mitgliedern. Jeder Staat stellt einen Stindigen Bevollméchtig-
ten, einen Stellvertreter und ein weiteres Mitglied. Entsprechend einer
internen Vereinbarung sind der Stindige Bevollmichtigte und sein
Stellvertreter Angehorige des BMLFUW, das weitere Mitglied ist ein
Bediensteter des Landes Niederdsterreich. Die Treffen finden einmal
jahrlich abwechselnd in Tschechien bzw. in Osterreich statt. Die Be-
schliisse der Kommission treten nach der Bestitigung durch die jewei-
lige Regierung in Kraft.

Die Vorbereitung der in der Kommission zu behandelnden Themen erfolgt
in zwei Subkommissionen. Bei Bedarf werden Arbeitsgruppen einge-
richtet, die sich mit speziellen Themen befassen. Die von den beiden
zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung bestehenden Arbeitsgruppen erar-
beiteten Losungsvorschlige oder Einigungen wurden in der Grenzge-
wésserkommission vorgetragen und dort vorbehaltlich der Zustimmung
der Regierungen erledigt.

Die Vorbehandlung komplexer Themen in Arbeitsgruppen erschien dem
RH zweckmiBig. Er empfahl daher, bei Bedarf weitere Arbeitsgruppen
einzurichten. Dies hitte den Vorteil, dass dringliche Angelegenheiten
rascher einer Behandlung zugefiihrt werden kénnen als bei der Grenz-
gewdsserkommission selbst, die nur einmal jahrlich tagt. Zudem kon-
nen in kleineren Gremien leichter und rascher Sachlésungen erarbei-
tet werden, weil diese grundsitzlich flexibler zu handhaben sind.
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Vertragliche
Verpeichtungen
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5.1

5.2

Zur Straffung und Optimierung der Abldufe empfahl der RH, eine noch-
malige Behandlung der in den Arbeitsgruppen erarbeiteten Lésungen
in der Grenzgewisserkommission zu vermeiden. Anzustreben wére, dass
die Grenzgewdsserkommission die inhaltlichen Angelegenheiten wei-
testgehend delegiert, die Arbeit der Subkommissionen und Arbeitsgrup-
pen nur mehr koordiniert und als Verbindungsstelle zu den Regierun-
gen fungiert.

Hinsichtlich der Grenzgewdsser, in denen die Staatsgrenze zwischen den
Vertragsstaaten verlauft, verpflichteten sich die beiden Staaten, ohne
Zustimmung des anderen keine MaBnahmen durchzufiihren, die die
Wasserverhiltnisse auf dem Gebiet des Vertragspartners nachteilig be-
einflussen wiirden. Geplante MaBnahmen an Grenzgewaissern sind vor
Einleitung des wasserrechtlichen Verfahrens der Grenzgewisserkom-
mission bekannt zu geben und von dieser zu behandeln.

Die Vertragsstaaten sind zudem verpflichtet, einander moglichst rasch
von Hochwasser, Eis und anderen Gefahren zu benachrichtigen. Die
Warnmeldungen waren mittels Telefon oder Telefax an die jeweils zu-
stindigen Behorden des Nachbarlandes abzugeben. Pegelstinde waren
grundsétzlich zumindest einmal taglich abzulesen.

AuBerhalb der Amtsstunden eingelangte Warnungen von der tschechi-
schen Seite, z.B. beim Hochwasser im August 2002, gingen teilweise
ins Leere. Das nur einmalige Ablesen der Pegelstinde pro Tag erwies
sich damals ebenfalls als unzureichend. Von den sechs Stationen auf
Osterreichischer Seite erging lediglich eine einzige den Vereinbarun-
gen entsprechende Meldung.

Weiters kam es bei den telefonischen Warnmeldungen immer wieder
zu Missverstindnissen aufgrund sprachlicher Probleme. Diese Sprach-
barrieren konnten durch die Erstellung zweisprachiger Meldeformu-
lare entschirft werden. Mit der Einrichtung einer Landeswarnzentrale
wurde in Niederdsterreich eine stindig besetzte und kompetente
Anlaufstelle fiir Warnmeldungen geschaffen.

Der RH stellte fest, dass die tschechische Seite im tiberpriiften Zeit-
raum wiederholt von Wasserrechtsverfahren, die von Bezirkshaupt-
mannschaften durchgefiihrt wurden und Grenzgewésser betrafen, nicht
informiert wurde, so dass sie an diesen Verfahren nicht teilnehmen
konnte.
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Internationale Zusammenarbeit mit Bezug auf Gewasser-
giite, Biodiversitat und Naturschutz im Raum Thayatal

Der RH bemingelte weiters, dass die vertraglich vereinbarten Melde-
und Warnpflichten in der Praxis nur unzureichend wahrgenommen wur-
den. Hinsichtlich der Messstationen erachtete der RH das derzeitige
System des einmal tiglichen Ablesens durch eine beauftragte Person
als den Anspriichen an ein modernes, effizientes Warnsystem nicht
genligend. Er empfahl, ein System automatischer Messstationen mit
Dateniibertragung einzurichten.

5.3 Die Niederdsterreichische Landesregierung teilte mit, dass diese Emp-
fehlung bereits in Umsetzung begriffen sei.

Zusammenarbeit der 6.1 Im Jahr 1999 unterzeichneten der damalige Bundesminister fiir Umwelt,

Nationalparks Jugend und Familie, der Landeshauptmann von Niederdsterreich und
der Umweltminister der Tschechischen Republik eine Deklaration iiber
die Zusammenarbeit zwischen dem Nationalpark Thayatal und dem
Narodni Park Podyji. Kernpunkt der Zusammenarbeit ist die ,,Gemein-
same Grundlage fiir die Managementpldne 2001 bis 2010, die von
beiden Nationalparks in enger Kooperation erstellt wurde.

Zudem hatten die beiden Nationalparks einen Vertrag iiber den gegen-
seitigen Datenaustausch aus Informationssystemen abgeschlossen.
Beziiglich des Nutzungskonfliktes hinsichtlich Fischerei konnte zur Zeit
der Gebarungsiiberpriifung noch keine Losung gefunden werden.

Neben dem gemeinsamen Auftritt als ,Inter-Nationalpark Thayatal
Podyji* verwirklichten die beiden Nationalparks zahlreiche gemein-
same Projekte und MaBnahmen in den Bereichen Besucherlenkung
und -betreuung, Wissenschaft und Forschung, Nationalparkaufsicht
und Offentlichkeitsarbeit. Dadurch ist sichergestellt, dass die gemein-
same Entwicklung der beiden Nationalparks nicht durch die Staats-
grenze behindert wird.

6.2 Die unmittelbare internationale Zusammenarbeit der beiden National-
parks, wie gemeinsamer Managementplan, Datenaustausch und gemein-
same Projekte, ist beispielgebend. Der RH merkte jedoch an, dass die
Qualitdt der Zusammenarbeit bei Einbeziehung Dritter (z.B. Stidméahri-
scher Fischereiverband) schwieriger wurde.
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7.2

7.3

Eine uss des Kraft- 8.1
werks Vranov
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Das Land Niederosterreich arbeitet auf verschiedenen Ebenen mit Orga-
nisationen oder Institutionen der Tschechischen Republik zusammen.
Erwidhnt seien als Beispiele das Projekt EREG II und die Vereinbarung
tiber die Zusammenarbeit zwischen dem Land Niederdsterreich und
den Kreisen Stidméahren, Stidbéhmen und Vysocina. Das Arbeitspro-
gramm dieser Vereinbarung umfasst neben anderen Bereichen, wie
z.B. Wirtschaft, Tourismus oder Gesundheitswesen, auch den Themen-
kreis Okologie und Umwelt.

Konkrete Auswirkungen des Arbeitsprogramms auf den Naturschutz
im tiberpriiften Gebiet konnten im Zuge der Gebarungsiiberpriifung
nicht festgestellt werden.

Bei der Festlegung und Betreuung der geschiitzten Gebiete auBerhalb
der Nationalparks gab es keine konkrete grenziiberschreitende Koor-
dinierung.

Der RH empfahl, die bestehenden Kooperationen auf dem Sektor Oko-
logie und Umwelt verstdarkt zur Verwirklichung konkreter Projekte
sowie zur Entwicklung 6kologisch wertvoller Rdiume zu nutzen.

Die Niederdsterreichische Landesregierung teilte mit, dass versucht wurde,
ein durch INTERREG gefordertes, gemeinsames Projekt zu starten, jedoch
noch keine offizielle Projektzusage seitens der Tschechischen Republik
erwirkt werden konnte.

Das 1934 fertig gestellte Kraftwerk Vranov auf dem Staatsgebiet der
Tschechischen Republik hat durch die Stauhaltung Auswirkungen auf
den Sedimenthaushalt, die Temperatur, den Sauerstoffgehalt und den
Nihrstoffhaushalt des Flusses sowie auf die Wanderung von Tieren.
Laut dem Komitee fiir die Verleihung des Europadiploms hat der Stau-
damm die Thaya wesentlich negativ beeinflusst und ihren Charakter
geidndert.

Insgesamt bestehen zwischen den Flussabschnitten oberhalb und unter-
halb des Stauwerkes deutliche Unterschiede hinsichtlich Artenzusam-
mensetzung und Biomasse. Ein natiirlicher Flusscharakter ist erst in
einer Entfernung von ca. 45 km unterhalb des Kraftwerks wieder her-
gestellt. Die Zahl der Fischarten ist seit Errichtung des Staudamms von
35 auf 22 zuriickgegangen.
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Abwassereinleitung
eines chemischen
Betriebes

8.2

9.1

Internationale Zusammenarbeit mit Bezug auf Gewasser-
giite, Biodiversitat und Naturschutz im Raum Thayatal

Anlasslich der Verleihung des Europadiploms des Europarates wurde den
Nationalparks empfohlen, an einer Behebung dieser Stérung zu arbei-
ten und innerhalb von zwei Jahren mogliche Problemldsungen zu erar-
beiten und sie so schnell wie méglich umzusetzen. Der Fluss wurde
als nicht naturnahe eingestuft.

Das Kraftwerk Vranov wird diesen Lebensraum auch zukiinftig massiv
beeinflussen. Wegen beschrinkter Moglichkeiten der Einflussnahme
auf den Kraftwerksbetrieb besteht fiir die Nationalparks die Gefahr, die
Auflagen des Europadiploms nicht erfiillen zu konnen. Es liegt daher
an den Eigentiimern der Nationalpark GmbH, besonders am Bund, im
Rahmen der Verhandlungen um das Kraftwerk die Interessen des Nati-
onalparks nachdriicklich zu vertreten.

Das Abwasser eines Zitronensdure produzierenden Unternehmens ver-
schlechtert die Wasserqualitit des Unterlaufs der Pulkau seit 1962 wesent-
lich. Die Werte des 1977 bewilligten Abwasserreinigungskonzeptes
konnten erst 1990 erreicht werden. Wegen der geringen Niederwas-
serfiihrung der Pulkau (60 1/s) im Verhéltnis zur Menge der eingelei-
teten Produktionsabwisser (232 1/s) ist die Einleitung der betrieblichen
Abwisser fiir die Gewéssergiite nachteilig.

Im Mirz 2000 bewilligte die zustindige Behorde eine Erhohung der
Tagesabwassermenge um 37,5 %. Die Abwasserbelastung, gemessen am
chemischen Sauerstoffbedarf, konnte in bisheriger Hohe von 10 t pro
Tag gehalten werden; hinsichtlich der iibrigen Parameter erh6hten sich
die zulédssigen Frachten entsprechend der Steigerung der Abwasser-
mengen. Darliber hinaus betrug die Konsenserhéhung beim biologi-
schen Sauerstoffbedarf 72,5 %.

Dem ,,Gewisserdkologischen Leitbild Pulkau® aus dem Jahr 1999 ist zu
entnehmen, dass die Einleitung der Abwisser des chemischen Betriebes
aufgrund ungeniigender Verdiinnung in Verbindung mit der Vorbe-
lastung der Pulkau und der strukturell bedingt geringen Selbstreini-
gungskraft des Gewéssers — trotz des Betriebes der zweiten Reini-
gungsstufe — zu einer deutlichen Verschlechterung der Gewéssergiite
fithrte (III bis IV).

Die Pulkau ist demnach nicht fiir die Aufnahme der Abwésser einer
chemischen Fabrik geeignet. Die Erreichung eines guten 6kologischen
Potenzials und eines guten chemischen Zustandes, wie sie die Wasser-
rahmenrichtlinie fiir einen erheblich veridnderten Wasserkdrper vor-
sieht, erscheint unter diesen Bedingungen nicht moéglich.
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Zusammenfassende

Bewertung
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9.2 Der RH beméngelte, dass die bewilligten Abwasserwerte lange Zeit sank-

tionslos nicht eingehalten wurden. Die Konsenserhéhung im Jahr 2000
beriicksichtigte die Immissionsverhiltnisse nur ungentigend.

Die Untersuchungen und Stellungnahmen der Sachverstindigen zei-
gen deutlich, dass die ungeniigende Wasserqualitdt der Pulkau nicht
auf die Uberschreitung der nach den allgemeinen Emissionsregelun-
gen gewihrten Konsense zuriickzufiihren ist, sondern der Vorfluter
insgesamt nicht geeignet ist, die Abwassermengen, vor allem des che-
mischen Betriebes, aufzunehmen.

Nach Ansicht des RH bestand zwischen der Gewédhrung einer erheblichen
Erhéhung des Konsenses im Jahr 2000 und dem im Wasserrechtsgesetz
verankerten Ziel der Gewisserreinhaltung ein Spannungsverhéltnis.
Es sollten daher Uberlegungen angestellt werden, die Reinigungsleis-
tung zu erhdhen und von der direkten Einleitung der Abwésser in die
Pulkau abzugehen.

10 Nach Ansicht des RH belegen die Ergebnisse und deren Akzeptanz so-

wohl im Bereich der Wasserwirtschaft als auch der Nationalparks die
gute und erfolgreiche bilaterale Zusammenarbeit zwischen Osterreich
und der Tschechischen Republik. Wahrend im Bereich der National-
parks die Zusammenarbeit bereits Teil der operativen Agenden ist,
erscheint bei der Grenzgewisserkommission eine Uberarbeitung der
Grundlagen sinnvoll.

Im grenznahen Bereich bestehen nach wie vor gravierende negative
Einfliisse von beiden Seiten der Staatsgrenze, deren Losung vorran-
gig betrieben werden sollte. Die bestehenden Interessensgegensitze
zwischen regionaler Wirtschafts—- und Sozialpolitik und 6kologischen
Erfordernissen sollten aufgelost werden.
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir
Verkehr, Innovation und Technologie

Evaluierung des Bundesgesetzes iiber die Ordnung
des offentlichen Personennah- und Regional-
verkehrs

Das am 1. Janner 2000 in Kraft getretene Bundesgesetz iiber die
Ordnung des offentlichen Personennah- und Regionalverkehrs,
BGBI. I Nr. 204/1999 (OPNRV-G 1999), bot den rechtlichen Rah-
men fiir Zuschiisse und Leistungsbestellungen der Gebietskorper-
schaften im angefiihrten Leistungssektor. Zersplitterte Aufgaben-
und Finanzierungsstrukturen fiihrten zu Uniibersichtlichkeit und zu
Effizienzméngeln beim Mitteleinsatz fiir den 6ffentlichen Personen-
nah- und Regionalverkehr.

Die Aufgaben des Bundes waren vorwiegend auf Finanzierungsaufga-
ben beschrinkt. Die Aufgabenverteilung auf mehrere Bundesministe-
rien und Organisationseinheiten sowie die Vielzahl der Aufgabentriger
hemmten die Transparenz und erschwerten die Manahmensteuerung.

Mit dem genannten Bundesgesetz wurden die Lander und Gemeinden
in die Planung und Finanzierung des 6ffentlichen Personennah- und
Regionalverkehrs verstirkt eingebunden. Eine dem Aufgabenum-
fang entsprechende Ubertragung der Finanzierungsverantwortung
an die Liander und Gemeinden erfolgte nicht.

Zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung durch den RH (Anfang 2004)
waren alle Grund- und Finanzierungsvertrage durch das BMVIT
aufgekiindigt, neue Vertrige jedoch noch nicht abgeschlossen. Die
ordnungsgemaiBe Erfiillung der im Bundesgesetz iiber die Ordnung
des offentlichen Personennah- und Regionalverkehrs festgelegten
Aufgaben und deren Finanzierung erschienen gefihrdet.
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Die Vertrige des BMVIT iiber gemeinwirtschaftliche Leistungsbe-
stellungen im Schienenverkehr waren in erster Linie auf die Auf-
rechterhaltung und damit Beibehaltung bestehender Verkehrsleis-
tungen ausgerichtet. Lange Konzessionsfristen bei Kraftfahrlinien
und die systematische Bevorzugung bestehender Konzessionsinha-
ber hemmten den Wetthewerb.

Die im Zeitraum 2000 bis 2004 den Landern und Gemeinden zur
Kofinanzierung von Verkehrsdiensten bereitgestellten Bundesmittel
erreichten mit 37,34 Mill. EUR nur rund ein Viertel des vom BMVIT
zum Gesetzesentwurf dargestellten AusmabBes.
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Rechtsgrundlagen

Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates i.d.F. 1893/91 iiber das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit
dem Begriff des 6ffentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-,
StraBen- und Binnenschiffsverkehrs

Bundesgesetz tiber die Ordnung des 6ffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs,
BGBI. I Nr. 204/1999

Kraftfahrliniengesetz, BGBI. I Nr. 203/1999, samt Verordnungen
Bundesbahngesetz, BGBI. Nr. 825/1992
Bundesbahnstrukturgesetz 2003, BGBI. I Nr. 138/2003
Privatbahngesetz, BGBI. Nr. 606/1988

Privatbahngesetz 2004, BGBI. I Nr. 39/2004
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 376/1967
Finanzausgleichsgesetz 2001, BGBI. I Nr. 3/2001
Finanzausgleichsgesetz 2005, BGBI. I Nr. 156/2004

Priifungsablauf und 1 Der RH tberpriifte im Janner und Februar 2004 die Gebarung des
-gegenstand BMVIT im Zusammenhang mit dem Bundesgesetz {iber die Ordnung

des offentlichen Personennah- und Regionalverkehrs (OPNRV-G 1999)
anhand von Belegen des BMVIT.

Zu dem im August 2004 iibermittelten Priifungsergebnis nahm das
BMVIT Mitte Februar 2005 Stellung. Der RH erstattete seine Gegen-
auBerung im Juni 2005.

Rechtliche 2 Mit Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates i.d.F. 1893/91 wurden die
Grundlagen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Eisenbahn-,

StraBen- und Binnenschiffsverkehrs geregelt. Schwerpunkte bildeten
dabei die Sicherstellung der Wettbewerbsbedingungen und einer ausrei-
chenden Verkehrsversorgung sowie die Beibehaltung von Beforderungs-
bedingungen fiir bestimmte Bevélkerungsgruppen.

Auf Grundlage dieser Verordnung beschloss der Nationalrat das am
1. Janner 2000 in Kraft getretene OPNRV-G 1999.
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Zielsetzung

3.1

3.2

3.3

3.4

Bundesgesetz iiber die Ordnung des offentlichen
Personennah- und Regionalverkehrs

Das zentrale Ziel des OPNRV-G 1999 bestand darin, die zum 1. Jin-
ner 2000 bestandenen vertraglichen Systeme steigender 6ffentlicher
Zuschiisse spitestens innerhalb fiinf Jahren durch ein standardisier-
tes System qualitativer Verkehrsdienstebestellungen zu ersetzen. Durch
die mehrstufig zu realisierende Systemumstellung sollten das Angebot
im 6ffentlichen Personennah- und Regionalverkehr (OPNRV) verbes-
sert und die Verkehrsmarktanteile (Modal split) erhoht werden.

Anfang 2004, zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung durch den RH, waren
sidmtliche Grund- und Finanzierungsvertriage zwischen dem Bund und
den Landern durch das BMVIT aufgekiindigt, entsprechende Neuver-
trage — als Voraussetzung fiir eine Neugestaltung der Verbundvertrige
zwischen den Verkehrsunternehmen und den Verkehrsverbiinden —
jedoch noch nicht abgeschlossen. Die ordnungsgeméBe Erfiillung der
im OPNRV-G 1999 vorgesehenen Aufgaben und deren Finanzierung
erschien gefdhrdet.

Der RH empfahl zur Beendigung des vertragslosen Zustandes den ehest-
moglichen Abschluss aller Neuvertrige mit den Lindern unter Wah-
rung groBtmoglicher Einheitlichkeit.

Das BMVIT erachtete es fiir befremdend, dass der RH die Reform bereits
vorweg — in Kenntnis der noch nicht abgeschlossenen Neuvertrige,
also noch vor der vollzogenen Reform gemif dem OPNRV-G 1999 —
kritisierte. Zugleich wies es mehrmals auf mogliche Inkonsistenzen in
der Argumentation des RH hinsichtlich einer in Ausarbeitung befind-
lichen OPNRV-Reform 2005 hin.

In der Sache teilte das BMVIT mit, dass vorerst mit zwei Lindern neue
Grund- und Finanzierungsvertrige hitten abgeschlossen werden kon-
nen. Intensive Verhandlungen mit den anderen Lindern zum Abschluss
weiterer Neuvertrige finden statt.

Der RH entgegnete, dass die mehrstufige Systemumstellung bis spa-
testens zum 1. Jinner 2005 aufgetragen war. Auch nach den Erldute-
rungen zum OPNRV-G 1999 waren ,zumindest innerhalb der nichs-
ten flinf Jahre die entsprechenden erginzenden Rahmenbedingungen
zu setzen®, Dass die befristet aufgetragene Systemumstellung als Vor-
aussetzung fiir weitere verbessernde MaBnahmen im OPNRV bisher
fehlt, wurde in der Stellungnahme nicht bestritten.
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Aufgabentrager

134

4.1

4.2

Die Tatsache, dass das BMVIT derzeit eine neue OPNRV-Reform zur
— nach Darstellung des BMVIT zwar noch offenen, aber mit Vollzugs-
mingeln behafteten — OPNRV-Reform 1999 erarbeitete, unterstrich
ebenfalls die Richtigkeit des Zeitpunkts der gegenstindlichen Geba-
rungsiiberpriifung durch den RH.

Zu den Hinweisen des BMVIT auf mdgliche Inkonsistenzen in der
Argumentation des RH hielt der RH fest, dass seine Empfehlungen —
dem Ziel einer Gesetzesevaluierung entsprechend — in erster Linie auf
UmsetzungsmafBnahmen zum bestehenden OPNRV-G 1999, somit zu
dessen besserer Zielerreichung, ausgerichtet waren. Dem BMVIT steht
es frei, Losungsansitze auch im Rahmen einer Gesetzesnovellierung
zu entwickeln.

Das OPNRV-G 1999 sah mehrere Aufgabentriger fiir die Planung,
Finanzierung und Abwicklung des OPNRV vor. Dazu zihlten die
Gebietskorperschaften (Bund, Linder, Gemeinden), die Verkehrsver-
bundorganisationsgesellschaften, die Verkehrsverbiinde, die Verkehrs-
unternehmen und die Kooperationsgemeinschaften der Verkehrsunter-
nehmen.

Im Bundesbereich waren mehrere Ministerien (BMF, BMSG, BMVIT) —
vorwiegend mit Finanzierungsaufgaben — befasst. Den Landern und
Gemeinden waren verstirkt Planungsaufgaben fiir nachfrageorien-
tierte Verkehrsdienstleistungen und die Finanzierung bzw. Kofinan-
zierung von Verkehrsdiensten, die iiber das Grundangebot hinausge-
hen, tibertragen.

Durch die Vielzahl der Aufgabentriger waren einerseits die Transparenz
und MaBnahmensteuerung erschwert; anderseits erfolgte eine Uber-
tragung der entsprechenden Finanzierungsverantwortung an die Lin-
der nicht in gleichem Ausmaf wie die Aufgabeniibertragung. Die den
Lindern und Gemeinden vom Bund zwecks Aufbaues zusitzlicher
Verkehrsdienste zur Verfiigung gestellten Mittel erreichten nur einen
Bruchteil des gesamten Finanzierungsvolumens im OPNRV.



[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

Betrieb des OPNRV

4.3

4.4

5.1

Bundesgesetz iiber die Ordnung des offentlichen
Personennah- und Regionalverkehrs

Laut Stellungnahme des BMVIT verkenne es nicht die Notwendigkeit
einer umfassenden OPNRV-Reform. Eine Neuverteilung der Bundes-
mittel ohne genaue Spezifizierung von Aufgaben und Zustindigkeiten
sowie ohne entsprechende Kontrollmaglichkeiten vermage jedoch nicht
die vom RH gewiinschte Verbesserung von Effizienz und Transparenz zu
erwirken. Das BMVIT plane daher in einer Novelle zum OPNRV-G 1999
— im Sinne der Empfehlungen des RH — eine noch stringentere Zuord-
nung der Aufgaben zu den jeweiligen Aufgabentrigern sowie geeignete
Madglichkeiten zur Effizienzkontrolle.

Der RH entgegnete — wie im Bericht noch néher ausgefiihrt wird —,
dass er keine unspezifische ,Verlanderung® bzw. , Vergemeindung" aller
OPNRV-Mittel als ,,Allheilmittel“, sondern eine stirkere Zusammen-
fihrung der Aufgaben- mit der Ausgabenverantwortung empfohlen
hatte. Dies bedeutet — je nach Zuordnung —, dass selbstverstindlich
der Bund fiir die zentralen Aufgaben, die aus seiner verkehrspolitischen
Gesamtverantwortung und liberregionalen Koordinationsfunktion im
OPNRV resultieren, auch die Finanzierungsverantwortung behalten
wiirde.

Aufgaben (Planungen und Verkehrsdienstebestellungen), die andere
Gebietskorperschaften besser (weil kundennéher) und effizienter (weil
nachfrageorientiert) erbringen, sollten auch tatsdchlich von diesen
wahrgenommen werden. Dazu wéren diese Besteller mit den entspre-
chenden Finanzmitteln auszustatten.

Der Bund habe daher die Aufgabe, die Rahmenbedingungen derart zu
gestalten, dass der effiziente Einsatz der im OPNRV bereitgestellten
Mittel kiinftig sichergestellt wird.

Der Betrieb des OPNRV wurde zu rund drei Viertel von der 6ffentlichen
Hand, der Rest aus Eigenerlosen der Verkehrsunternehmen finanziert.
Die zu diesem Zweck eingerichteten Finanzierungsstrukturen setzten
sich aus Leistungsbestellungen und Pauschalabgeltungen zusammen.
Das BMVIT verfiigte nur zum Teil {iber Kenntnisse hinsichtlich Hohe,
Entwicklung und Effizienz der fiir den OPNRV auBerhalb seines Res-
sorts aufgewendeten Finanzmittel.

Ein osterreichweiter Uberblick iiber Hohe, Verwendung und Nutzen
der im OPNRYV eingesetzten 6ffentlichen Mittel fehlte. Diesen Umstand
hatte der RH bereits in den vergangenen Jahren wiederholt aufgezeigt
(Reihe Bund 1999/3 S. 17 ff. Hauptprobleme der 6ffentlichen Finanz-
kontrolle; Reihe Bund 1998/5 S. 285 ff. Verkehrsverbiinde).
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5.2

5.3

Verkehrsmarkt- 6.1
anteile
6.2
6.3
6.4
Transparenz und 7.1
Monitoring
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Der RH beméngelte den geringen Kenntnisstand des BMVIT iiber die
Osterreichweit eingesetzten Mittel als nicht ausreichend zur Beurtei-
lung der verkehrspolitischen Wirksamkeit des o6ffentlichen Mittelein-
satzes im OPNRV.

Laut Stellungnahme des BMVIT sei der Informationsaustausch mit
den Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften verbesserungsfihig.
Es werde sich um eine gesetzliche Verankerung der Dateneinheitlich-
keit und Transparenz bemiihen.

Wihrend sich im Zeitraum 1970 bis 2001 der motorisierte Individual-
verkehr in Osterreich von 34,70 auf 71,10 Mill. Personenkilometer mehr
als verdoppelte, erhdhte sich der Personenverkehr auf der Eisenbahn im
gleichen Zeitraum um rd. 28 % von 6,40 auf 8,20 Mill. Personenkilo-
meter und jener mit Bussen um rd. 45 % von 9,10 auf 13,20 Mill. Per-
sonenkilometer. Das OPNRV-G 1999 vermochte bisher keine signifi-
kante Trendumkehr einzuleiten.

Der RH stellte kritisch fest, dass die verkehrspolitisch gewiinschte Ver-
lagerung weder von der StraBBe auf die Schiene noch vom motorisier-
ten Individualverkehr auf den OPNRV gelang. Er empfahl dem BMVIT
die Ergreifung verkehrspolitischer LenkungsmaBnahmen zur messba-
ren Ausweitung der Marktanteile des OPNRV.

Das BMVIT wies in seiner Stellungnahme auf die Grenzen verkehrs-
marktpolitischer LenkungsmaBnahmen durch die EU-Wettbewerbsvor-
schriften und durch Diskriminierungsverbote hin. Das Regierungsiiber-
einkommen der Bundesregierung gebe marktwirtschaftlich-liberalen
Systemen den Vorzug vor dirigistischen EinzelmaBnahmen.

Der RH entgegnete, dass die Aufrechterhaltung bzw. Erh6hung der Ver-
kehrsmarktanteile des OPNRV unterstiitzende verkehrspolitische MaB-
nahmen erfordern wird. Er regte weiters an, das Setzen von Impulsen
fiir die Verkehrsunternehmen (z.B. Innovationsprimien oder Komfort-
pramien bei nachweisbaren Steigerungen des Fahrgastaufkommens)
zur Optimierung ihrer Angebote zu erwégen.

Obwohl das OPNRV-G 1999 mehrfach die bestmégliche Transparenz
von Verkehrsdienstleistungen und der zugehorigen Mittelaufwendun-
gen fordert, fehlten dem BMVIT weitgehend Daten iiber die Entwick-
lung des OPNRV.
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7.2

7.3

1.4

Bundesgesetz iiber die Ordnung des offentlichen
Personennah- und Regionalverkehrs

Der RH bemingelte, dass dem BMVIT wesentliche Daten, wie etwa die
Beforderungsleistung, die Einnahmen aus Ticketerl6sen und die Einhal-
tung von Qualititskriterien nicht bekannt waren. Auch verabsdumte es,
Standards und Strukturen {iber die von den Aufgabentrigern bereit-
zustellenden Daten zu vereinbaren. Er empfahl, ein entsprechendes
OPNRV-Monitoring quer iiber alle am OPNRV beteiligten Aufgaben-
trager einzurichten. Dieses sollte als Instrument zur Uberwachung der
verkehrspolitischen Wirksamkeit und der Qualititskontrolle dienen.

Laut Mitteilung des BMVIT konnten derzeit iiber die Eisenbahnstatis-
tik hinausgehende Datenmeldungen an das BMVIT nicht erzwungen
werden. Nach bestehender Rechtslage wiirde die Ubermittlung entspre-
chender Meldedaten nur auf freiwilliger Basis erfolgen. Ein bundesweit
einheitliches Monitoring iiber alle Mittelfliisse im OPNRV und iiber die
Effizienz des Mitteleinsatzes stoBe bei den Lindern auf ,,wenig Gegen-
liebe*

Der RH habe weiters nicht niher ausgefiihrt, wie ein funktionieren-
des OPNRV-Monitoring entwickelt werden konne. Das BMVIT plane
jedoch, Mitte 2005 mit den Verkehrsverbundorganisationsgesellschaf-
ten die zu meldenden Daten verbindlich zu vereinbaren und erachte
eine gesetzliche Regelung als unumgdnglich.

Der RH anerkannte die Probleme des BMVIT zur Durchsetzung einheit-
licher Erhebungs-, Melde- und Kontrollstandards. Er entgegnete aber,
dass gerade wegen dieser Schwierigkeiten — im engen Dialog mit den
Gebietskorperschaften — ein neuer integrativer Ansatz zur Standar-
disierung und Erarbeitung periodischer Melde- und Kontrollpflichten
gewiahlt werden sollte. Verletzungen bzw. Verzégerungen der Melde-
und Kontrollpflichten wire mit geeigneten Sanktionen (etwa durch die
voriibergehende Einbehaltung von Mittelzuweisungen) zu begegnen.

Zur Feststellung des BMVIT, der RH habe sich hinsichtlich der Ent-
wicklung eines funktionierenden OPNRV-Monitorings nicht niher
festgelegt, erachtete der RH es nicht als seine Aufgabe, die operative
und politische Umsetzung eines solchen Monitorings vorzubereiten. Er
bewertete jedoch die Einrichtung eines Arbeitskreises Monitoring im
BMVIT im Rahmen dessen OPNRV-Reformbemiihungen positiv.
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Sicherstellung eines 8.1
Grundangebotes
Schiene

8.2

8.3
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Nach § 7 OPNRV-G 1999 hatte der Bund ein Grundangebot im 6ffent-
lichen Schienenpersonennah- und Regionalverkehr sicherzustellen,
wobei als Umfang die nach dem Fahrplanjahr 1999/2000 bestellten
oder erbrachten Leistungen festgelegt waren. Ausgenommen waren die
durch Landermittel im Umfang vor In-Kraft-Treten des OPNRV-G 1999
erbrachten Leistungen sowie die Finanzierung stidtischer Verkehrs-
unternehmen. Im Jahr 2003 leistete der Bund dafiir Zahlungen in der
Hohe von rd. 87 Mill. EUR an die OBB.

Nicht nachgefragte Verkehrsdienstleistungen konnten zur Optimierung
des Verkehrsangebotes umgeschichtet werden. Kontrollen iiber den
Umfang der Leistungserbringung und der regionalen Zuordnung der
zur Sicherstellung eines Grundangebotes zugewiesenen Mittel exis-
tierten zum Zeitpunkt der Uberpriifung durch den RH nicht.

Beim Vollzug des Gesetzes traten zwischen BMVIT und den Lindern
bzw. Gemeinden Auffassungsunterschiede zutage, weil die Linder bzw.
Gemeinden unter Sicherstellung des Grundangebotes das Fahrplanan-
gebot 1999/2000 erwarteten, wihrend das BMVIT darunter die bloBe
Zuweisung der Finanzmittel verstand.

Der RH bewertete die an einer regionalen Zuordnung und an der Nach-
frage orientierte Sicherstellung eines Grundangebotes Schiene durch
das BMVIT positiv. Er beméngelte jedoch das Fehlen entsprechender
Kontrollmanahmen.

Der RH empfahl dem BMVIT, fiir eine Klarstellung seiner Standpunkte
— erforderlichenfalls im Wege einer Gesetzesidnderung — zu sorgen. Die
Planung der Verkehrsleistung wire entsprechend § 11 OPNRV-G 1999
von den Lindern unter Beriicksichtigung der Nachfrage wahrzuneh-
men. Der RH empfahl weiters, die Zahlungen nach § 7 OPNRV-G 1999
im Bundeshaushalt erkennbar auszuweisen.

Laut Mitteilung des BMVIT habe die Sicherstellung eines Grundan-
gebotes Schiene den Bund — entgegen den urspriinglichen Absichten —
auch zum Besteller von Verkehrsdiensten gemacht. Ohne diesen Kompro-
miss wiire seinerzeit eine Zustimmung der Linder zum OPNRV-G 1999
nicht zu erwarten gewesen.

In diesem Zusammenhang warnte das BMVIT vor schon damals bestan-
denen Forderungen, wonach die Linder und Gemeinden planen und
der Bund ohne Einfluss darauf als Zahler der zur Planrealisierung not-
wendigen Mittel fungiert (,Landeslehrereffekt).
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9.1

Bundesgesetz iiber die Ordnung des offentlichen
Personennah- und Regionalverkehrs

Das BMVIT sicherte sein grundsdtzliches Bemiihen beim BMF um einen
haushaltsrechtlich gesonderten Ausweis seiner Zahlungen nach § 7
OPNRV-G 1999 zu. Es iiberlege allerdings auch die ginzliche Elimi-
nierung der Bestimmung, weil dem BMVIT nach § 7 OPNRV-G 1999
Planungskompetenzen oder sonstige Einflussnahmen auf die Gestaltung
der Sicherstellung eines Grundangebotes Schiene kaum zukimen.

Der RH erachtete eine besser geeignete Regelung {iber eine mit den Lin-
dern abgestimmte inhaltliche und betragliche Festlegung des Leistungs-
umfanges (z.B. Definition eines Schienen-Kernnetzes) fiir zweckmaBiger
als eine ersatzlose Streichung der Bestimmung des § 7 OPNRV-G 1999.

Die Ausfiihrungen des BMVIT bekriftigten den RH in seiner grund-
sdtzlichen Ansicht, die Planungs- und Aufgabenverantwortung enger
zusammenzufiihren. Mit der Verschrankung von Aufgaben- und Aus-
gabenverantwortung wiirde auch der befiirchtete ,Landeslehrereffekt*
vermieden.

Die Vertrige des BMVIT {iber gemeinwirtschaftliche Leistungsbestel-
lungen im Schienenverkehr waren in erster Linie auf die Aufrechter-
haltung und damit Beibehaltung bestehender Verkehrsleistungen aus-
gerichtet.

Auf Basis mehrjdhriger Rahmenvertriage bestellte der jeweilige Ver-
kehrsminister im 6ffentlichen Interesse gelegene bzw. aus der Sicht der
Verkehrspolitik gebotene gemeinwirtschaftliche Leistungen, um eine
ausreichende Verkehrsbedienung im Schienenverkehr sicherzustellen.
Die mit den Schienenverkehrsunternehmen abzuschlieBenden Vertrage
wurden zumeist erst im Nachhinein unterfertigt.

Grundlage der an die befdrderte Personenanzahl und die Erfiillung wei-
terer bestimmter Kriterien gebundenen Abrechnung gemeinwirtschaft-
licher Leistungen im Schienenverkehr waren die von den Vertragspart-
nern (OBB, Privatbahnen) dem BMVIT gemeldeten Leistungsdaten.

Die im OPNRV-G 1999 vorgesehenen Kontrollen durch das BMVIT fan-
den nur punktuell statt. Kontrollerschwernisse lagen in kaum messba-
ren Mengen- und Qualitatskriterien, in der Auswahl bestimmter Zahl-
tage und in den hohen Kosten detaillierter Zahlungen. In der Regel
erfolgte die Auszahlung des fiir die Leistungsabrechnung budgetier-
ten Betrages zur Génze.
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Der RH bemingelte die bei der Vertragsgestaltung weitgehende Ver-
nachlédssigung marktwirtschaftlicher und nachfrageorientierter Ele-
mente sowie das Fehlen von Anreizen zur Effizienzsteigerung. Der
verspitete Vertragsabschluss lie weiters eine priventive Steuerung
nicht zu.

Der RH empfahl dem BMVIT die Vereinbarung konkreter, messba-
rer Leistungsparameter. Zihlungen sollten auf dem Durchschnittswert
von zumindest vier im Jahresverlauf reprasentativ verteilten Zihlta-
gen fuBlen.

Laut Stellungnahme des BMVIT sei durch die Koppelung der Abgel-
tungshéhe an die Fahrgastentwicklung auf neun reprisentativen Zihl-
strecken sehr wohl eine Nachfragekomponente gegeben. Zur Kontrolle
der bisher von den OBB — nunmehr OBB-Personenverkehr AG — gemel-
deten Zahlen habe es eine — mittlerweile abgeschlossene — externe
Zihlung beauftragt. Weiters sei beabsichtigt, in kiinftigen Vertrigen
von externer Seite durchgefiihrte verbindliche Fahrgastzihlungen mit
konkreten Parametern zu vereinbaren.

Als Griinde fiir die verspitete Vertragsunterzeichnung nannte das
BMVIT die friihere Verquickung von Personen- und Giiterverkehrskom-
ponenten in einem Vertragswerk, den hiufigen Amtswechsel der Ver-
kehrsminister sowie die Einjihrigkeit des fallweise sehr spiit beschlos-
senen Bundesfinanzgesetzes.

Der RH anerkannte die Initiative zur Einleitung externer und unab-
hingiger Zihlungen des Fahrgastaufkommens. Er verwies erneut auf
seine Feststellungen, wonach die Vertragswerke stets vor Leistungser-
bringung zu errichten und geeignete Anreize zur Kostensenkung und
Effizienzsteigerung zu setzen wiren.

Uber die bei den OBB und den Privatbahnen bestellten gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen sowie die eingetretenen Anderungen hatte
der Verkehrsminister dem Nationalrat alljahrlich einen Bericht vorzu-
legen.

Der RH bemiéingelte die seit 1998 unterbliebene Berichtsvorlage. Er
empfahl, der gesetzlichen Berichtspflicht an den Nationalrat rechtzei-
tig nachzukommen.
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10.3 Das BMVIT fiihrte auch dazu den héiufigen Amtswechsel der Verkehrs-
minister sowie weiters die Tatsache der Auflosung des Nationalrates
vor Berichtsvorlage sowie den fallweise spiten Beschluss des jihrli-
chen Bundesfinanzgesetzes ins Treffen. Die unterbliebenen Berichts-
vorlagen seien mittlerweile nachgeholt worden.

Tarifbestellungen 11.1 Unter der Pramisse sozial vertriglicher Tarifgestaltung und als Anreiz fiir
des Bundes am die vorzugsweise Benutzung der Bahn bestellte der Bund fiir bestimmte
Beispiel ,,0ko- Personengruppen TarifermiBigungen gegeniiber dem Standardtarif
bonus” in Form von ZeitkartenermaBigungen und erméBigten Vorteilscards

(,Okobonus*). Im Jahr 2003 leistete der Bund dafiir Zahlungen in der
Hohe von 347,74 Mill. EUR an die OBB und von 24,31 Mill. EUR an
die Privatbahnen.

11.2 Der RH anerkannte den einfachen und dsterreichweit einheitlichen
Zugang zu Sozialtarifen, vermisste aber eine klare Unterscheidung
zwischen sozialen Tarifstiitzungen und MarketingmaBnahmen der Ver-
kehrsunternehmen (z.B. Vorteilscard der OBB). Er empfahl dem BMVIT,
die verkehrspolitische Effizienz seiner TarifstiitzungsmaBnahmen zu
analysieren und gegebenenfalls anzupassen. Der RH regte weiters an,
die Zahlungen fiir den ,,0kobonus* im Bundeshaushalt getrennt vom
»Verlagerungsbonus® auszuweisen.

11.3 Laut Stellungnahme des BMVIT priife es derzeit, ob und in welchem
Umfang Marktuntersuchungen iiber die Nachfrageelastizitiit bei gestiitz-
ten Tarifangeboten sinnvoll und notwendig seien, um den verkehrspo-
litischen und sozialen Zwecken der Tarifstiitzungen besser Rechnung
tragen zu kénnen.

Weiters sagte das BMVIT sein Bemiihen beim BMF fiir eine geson-
derte Darstellung des ,,Okobonus* sowie des , Verlagerungsbonus* im
Bundeshaushalt zu.

Mengen- und 12.1 Die vom Bund jéhrlich bei den OBB als ,Verlagerungsbonus* bestell-
Qualitatsbestellung ten gemeinwirtschaftlichen Leistungen fiir den OPNRV sollten neben
am Beispiel ,Verla- der Sicherstellung eines Grundangebotes Schiene auch dazu beitra-
gerungsbonus” gen, das Verkehrsangebot durch MaBnahmen kontinuierlich zu ver-

bessern. Fiir solche Verbesserungen leistete der Bund im Jahr 2003
neben der Sicherstellung eines Grundangebotes Schiene (87 Mill. EUR)
rd. 24 Mill. EUR. Die Bestellung sowie die mengenméaBige und qua-
litative Festlegung der Verkehrsdienstleistungen oblagen somit dem
Bund, wihrend die Planung den Landern und Gemeinden zukam.
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Der RH wies erneut auf die bisher weitgehende Abkoppelung von Pla-
nung und Bestellung von Verkehrsleistungen im OPNRV hin. Er emp-
fahl dem BMVIT, gemeinsam mit dem BMF zu priifen, ob durch star-
kere Verschrankung von Aufgaben- und Ausgabenverantwortung die
Effizienz und Flexibilitit der Bestellungen erhdht werden konnten. Mit
einer Neustrukturierung der Aufgabenverteilung sollte nach Ansicht
des RH auch die finanzielle Verfiigungsgewalt und Verantwortung auf
die Lander {ibertragen werden. Dabei wiren entsprechende Berichts-,
Kontroll- und Meldepflichten vorzusehen.

Das BMVIT betonte auch hiezu die Notwendigkeit der Reform des
OPNRYV, weshalb es bereits verschiedene Uberlegungen zu einer Neu-
gestaltung des Verlagerungsbonus angestellt habe. Eine Moglichkeit
bote sich in der Umwandlung frei werdender Bundesmittel, etwa aus
der Abbestellung nicht ausreichend nachgefragter Verkehrsdienste, in
eine — kofinanzierte — Bestellerforderung.

Abgelehnt werde jedoch erneut eine Regionalisierung aller Mittel ohne
»Wenn und Aber*, weil dies Einnahmenrisiken bundeseigener Schie-
nenverkehrsunternehmen mit sich briichte. Uberdies miissten die Lin-
der dann auch bei der Infrastruktur (Neben- und Regionalbahnen) in
die Verantwortung als Aufgabentriger einbezogen werden.

Der RH wiederholte, dass er keine Regionalisierung bzw. Verlanderung
ohne ,Wenn und Aber®, sondern die Zusammenfiihrung von Aufga-
ben- und Ausgabenverantwortung unter klar abgesteckten Rahmen-
bedingungen (wirksame Melde- und Kontrollpflichten, einheitliche
Mindeststandards) empfohlen hatte. Die Frage der Infrastrukturfinan-
zierung von Neben- und Regionalbahnen war nicht Gegenstand die-
ser Gebarungsiiberpriifung. Es bleibt dem BMVIT aber unbenommen,
eine Optimierung dieses Themenkomplexes in eine Neuorientierung
des OPNRYV einfliefen zu lassen.

Das BMVIT trat bisher im OPNRV als Besteller umfangreicher Tarif-
stiitzungen und Verkehrsleistungen bei den OBB, zugleich aber als
Eigentlimervertreter des von solchen Leistungsbestellungen der 6ffent-
lichen Hand wirtschaftlich abhingigen Unternehmens OBB auf. Die
diesbeziiglichen Verdnderungen im Zusammenhang mit dem Bundes-
bahnstrukturgesetz 2003 waren noch nicht im vollen Umfang abseh-
bar.
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13.2 Der RH beméngelte diese Doppelfunktion des BMVIT als nicht geeignet,
die hochstmogliche Effizienz bei der Verkehrstrigerwahl zu gewéahr-
leisten und eine allfillige Bevorzugung der OBB als grofite Auftrag-
nehmerin im OPNRV auBer Zweifel zu stellen. Er empfahl dem BMVIT,
auf eine Entflechtung der Eigentiimer- und Bestellerfunktion zu ach-
ten.

13.3 Das BMVIT betonte seine Bedachtnahme auf eine Gleichbehandlung
aller Verkehrsunternehmen. Gleichzeitig verwies es auf die auch vom
RH empfohlenen verkehrspolitischen Eingriffe zugunsten des OPNRYV,
wozu seiner Ansicht nach auch die Moglichkeiten als Eigentiimer des
groBten dsterreichischen Verkehrsunternehmens gehérten. Eine Ent-
flechtung der Eigentiimer— und Bestellerfunktion sei durch das Bun-
desbahnstrukturgesetz 2003 insoweit erfolgt, als das BMVIT nur noch
Eigentiimer der strategischen OBB-Holding AG, nicht mehr jedoch der
OBB-Personenverkehr AG selbst sei.

13.4 Der RH vermochte durch die Zwischenschaltung der OBB-Holding
AG noch keine zufrieden stellende Entflechtung der Eigentiimer- und
Bestellerfunktion des BMVIT zu erkennen.

14.1 Das OPNRV-G 1999 sah eine mit Ende 2004 befristete Verlustabde-
ckung fiir die im Eigentum des Bundes stehenden Kraftfahrlinienun-
ternehmen vor.

14.2 Der RH bemingelte die fehlende Notifizierung dieser Beihilfe seitens
des BMVIT bei der Europdischen Kommission und empfahl, Wettbe-
werbsverzerrungen durch einseitige Gewédhrung von Verlustabdeckun-
gen zu vermeiden.

14.3 Das BMVIT vermerkte in seiner Stellungnahme, dass die Kritik des
RH durch das zwischenzeitliche Auslaufen der als Umstrukturierungs-

beihilfe zu verstehenden Verlustabdeckung iiberholt und eine kiinftige
analoge Vorgangsweise nicht geplant sei.

14.4 Der RH nahm die Ausfithrungen des BMVIT zur Kenntnis.
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Das Kraftfahrliniengesetz sah fiir die Konzessionserteilung eine maxi-
male Konzessionsdauer von zehn Jahren vor, die auf Antrag verlian-
gert werden konnte. Bei der Wiedererteilung war der bisherige Kon-
zessionsinhaber gegentiiber Konkurrenten bei sonst gleichem Angebot
»vor allem zu berticksichtigen*.

Der RH wies auf den wettbewerbshemmenden Effekt bei langer Kon-
zessionsdauer hin und empfahl dem BMVIT die Priifung einer Verkiir-
zung.

Das BMVIT verwies auf die iiberwiegende Zustindigkeit der Linder
als Konzessionsbehdrden und deren vollig unterschiedliche Auslegung
des Kraftfahrliniengesetzes. In seinem Zustindigkeitsbereich trage das
BMVIT der Empfehlung des RH bereits Rechnung.

Der RH erblickte in der unterschiedlichen Anwendung des Kraftfahrli-
nienrechts eine Bestédtigung der Dringlichkeit fiir die Einrichtung eines
umfassenden Monitorings und der Schaffung von qualitativen Stan-
dards.

Die im Zeitraum 2000 bis 2004 den Landern und Gemeinden nach Maf-
gabe der budgetiren Moglichkeiten zur Kofinanzierung von Verkehrs-
diensten bereitgestellten Bundesmittel erreichten mit 37,34 Mill. EUR
nur rund ein Viertel des vom BMVIT zum seinerzeitigen Gesetzes-
entwurf dargestellten AusmaBes. Dazu kam, dass das BMVIT ab dem
Jahr 2004 zufolge vermehrter Antrige das im Einzelfall gewéhrte For-
derungsausmaf auf maximal 33,3 % anstelle 50 % herabsetzte.

Nach Ansicht des RH behinderte der reduzierte Mitteleinsatz die Ziel-
setzung der Forcierung des OPNRV.

Laut Mitteilung des BMVIT sei die Budgetierung der Bestellerforde-
rung auch eine politische Entscheidung des BMF.

Der RH entgegnete, dass durch die Bestellerférderung die gesetzlich
gebotene Systemumstellung auf konkrete Verkehrsdienstebestellungen
hitte forciert werden sollen.
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Die Bestellerférderung sah eine Kofinanzierung der Verkehrsdienste
durch den Bund und die Linder bzw. Gemeinden vor. Wéhrend die
Planung neuer Verkehre etwa fiir die Bereitstellung von Betriebsmit-
teln eine mehrjdhrige Vorschau erforderte, erfolgte die Forderungs-
zusage des BMVIT fiir jeweils nur ein Jahr. Das finanzielle Risiko der
Verkehrsfiihrung verblieb somit fiir den gesamten kalkulierten Betriebs-
zeitraum bei den Verkehrsunternehmen.

Der RH erachtete die vom BMVIT vorgesehenen jiahrlichen Fristen fiir
die Zuschussgewihrung fiir unzweckmiBig und empfahl den Uber-
gang zu mehrjahrigen Forderungszusagen.

Das BMVIT stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung des RH
zu. Es merkte jedoch an, dass bisherige Kontakte mit dem BMF fiir
eine Vorbelastungsermdchtigung erfolglos verlaufen seien.

Das OPNRV-G 1999 sah fiir die Bestellerférderung differenzierte For-
derungsgrundsétze — bei Stadt- und Vororteverkehren nach dem Ver-
teilungsschliissel des Finanzausgleichsgesetzes (§ 24 Abs. 2 OPNRV-
G 1999), bei Regionalverkehren nach zusitzlichen Verkehrsdiensten
(§ 26 Abs. 3 OPNRV-G 1999) — vor. Demgegeniiber gewihrte das
BMVIT samtliche Forderungen ohne spezielle Differenzierungen aus-
schlieBlich fiir zusétzliche Verkehrsdienste.

Der RH bemiéngelte die fehlende gesetzliche Deckung fiir die undiffe-
renzierte Forderungsabwicklung und empfahl eine gesetzeskonforme
Vorgangsweise.

Das BMVIT bestritt nicht die rechtliche Auffassung des RH. Es maB
jedoch dem finanzausgleichsrechtlichen Verteilungsschliissel keinen
ausreichenden Leistungsanreiz zu.

Der RH verblieb bei seiner Empfehlung, die vom Gesetzgeber gewéhlte
Differenzierung bei Bestellerforderungen nach §§ 24 und 26 OPNRV-G
1999 einzuhalten. Allenfalls wire auf eine entsprechende Gesetzesin-
derung hinzuwirken.
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19.1

19.2

19.3

19.4

20.1

20.2

20.3

21.1

Zur Gewihrung der Bestellerforderung sah das OPNRV-G 1999 die
Erfiillung von Qualitédtskriterien vor. Das BMVIT verlieB3 sich auf die in
den Forderungsantrigen von den Projektwerbern zugesicherten Qua-
litditsmerkmale, ohne deren Einhaltung vor Ort zu tiberpriifen. Es war
beabsichtigt, im Zuge der Neugestaltung der Grund- und Finanzie-
rungsvertrige die Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften mit die-
ser Kontrolle zu beauftragen.

Der RH empfahl dem BMVIT, im Rahmen des vom RH angeregten Moni-
torings auch ein Qualititscontrolling in Kooperation mit den verschie-
denen Aufgabentriagern einzurichten.

Laut Stellungnahme des BMVIT sei es aus personellen Griinden nicht
in der Lage, die Vielzahl an Projekten vor Ort zu iiberpriifen. Stichpro-
benartige Beobachtungen wiirden im Zuge von Dienstreisen der Mitar-
beiter angestellt. Die neuen Grund- und Finanzierungsvertrige wiirden
die verpflichtende Erarbeitung eines Systems zur Qualititsbeurteilung
und -kontrolle ausdriicklich vorsehen.

Nach Ansicht des RH bestitigten die Ausfiihrungen des BMVIT erneut
die Dringlichkeit fiir den Abschluss und die Umsetzung aller Neuver-
trage sowie die Einrichtung eines umfassenden Monitorings und die
Schaffung qualitativer Standards.

Das OPNRV-G 1999 ermichtigte die Gemeinden, zur Deckung der
Anschlusskosten von Betriebsansiedelungen eine Verkehrsanschluss-
abgabe auszuschreiben. Im Hinblick auf einen méglichen Standort-
nachteil durch die Einhebung einer derartigen Abgabe verzichteten
die Gemeinden auf dieses Recht.

Der RH empfahl dem BMVIT, im Zusammenhang mit FérderungsmaB-
nahmen die Gemeinden verstarkt auf die gesetzlich vorgesehene Ein-
hebung der Verkehrsanschlussabgabe hinzuweisen.

Laut Mitteilung des BMVIT habe es solchen Hinweisen schon bisher
durch eine Minderung der Bundesforderung Rechnung getragen.

Leistungsfahige Schienenverbindungen kénnen ihren Kundennutzen
nur durch optimale Zubringerlogistik und ein intelligentes Anschluss-
management entfalten. Mit dem mehrjahrigen Impulsprogramm ,Move-
Mobilitit und Verkehrstechnologie® (1999-2003) versuchte das BMVIT,
kiinftige Einsatzmoglichkeiten moderner Informationssysteme fiir den
OPNRV auszuloten.
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Eine systematische Verkniipfung mit den diesbeziiglichen Aktivitdten
anderer Gebietskdrperschaften, Verkehrsverbundorganisationsgesell-
schaften und Verkehrsunternehmen existierte bisher nicht.

21.2 Der RH bewertete die Initiative des BMVIT positiv und empfahl, die
Voraussetzungen fiir eine schrittweise Implementierung jener Infor-
mationstechnologien, die zur Erh6hung des Kundennutzens und der
Effizienz 6ffentlicher Verkehrssysteme geeignet sind, zu schaffen.

21.3 Das BMVIT wies auf die funktionierende Koordination innerhalb sei-
nes Wirkungsbereiches hin. Die anderen Gebietskorperschaften hiit-
ten allerdings keine Notwendigkeit gesehen, den Bund iiber ihre For-
schungs— und Versuchsprogramme zu informieren.

21.4 Dem RH erschien die Einbindung aller Aufgabentriger — etwa im Rah-
men der geplanten OPNRV-Reform — unumginglich, weil nur auf
diesem Weg technische Innovationen frithzeitig erkannt und bei ent-
sprechender Praxiseignung auf alle Bereiche des OPNRV ausgedehnt
werden konnen.

Schluss- 22 Zusammenfassend empfahl der RH
bemerkungen
zur bestehenden Aufgabenstruktur:

(1) den ehestmoglichen Abschluss aller Neuvertrige mit den Lin-
dern unter Wahrung grofStmoglicher Einheitlichkeit;

(2) eine stirkere Verschrinkung von Aufgaben- und Ausgabenver-
antwortung zur Erhohung von Effizienz und Flexibilitit im OPNRV;
dabei wiren entsprechende Kontroll- und Berichtspflichten vorzu-
sehen und iibersichtliche Finanzierungsstrukturen zu schaffen;

(3) die Einrichtung eines OPNRV-Monitorings quer iiber alle am
OPNRYV beteiligten Aufgabentriger zur Erfassung des dsterreichwei-
ten offentlichen Mitteleinsatzes fiir den OPNRV sowie als Instru-
ment zur Uberwachung der verkehrspolitischen Wirksamkeit und
der Qualititskontrolle;

(4) die Ergreifung verkehrspolitischer LenkungsmaBnahmen zur
messbaren Ausweitung der Marktanteile des OPNRV;

(5) eine Entflechtung der Eigentiimer- und Bestellerfunktion des
BMVIT;
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(6) die Kldrung der Auffassungsunterschiede hinsichtlich der Sicher-
stellung eines Grundangebotes Schiene sowie die erkennbare Aus-
weisung der zugehorigen Zahlungen im Bundeshaushalt;

zu den gemeinwirtschaftlichen Leistungsbestellungen im Schienen-
verkehr:

(7) die Analyse der verkehrspolitischen Effizienz von Tarifstiitzungs-
maBnahmen und deren allfillige Nachjustierung;

(8) beim Abschluss neuer Rahmenvertrige die Vertragswerke mit
den Verkehrsunternehmen stets vor Leistungserbringung zu errich-
ten und geeignete Anreize zur Kostensenkung und Effizienzsteige-
rung zu setzen;

(9) der gesetzlichen Berichtspflicht an den Nationalrat rechtzeitig
nachzukommen;

(10) die erkennbare Ausweisung der nach ,,Okobonus“ und ,Verla-
gerungsbonus® getrennten Zahlungen des BMVIT im Bundeshaus-
halt;

zu den Kraftfahrlinienkonzessionen:

(11) die Vermeidung wetthewerbshemmender Effekte durch Prii-
fung einer Verkiirzung der Konzessionsdauer im Kraftfahrlinien-
verkehr;

zur Bestellerforderung:

(12) die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen (§§ 24 und 26
OPNRV-G 1999) und den Ubergang auf mehrjihrige Forderungs-
zusagen;

(13) auf die gesetzliche Ermichtigung zur Ausschreibung und Ein-
hebung einer Verkehrsanschlussabgabe durch die Gemeinden ver-
starkt hinzuweisen.
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Kurzfassung

Osterreichische Autobahnen- und SchnellstraRen-
Gesellschaft m.b.H.:
Planung der A 6 Nordost Autobahn

Auf Initiative der Lander Burgenland und Niederdsterreich began-
nen 1992 die Planungen fiir eine leistungsfiahige Verkehrsverbin-
dung in die Slowakei. Ein klares bundespolitisches Bekenntnis und
Zielvorgaben fiir die Errichtung hochrangiger StraBenverbindungen
zu den oOstlichen Nachbarstaaten waren erst im Generalverkehrs-
plan 2002 zu erkennen. Durch eine Verbesserung der Planungsab-
ldufe hitten die A 6 Nordost Autobahn bereits Ende 2005 fertig
gestellt und Mauteinnahmen von rd. 6 Mill. EUR erwirtschaftet wer-
den konnen.

Trotz der wachsenden Bedeutung der Verkehrsverbindungen mit
den 6stlichen Nachbarstaaten — spétestens seit dem 1995 erfolgten
Beitritt Osterreichs zur EU — gelang es lange Zeit nicht, klare Ziele
vorzugeben, um die Herstellung wichtiger Verkehrsverbindungen,
unter anderem der A 6, voranzutreiben.

Auch die ministerielle Organisation der Verkehrspolitik bis 2000
brachte Verzégerungen mit sich, so dass sich die Planung des Pro-
jekts mit rd. zwolf Jahren iiber einen langen Zeitraum erstreckte.
Planungsverzogerungen ergaben sich weiters durch die Ausarbei-
tung zahlreicher Variantenvorschlige sowie durch haufige Umpla-
nungen.

Bei der Auswahl des rd. 22 km langen Trassenverlaufs der A 6 stellte
die Querung der Leitha-Au bei Potzneusiedl/Deutsch Haslau einen
besonders sensiblen Bereich dar. Die aus naturrdumlicher Sicht opti-
male Variante wurde aus Griinden der sozialen Akzeptanz verwor-
fen. Im Verfahren zur Umweltvertriglichkeitspriifung mussten daher
fiir die eingereichte Variante umfangreiche und kostenintensive
Auflagen in Kauf genommen werden.

Die Kostenschitzungen erhdhten sich innerhalb kurzer Zeit dras-
tisch.
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Lange der Haupttrasse
Querschnitt

Kronenbreite
Briicken und Durchlisse

Trassierungsgeschwindigkeit
Flachenverbrauch

Massenbilanz

Bauzeit
Kosten
betroffene Gemeinden

Kenndaten zum Projekt A 6 Nordost Autobahn

21,80 km

zwei Fahrstreifen zu je 3,75 m und ein Sicherheitsstreifen zu 3,75 m
je Fahrtrichtung mit baulicher Mitteltrennung (Betonleitwand)

30 m einschlieBlich Mittel- und Seitenstreifen

37

130 km/h

Gesamtbeanspruchung StrafBe: 242 ha

okologische AusgleichsmaBnahmen: 53 ha

Abtrag: 1,40 Mill. m3

Auftrag: 1,70 Mill. m3

November 2004 bis Ende 2007

182 Mill. EUR (Stand November 2004)

Land Burgenland: Gemeinden Bruckneudorf, Gattendorf, Kittsee, Pama,

Parndorf, Neudorf, Potzneusiedl;
Land Niederosterreich: Marktgemeinde Prellenkirchen

der OSAG

Projektentwicklung

Chronologie

Dezember 1992 Beauftragung einer Generellen Studie zur Untersuchung der Trassierungs-
moglichkeiten im GroSraum Wien - Bratislava stidlich der Donau;
Auftraggeber: Lander Burgenland und Niederdsterreich

September 1997 Beauftragung des Vorprojekts;
Auftraggeber: Linder Burgenland und Niederosterreich

November 2000 Genehmigung des Vorprojekts durch das BMVIT;
Beauftragung des Einreichprojekts;
Auftraggeber: Linder Burgenland und Niederdsterreich

Janner 2003 Projektiibernahme durch die Osterreighische Autobahnen- und
SchnellstraBen-Gesellschaft m.b.H. (OSAG): Verantwortlichkeit fiir die
Planung sowie den Bau bis zur Verkehsfreigabe;
Mitwirkung der Lander Burgenland und Niederosterreich aufgrund von
Ziel- und Leistungsvereinbarungen

Juni 2003 Einreichung der Unterlagen des Einreichprojekts einschlieBlich jener zur
Umweltvertraglichkeitspriifung beim BMVIT

Marz 2004 Erstellung des Umweltvertraglichkeitsgutachtens

April 2004 offentliche Erorterung

November 2004 Bestimmung des StraBenverlaufes: Trassenverordnung geméaB § 4 des

BundesstraBengesetzes 1971 (BGBL. II Nr. 446/2004)
Beteiligungsverhéltnisse  bis 1. Janner 2005

ab 1. Janner 2005

Autobahnen- und SchnellstraBen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft

(ASFINAG): 79,9 %
Land Steiermark: 15,9 %
Land Oberdsterreich: 4,1 %
Land Wien: 0,1 %

neue Konzernstruktur der ASFINAG; )
Fortfithrung der Aufgaben der bisherigen OSAG in der
ASFINAG Bau Management GmbH
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Priifungsablauf und
-gegenstand

Planung der A 6 Nordost Autobahn

1 Der RH iiberpriifte im Mirz und April 2004 die Gebarung der Osterrei-
chischen Autobahnen- und SchnellstraBen-Gesellschaft m.b.H. (0SAG)
hinsichtlich der Planung der A 6 Nordost Autobahn. Grund dafiir war
die Aktualitit der Verbindung Osterreichs mit den Nachbarstaaten und
nunmehrigen EU-Mitgliedsldndern durch das hochstrangige StraBen-
netz. Priifungsthemen waren die Planungsgeschichte, die Projektent-
wicklung samt dem Verfahren zur Umweltvertriglichkeitspriifung, die
Planungsdauer sowie die Kostenentwicklung.

Zu dem im August 2004 iibermittelten Priifungsergebnis gaben das
BMVIT sowie die Autobahnen- und SchnellstraBen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft (ASFINAG) im November 2004 Stellungnahmen
ab. Die Stellungnahmen der Linder Niederosterreich und Burgenland
langten im Dezember 2004 bzw. Janner 2005 ein. Die Bundeshaupt-
stadt Wien sowie die Lander Oberdsterreich und Steiermark verzich-
teten auf eine Stellungnahme. Der RH erstattete seine GegenéduBerun-
gen im Janner 2005.

Projektgeschichte und Planungsvorgaben

Rahmenbedingungen

Vorgaben des Bundes

2 Infolge der Ost6ffnung im Jahr 1989, dem Beitritt Osterreichs zur EU
1995 und den Beitrittsansuchen der 6stlichen Nachbarstaaten war mit
einer Zunahme des Personen- und Giiterverkehrs auf der StraBe zu
rechnen. Die slowakische Autobahn D 61 wurde bereits am 1. Juli 1999
bis zur Staatsgrenze bei Kittsee fertig gestellt.

In Osterreich waren die Kompetenzen fiir Infrastrukturplanungen bis
zu Beginn des Jahres 2000 auf zwei Ministerien aufgeteilt: wihrend
das damalige BMWYV fiir die Verkehrspolitik und die Schieneninfra-
struktur zustindig war, lag die Verantwortung fiir den Ausbau der
StraBeninfrastruktur beim damaligen BMwA.

3 (1) Im Jahr 1991 veroffentlichte das damalige BMWV das Osterreichi-
sche Gesamtverkehrskonzept als Basis fiir verkehrspolitische Entschei-
dungen sowie als verkehrstrigeriibergreifendes Planungsinstrument.
Dieses verfolgte die Ziele der Vermeidung des unnotwendigen Ver-
kehrs, der Verlagerung des Verkehrs auf umweltschonende Verkehrs-
triger (Schiene, WasserstraBe) sowie der vertraglichen Gestaltung des
Verkehrs. Geplant war, diese Vorgaben im Rahmen eines Bundesver-
kehrswegeplans rdumlich zu konkretisieren und Priorititen fiir den
Ausbau bzw. die Neugestaltung der hochrangigen Verkehrsinfrastruk-
tur festzulegen.
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Das damalige BMWYV begann 1993 mit den Arbeiten am Bundesver-
kehrswegeplan, fiihrte ihn jedoch nur teilweise zum Abschluss. Im
Jahr 1998 wurde der Masterplan, der das Kernstiick bildete, vorge-
legt. Darin wurde die Entwicklung des hochrangigen Eisenbahn- und
StraBennetzes bis 2015 auf der Grundlage einer volkswirtschaftlichen
Optimierung festgelegt. Nach Jahren intensiver Investitionstatigkeit
auf der StraBBe bestand ein Nachholbedarf auf der Schiene; das Stra-
Bennetz sollte nur behutsam erginzt werden. Der Masterplan - Straf3e
definierte das Netz und den Ausbaugrad; konkrete Projekte sowie eine
Prioritidtenreihung waren darin nicht enthalten.

(2) Im selben Jahr begann das damalige BMwA mit den Arbeiten an
einer ,Studie iiber die Gestaltung des StraBennetzes im Donaueuro-
paischen Raum unter besonderer Beachtung des Wirtschaftsstandortes
Osterreich*, die 1999 abgeschlossen wurden. Ausgehend von der Fest-
stellung, dass der Wirtschaftsstandort Osterreich nicht ausreichend mit
den benachbarten Wirtschaftsriumen im Norden und Osten verbun-
den war, sollte das &sterreichische StraBennetz an die européischen
Anforderungen angepasst werden.

Als Ergebnis der funktionellen Bewertung des BundesstraBennetzes
wurden ein hochstrangiges StraBennetz (Typ I) und ein hochrangiges
StraBennetz (Typ II) definiert. Alle {ibrigen BundesstraBen wurden als
Typ III eingestuft. In Ergdnzung zu dem bereits bestehenden TEN-
Netz™ (Typ I-StraBen) enthielt der Netzvorschlag noch weitere TEN-
wiirdige Streckenabschnitte, unter anderem auch die Spange Kittsee
(B 50) - Richtung Bratislava.

* TEN: Trans-European Network (Transeuropiische Verkehrsnetze)

(3) Nach Vorlage der Berichte zum Bundesverkehrswegeplan sowie zur
Studie iiber die Gestaltung des StraBennetzes im Donaueuropiischen
Raum unter besonderer Beachtung des Wirtschaftsstandortes Oster-
reich wurden die beiden Ministerien vom Nationalrat beauftragt, die
sich aus dem Masterplan und der erwdhnten Studie ergebenden wei-
terfiihrenden Arbeiten gemeinsam vorzunehmen und im Bundesver-
kehrswegeplan zusammenzufiihren. Da jedoch ab Februar 2000 samt-
liche verkehrspolitischen Angelegenheiten und die Verantwortung fiir
alle Verkehrstrager im BMVIT zusammengefasst wurden, wurde dieser
nicht mehr fertig gestellt.
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Landesplanungen

4

Planung der A 6 Nordost Autobahn

(4) Der Generalverkehrsplan Osterreich 2002 baute inhaltlich auf den
vorangegangenen Studien auf und ersetzte diese. Er stellte einen Kon-
sens zwischen dem Bund und den Léndern iiber dringende und wich-
tige Vorgaben der Infrastruktur fiir alle Verkehrstrager, fiir Strecken
und Knoten sowie fiir den Aus- und Neubau dar. Zu den Zielsetzungen
des Generalverkehrsplans Osterreich 2002 zihlten unter anderem

- die Starkung des Wirtschaftsstandorts Osterreich,

- der effiziente und bedarfsgerechte Ausbau der Netze,
- die Erhéhung der Sicherheit,

- die Sicherstellung der Finanzierung sowie

- die Verkiirzung der Planungsablidufe durch die Konzentration von
Verfahren und ein straffes Projektmanagement.

Erstmals wurden in einem bundesweiten Konzept klare Ziele, Priori-
taten und Fertigstellungshorizonte festgeschrieben sowie Kostenschét-
zungen durchgefiihrt. Der Ausbau des Abschnitts Wien - Bratislava im
Donaukorridor wurde im Generalverkehrsplan Osterreich 2002 vor-
rangig bewertet.

Ein wichtiges Ergebnis der Arbeit am Generalverkehrsplan Osterreich
2002 war auch die Uberantwortung der regional bedeutsamen Bun-
desstraBen an die Linder und die Ubertragung des gesamten hochran-
gigen bemautbaren StraBenverkehrsnetzes an die ASFINAG.

Das NO Landesverkehrskonzept 1997 mit der Erginzung und Anpas-
sung 2001 stufte den Ausbau der Spange A 4 - Kittsee - Bratislava
als notwendig ein und fiihrte sie als kurzfristige, bereits in Realisie-
rung befindliche MaBnahme mit der Prioritét 1a an.

Im Rahmen des Gesamtverkehrskonzeptes Burgenland 1994 wurde die
Verbindung Bratislava - Kittsee/Berg - Parndorf als Teil des Transit-
korridors von Nord- nach Siidosteuropa angefiihrt und sollte Varian-
tenuntersuchungen unterzogen werden. In der Neuauflage 2002, wel-
che die Herstellung der internationalen und die Verbesserung der
nationalen Erreichbarkeit als das wichtigste verkehrspolitische Ziel
erachtete, wurde die Spange Kittsee erstmals mit der Bezeichnung A 6
angefiihrt.
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Europdische
Rahmenbedingungen

Zusammenfassende
Beurteilung

154

6

Von der Planungsgemeinschaft Ost” wurde 1997 die Studie ,,Verkehrs-
entwicklung in der Ostregion“ erstellt. Die Verkehrsverbindung zwi-
schen Wien und Bratislava wies darin eine besondere Prioritit auf,
weil in dieser Region die stirkste Dynamik der Verkehrsentwicklung
erwartet wurde.

* Die Planungsgemeinschaft Ost ist eine im Jahr 1978 gegriindete, gemeinsame Orga-
nisation der Bundeslander Wien, Niederosterreich und Burgenland zur Vorbereitung
und Koordinierung raumrelevanter Aktivitaten.

Die Verkehrspolitik der EU strebt unter anderem den Aufbau transeuro-
pdischer Verkehrsnetze (TEN) an und stiitzt sich dabei auf die Entschei-
dung Nr. 1692/96/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom
23. Juli 1996 iiber gemeinschaftliche Leitlinien fiir den Aufbau eines
transeuropiischen Verkehrsnetzes.” Die Spange Parndorf - Kittsee
wurde 1994 nicht in die Liste von besonders wichtigen Projekten auf-
genommen.

* Dadurch kénnen Mitgliedstaaten Finanzmittel fiir die Planung und Errichtung von
ausgewdhlten Verkehrsinfrastrukturen in Anspruch nehmen.

Inzwischen wurden die prioritiren Vorhaben grundlegend iiberarbeitet
und die neuen TEN-Leitlinien mit der Entscheidung Nr. 884/2004/EG
am 29. April 2004 verabschiedet. Die A 6 Nordost Autobahn wurde
zwar in das TEN-StraBennetz aufgenommen, zihlt jedoch nicht zu
den vorrangigen Vorhaben. Mit einem TEN-Zuschuss ist daher nicht
zu rechnen.

Nachdem der Bundesverkehrswegeplan in den 90er Jahren trotz poli-
tischer Willenserklarungen nicht abgeschlossen werden konnte, brachten
zuerst die Studie tiber die Gestaltung des StraBennetzes im Donau-
europiischen Raum unter besonderer Beachtung des Wirtschaftsstand-
ortes Osterreich 1999 und in weiterer Folge der Generalverkehrsplan
Osterreich 2002 eine Wende in der Verkehrspolitik.

Dies betraf insbesondere das Projekt A 6 Nordost Autobahn. Die Ver-
bindung zu den Nachbarstaaten wurde als bundespolitisches Anlie-
gen formuliert. Positiv wirkte sich die Konzentration der Verantwor-
tung fiir die Verkehrspolitik in einem Ressort aus.

Nach Ansicht des RH trugen das Fehlen eindeutiger Ziel- und Zeit-
vorgaben durch den Bund und unter anderem die urspriingliche Auf-
teilung der Kompetenzen erheblich zur Verzégerung der Errichtung
der Spange Kittsee bei.
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Gesetzliche
Grundlagen

Projektorganisation

Projektiibernahme
durch die 0SAG

7

8.1

Planung der A 6 Nordost Autobahn

Das BundesstraBengesetz 1971, BGBI. Nr. 286/1971, enthielt in seiner
ersten Fassung im Verzeichnis 1 ,BundesstraBen A (Bundesautobah-
nen)“ bereits die damals als PreBburger Autobahn bezeichnete Stre-
ckenfiithrung der A 6 von Parndorf (A 4) bis zur Staatsgrenze bei Kitt-
see. Mit der Novelle 1983 wurde diese Strecke aus dem Verzeichnis
herausgenommen. In den Novellen 1986 und 1994 wurde die Verbin-
dung als BundesstraBe (B 50) angefiihrt, in der Novelle 1999 erfolgte
eine Aufteilung in drei Abschnitte.”

* B 50a Wolfsthaler StraBe von Wolfsthal bis Kittsee, B 307 Parndorfer Strafie von
der Staatsgrenze bei Kittsee tiber Kittsee bis Parndorf und B 50 Burgenland Strafe
von Parndorf bis Hartberg

Durch die Anderung des BundesstraBengesetzes 1971 ab 1. April 2002
(Artikel 4 des BundesstraBen-Ubertragungsgesetzes, BGB. Nr. 50/2002)
gelten nur mehr Bundesautobahnen und Bundesschnellstraen als Bun-
desstraBen. Gleichzeitig wurde die A 6 Nordost Autobahn, Parndorf
(A 4) - Staatsgrenze bei Kittsee, neuerlich in das Verzeichnis der Bun-
desautobahnen aufgenommen.

Bereits mit Bundesgesetz vom 8. Oktober 1982, BGBI. Nr. 591, war die
ASFINAG mit der Finanzierung, der Planung, dem Bau und der Erhal-
tung der Bundesstraen A (Bundesautobahnen), BundesstraBen S (Bun-
desschnellstraBen) und BundesstraBen B beauftragt worden.

Vor Erlass des BundesstraBen-Ubertragungsgesetzes am 1. April 2002
waren die Amter der Landesregierungen im Rahmen der Auftragsver-
waltung fiir die Planung von BundesstraBen verantwortlich. Im Bur-
genland war dies die Abteilung 8 - Straen—, Maschinen- und Hoch-
bau, in Niederdsterreich die Abteilung Autobahnen und Schnellstrafen.
Sie beauftragten die Generelle Studie 1995, das Vorprojekt 1999 sowie
das Einreichprojekt und koordinierten die erforderlichen Planungs-
schritte.

Im Sommer 2002 wurde zwischen der OSAG und den Lindern Bur-
genland und Niederosterreich die Ubernahme des Projekts durch die
OSAG im Auftrag der ASFINAG nach Fertigstellung des Einreichpro-
jekts fiir den Herbst 2002 vereinbart. Aufgrund von Verzdgerungen
in der Projektabwicklung erfolgte diese erst im Janner 2003. Danach
war die OSAG fiir die weitere Planung und den Bau bis zur Verkehrs-
freigabe verantwortlich.
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Vereinbarungen
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8.2

9.2

9.3

Im Zuge der Umstrukturierung der ASFINAG wurde die OSAG in den
Konzern eingegliedert. Das Management von Neubauprojekten und
damit auch der A 6 Nordost Autobahn wird seit 1. Jinner 2005 von
der ASFINAG Bau Management GmbH abgewickelt.

Der RH bewertete die Ubernahme durch die OSAG trotz guter Koopera-
tion der Linder positiv, weil damit eine Beschleunigung des Planungs-
verfahrens durch ein straffes, zentralisiertes Projektmanagement, eine
laufende Kostenkontrolle und kiirzere Entscheidungswege verbunden
war.

Als Grundlage fiir die neue Projektorganisation sollten ein Ziel- und
Leistungsiibereinkommen zwischen der 0SAG und der ASFINAG sowie
projektbezogene Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen der
OSAG und den Bundesldndern Burgenland und Niederésterreich die-
nen, die im Entwurf vorlagen. Die Linder sollten zur Erbringung ver-
schiedener Leistungen (z.B. Mitarbeit bei der Projekterstellung, bei
Grundeinlgsen usw.) verpflichtet werden und dafiir ein Entgelt von
0,7 % der Nettoherstellungskosten der A 6 erhalten.

Auch die Refundierung der bisherigen Planungsleistungen war Teil die-
ser Vereinbarung. Obwohl Leistungen bereits erbracht wurden, wurde
bisher lediglich das Ziel- und Leistungsiibereinkommen zwischen der
ASFINAG Bau Management GmbH und der ASFINAG abgeschlossen.

Der RH empfahl, die Vertrage zwischen der ASFINAG Bau Manage-
ment GmbH und den Landern Burgenland und Niederosterreich so rasch
wie moglich abzuschlieBen.

Die ASFINAG teilte mit, dass von der Niederosterreichischen Landes-
regierung eine offizielle Stellungnahme zum Vertragsentwurf noch aus-
stindig sei.

Die Niederdsterreichische Landesregierung sagte in ihrer Stellungnahme
ihr Bemiihen um einen raschen Abschluss zu.
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Planung der A 6 Nordost Autobahn

Projektentwicklung und Verfahren

Generelle Studie 1995

Vorprojekt 1999

10

11

Die Léander Burgenland und Niederosterreich beauftragten im Dezem-
ber 1992 eine Generelle Studie zur Untersuchung der Trassierungs-
moglichkeiten im GroSraum Wien - Bratislava siidlich der Donau. Die
verstirkten wirtschaftlichen Beziehungen mit den 6stlichen Nachbar-
staaten lieBen ein starkes Verkehrswachstum entlang der grenziiber-
schreitenden Verkehrswege, unter anderem der B 50 und der B 10, er-
warten.

Ziele waren unter anderem die Entlastung der Grenziiberginge sowie
der Ortskerne von Parndorf, Neudorf, Gattendorf und Kittsee sowie die
Biindelung des internationalen Verkehrs. Als Varianten wurden der
Ausbau der B 9 (mit Tunnelstrecken in Hainburg und Wolfsthal), der
Bau von Ortsumfahrungen entlang der B 50 und der B 10 sowie der Bau
einer Verbindungsspange zwischen Kittsee und der A 4 untersucht.

Ergebnis war, dass der Korridor B, der den Knoten mit der A 4 dstlich
der bestehenden Leithabriicke vorsah und tiber die Parndorfer Platte
Richtung Potzneusiedl/Deutsch Haslau zur B 50 verlief, aus natur-
schutzfachlichen Uberlegungen sowie aus Kostengriinden weiterver-
folgt werden sollte.

Auf Basis der gesetzlichen Rahmenbedingungen beauftragten die Lin-
der Burgenland und Niederosterreich im September 1997 das Vorprojekt.
Gegenstand der Untersuchungen waren Trassenvarianten im Korridor B.
Im Zuge der Trassenfindung wurden vier Varianten ausgearbeitet, einer
Wirkungsanalyse fiir Raum und Umwelt sowie einer Kosten-Wirksam-
keitsanalyse unterzogen. Danach wurden die Varianten auf Lander-
sowie Gemeindeebene diskutiert und um zwei weitere Varianten
erganzt.

Die aus fachlicher Sicht getroffene Reihung der Varianten (Variante 3
vor Variante 5 und Variante 4) wurde aufgrund der sozialen Priferenz
der Gemeinden veridndert, so dass dem BMVIT im Jdnner 2000 die ur-
spriinglich zweitgereihte Variante als Hauptvariante zur Genehmigung
vorgelegt wurde.

Das BMVIT genehmigte im November 2000 das Vorprojekt mit dem
Hinweis, im Bereich der Leithaquerung die Variante 3 — sie verlief zwi-
schen der Gemeinde Potzneusiedl und der Wangheimer Schlinge {iber
eine Schmalstelle der Leitha—-Au — durchzufiihren. Im weiteren Verlauf
Richtung A 4 sollte die Variante 5 umgesetzt werden.
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Einreichprojekt 2003 12
und Umweltvertrag-
lichkeitspriifungs-

Projekt

Umplanungen 13.1
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Ende 2000 beauftragten die Linder Burgenland und Niederosterreich
das Einreichprojekt. Die Einreichung der Unterlagen einschlieBlich
jener zur Umweltvertraglichkeitspriifung erfolgte am 2. Juni 2003 beim
BMVIT durch die OSAG.

Nach Erstellung eines Umweltvertriaglichkeitsgutachtens gemaB § 24c
des Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetzes 2000, BGBI. Nr. 89/2000,
im Mérz 2004 durch Sachverstindige der Behorde fand am 15. April 2004
die 6ffentliche Erorterung statt. Die Trassenverordnung geméip § 4 des
BundesstraBengesetzes 1971 erging am 25. November 2004 (BGBI. II
Nr. 446/2004).

Die Zusammenfiihrung vielfiltiger Interessen sowie Verschiebungen der
Trasse machten bis zuletzt immer wieder umfangreiche Umplanungen
erforderlich. So forderten die Standortgemeinden bzw. die angrenzen-
den Gemeinden Trassenkorrekturen im Bereich des Windschutzgiirtels
Neudorf und im Wangheimer Feld. Auch die Abstimmung mit behord-
lichen Sachverstiandigen, insbesondere mit jenen aus den Fachberei-
chen Naturschutz und Wildokologie, zog zahlreiche Projektdnderun-
gen nach sich.

Wesentliche Verzégerungen in der Einreichplanung ergaben sich im
Zusammenhang mit der Bewilligung von Windkraftanlagen im Gemein-
degebiet von Parndorf entlang der Gemeindegrenze zu Neudorf. Hatte
die im Vorprojekt geplante Trasse der A 6 die als Griinland mit Son-
dernutzung Windpark gewidmete Flache noch gequert, wurde sie im
weiteren Planungsverlauf derart verschoben, dass sie nicht mehr auf
dieser Widmung zu liegen kam, jedoch weiterhin nahe der Gemein-
degrenze verlief.

Die Gemeinde Parndorf bewilligte am 15. Oktober 2001 die Errichtung
von sieben Windkraftanlagen mit einer Héhe von 140 m.” Der Baube-
ginn wurde am 5. Juli 2002 bei der Gemeinde angezeigt.

* Masthohe: 100 m, Rotorradius: 40 m

Erst nach der endgiiltigen Trassenfestlegung mit allen betroffenen
Gemeinden am 15. Mai 2002 und knapp vor Fertigstellung der Pro-
jektunterlagen erlangte das Planungsteam Kenntnis von der Errich-
tung der Windkraftanlagen. Es stellte sich heraus, dass der Abstand
zwischen den Windkraftanlagen und der geplanten Trasse der A 6 zu
gering war, um die Gefahr des Eiswurfes zu vermeiden und ausrei-
chende Sicherheit fiir den Verkehr zu gewihrleisten.
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Die Ermittlung des notwendigen, gesetzlich jedoch nicht geregelten
Mindestabstandes, die in der Folge erforderliche Verschiebung der Trasse
sowie die dadurch ausgelosten Projektdnderungen fiihrten zu einer
wesentlichen Verzogerung des Planungsprozesses.

Der RH bemingelte, dass die Gemeinde, welche die Errichtung der
Windkraftanlagen bewilligt hatte, das Planungsteam der A 6 nicht dar-
iiber informierte, obwohl sie laufend in den Planungsprozess einge-
bunden war. Dariiber hinaus ortete der RH Kommunikationsprobleme
zwischen den Abteilungen der Burgenldandischen Landesregierung, weil
dem am 15. Oktober 2001 erteilten Baubewilligungsbescheid der
Gemeinde bereits die luftfahrt- sowie die elektrizitatsrechtliche Geneh-
migung durch das Land Burgenland vorausgegangen waren.

Durch die interne Weitergabe dieser Informationen hitten spitere
Umplanungen des Projekts zum Teil vermieden werden kdnnen.

Das BundesstraBengesetz 1971 bietet Projektwerbern mit dem § 14 die
Moglichkeit, vor Erlassung der Trassenverordnung begleitend zur Ein-
reichung des Vorprojekts das Geldnde, das fiir die spitere Fiihrung der
BundesstraBe in Betracht kommt, durch Verordnung zum Bundesstra-
Benplanungsgebiet erkldaren zu lassen. In der Folge diirfen in diesen
Gebieten keine Neu-, Zu- und Umbauten vorgenommen und Anlagen
jeder Art weder errichtet noch abgeidndert werden.

Ausnahmen kénnen vom BMVIT erlassen werden, wobei jedoch der
BundesstraBenverwaltung Parteistellung zukommt. Bei der Planung der
A 6 stellten die Linder keinen Antrag gemifB § 14 des Bundesstrafen-
gesetzes 1971 zur Sicherung des Geldndestreifens fiir die Trasse. Die
OSAG strebt diese Verfahren im Rahmen ihrer Projekte zumeist an.

Nach Ansicht des RH wére jedenfalls die Verordnung des Geldndes
zum Bundesstraenplanungsgebiet anzustreben gewesen, weil auf diese
Weise die wiahrend der Planungsphase der A 6 getroffenen baulichen
MaBnahmen Dritter (z.B. Windkraftanlagen) im Umfeld der geplanten
Trasse zumindest hétten beeinflusst werden kénnen. Die diesbeziigli-
che Planungspraxis der 0SAG bewertete der RH positiv und empfahl
auch in Hinkunft einen verstirkten Einsatz der Verfahren gemif3 § 14
des BundesstraBengesetzes 1971.

159

167 von 201



168 von 201 [11-159 der Beilagen X XI1. GP - Bericht - Hauptdokument

14.3

14.4

Leithaquerung 15.1

160

Laut Stellungnahme der Niederdsterreichischen Landesregierung erachte
sie das Verfahren zur Sicherung des BundesstraBenplanungsgebietes als
geeignete MaBnahme bei moglichen Gefihrdungen oder Erschwernissen
des Vorhabens. Sie habe die Empfehlung bereits im Falle der A 5 sowie
der S 1 umgesetzt.

Auch die Burgenlindische Landesregierung bewertete die Durchfiihrung
von § 14-Verfahren positiv, vertrat jedoch die Ansicht, dass die Wind-
kraftanlagen im Bereich Neuhof (Katastralgemeinde Parndorf) bereits
vor einer moglichen § 14-Verordnung baubehordlich genehmigt wor-
den seien.

Nach Ansicht des RH hitte — trotz Widmung der Fliachen fiir die
Standorte der Windkraftanlagen in der Gemeinde Parndorf seit 1997
— durchaus die Moglichkeit bestanden, ein Verfahren gemiB § 14 des
BundesstraBengesetzes 1971 zur Sicherung des Geléndestreifens fiir die
Trasse der A 6 anzustreben. Das diesbeziigliche Ansuchen hitte von
den damaligen Planungsverantwortlichen, den Liandern Niederdster-
reich und Burgenland, beim BMVIT eingebracht werden miissen.

Die Querung der Leitha-Au stellte eine der sensibelsten Aufgaben der
Projektplanung dar.” Bei der Genehmigung des Vorprojekts wurde die
Umsetzung der aus 6kologischer Sicht optimalen Variante 3 gefordert.

* Die Leitha bildet in diesem Bereich die Grenze zwischen den Lindern Burgenland
und Niederdsterreich.

Auch bei der im Rahmen des Einreichprojekts erstellten Studie ,Stand-
ortsuche fiir eine umweltvertrigliche Leithaquerung” erwies sich die
Variante 3 als die 6kologisch weitaus giinstigste. Da diese Trasse jedoch
néher als die zweitgereihte Variante 4 an den Ortsgebieten der Gemein-
den Potzneusiedl und Deutsch Haslau verlaufen wire, befiirchteten die
betroffenen Gemeinden erhéhte Lirmimmissionen.

Aus Griinden der sozialen Akzeptanz und trotz naturschutzfachlicher
Vorbehalte der Sachverstdndigen der Landesregierungen Burgenlands
und Niederdsterreichs fiel nach intensiven Diskussionen die Entschei-
dung schlieBlich auf die Variante 4. Im Einreichprojekt querte diese
die Leitha siidlich der Wangheimer Schlinge mit einer 410 m langen
Briicke.
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Entgegen der naturschutzfachlichen Empfehlung, den Flusslauf mog-
lichst im rechten Winkel zu queren, wurde aufgrund technischer Not-
wendigkeiten eine Schriglage gewihlt, so dass sich die Querungsstrecke
verldngerte und in den siidlich angrenzenden Auwald hineinreichte.

Der RH vermerkte kritisch, dass die Variantenuntersuchung zur Que-
rung der Leitha ausschlieBlich 6kologische Aspekte behandelte, der Aus-
wahl der eingereichten Variante jedoch auch andere Kriterien zugrunde
lagen. Die Entscheidungsgriinde fiir die mit stirkeren naturrdumlichen
Auswirkungen verbundene Variante 4 waren nicht nachvollziehbar.

Laut Mitteilung der Niederdosterreichischen Landesregierung sei nach Abwii-
gung aller Vor- und Nachteile jene Variante gewdhlt worden, die aus 6ko-
logischer Sicht gerade noch umsetzbar erschien, jedoch die Belastungen
der angrenzenden bebauten Gebiete auf ein Minimum reduzierte, um eine
soziale Akzeptanz durch die betroffene Bevélkerung zu erhalten.

Um die bau- und betriebsbedingten Auswirkungen des StraBenpro-
jekts zu minimieren, wurden bereits bei der Planung des Einreichpro-
jekts Begleit- und AusgleichsmaBnahmen beriicksichtigt. Rund 165 ha
waren fiir landschaftspflegerische BegleitmaBnahmen und 53 ha fiir
okologische AusgleichsmaBnahmen vorgesehen. Dennoch forderten
die naturschutzfachlichen Sachverstindigen weitere umfangreiche
Ausgleichsflachen im AusmaB von rd. 60 ha.

Durch das geplante Vorhaben entstehende Barrierewirkungen fiir Wild-
tiere sollten mit Hilfe von zehn Wildquerungshilfen und weiteren,
schmileren Wildkorridoren vermindert werden. Aufgrund der wild-
okologisch hohen Bedeutung des Raumes erachteten die Sachver-
stiandigen aus den Fachbereichen Wildbiologie/Jagdwirtschaft sowie
Naturschutz-Okologie die Verlingerung der Landschaftsbriicke beim
Wangheimer Feld iiber die bestehende B 50 als weitere notwendige
MaBnahme. Die Kosten dafiir beliefen sich auf rd. 1,3 Mill. EUR.

Zum Schutz der Vogelfauna wurde die Errichtung von 4 m hohen Lirm-
und Sichtschutzwénden auf der Leitha-Briicke gefordert.

Umfangreiche AusgleichsmaBnahmen erachteten auch die Sachverstin-
digen aus dem Fachbereich ,Wasser" fiir notwendig, um die Auswir-
kungen der Querung der Leitha-Au auszugleichen. So war zusétzlich
zu den geplanten MaBnahmen eine Fischaufstiegshilfe rd. 2 km fluss-
abwirts der geplanten Briicke beim Gattendorfer Wehr zu errichten.
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Der Aufwand (ohne Grundeinlose) fiir die unbedingt erforderlichen MaB-
nahmen wurde mit rd. 5,5 Mill. EUR geschétzt. Unter Berticksichtigung der
zusitzlichen Flachen fiir AusgleichsmaBnahmen, die sich auf rd. 3 Mill.
EUR beliefen, verursachten die im Zuge der Umweltvertraglichkeits-
priifung vorgeschriebenen Auflagen daher Kosten von rd. 8,5 Mill. EUR.

Der RH anerkannte das Bemiihen um eine umweltvertrigliche Gestaltung
des StraBenbauvorhabens durch Begleit— und AusgleichsmaBnahmen.
Er kritisierte aber die untergeordnete Bedeutung von 6konomischen
Aspekten bei den Forderungen der Sachverstiandigen. Zur Begrenzung
der Kosten infolge von Umweltschutzauflagen sollten auch die Krite-
rien der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit beriicksichtigt werden.

GemiB dem Umweltvertriglichkeitspriifungsgesetz 2000 hatte der Bund
fiir bestimmte StraBenbauvorhaben gemeinsam mit dem Verfahren zur
Erlassung der Trassenverordnung (§ 4 des BundesstraBengesetzes 1971)
eine Umweltvertriglichkeitspriifung durchzufiihren. In Umsetzung der
Umweltvertriglichkeitsprifungs-Richtlinie der EU (Art. 8) waren die
Ergebnisse der Umweltvertriaglichkeitspriifung in der Entscheidung zu
berticksichtigen.

Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes konnen in einer
Trassenverordnung jedoch keine Nebenbestimmungen rechtsverbind-
lich festgesetzt werden. Ergebnisse der Umweltvertriglichkeitspriifung
konnten daher nur in jenen Teilbereichen, in denen nach Erlassung
der Trassenverordnung noch nachfolgende Genehmigungsverfahren
durchzufiihren waren, durch Bescheid berticksichtigt werden. Bei Bun-
desstraBenvorhaben konnte die Behorde in vielen Fachbereichen nur
mittels interner Weisungen (so genannter ,Dienstanweisungen®) auf
die Planung und Ausfiihrung der Projekte einwirken.”

* Entsprechend einem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist die ASFINAG auf-
grund des Fruchtgenussvertrages mit dem Bund verpflichtet, diesen Dienstanwei-
sungen Folge zu leisten. Die Frage der Durchsetzbarkeit der nur innenwirksamen
Weisungen blieb bisher jedoch offen.

Durch die Genehmigung per Verordnung traten sowohl fiir den Pro-
jektwerber als auch fiir die betroffenen Nachbarn und Parteien Rechts-
schutzprobleme auf, weil im Verordnungserlassungsverfahren die
Einrdumung einer Parteistellung sowie die Inanspruchnahme von Par-
teirechten ausscheiden.
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Planung der A 6 Nordost Autobahn

Mit der Novelle 2004 zum Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz 2000,
BGBI. I Nr. 153/2004, und der Novelle zum BundesstraBengesetz 1971,
BGBI. I Nr. 154/2004, wurde das Verfahren fiir BundesstraBen dahin
gehend abgeéndert, dass nunmehr eine Genehmigung durch Bescheid
erfolgt. Auch eine Verfahrensabstufung zur Durchfiihrung von Grund-
satz- und Detailgenehmigungsverfahren wurde im Umweltvertraglich-
keitspriifungsgesetz 2000 vorgenommen.

Der RH befilirwortete eine Verfahrensabstufung bei der Genehmigung
von Bundesstraflen sowie die Entscheidung in Bescheidform, weil auf
diese Weise eine hohere Rechtssicherheit erzielt werden kann. Die von
der ASFINAG angestrebte Verfahrensbeschleunigung kann jedoch nach
Ansicht des RH nur durch eine ausreichende personelle Ausstattung
der zustindigen Abteilung im BMVIT bewiéltigt werden.

Laut Stellungnahme der ASFINAG habe sich der Kapazititsengpass auf
Behérdenseite beim Projekt A 6 besonders deutlich gezeigt. Die Verord-
nung nach § 4 des Bundesstraengesetzes 1971 sei erst rd. sieben Monate
nach Durchfiihrung der dffentlichen Erdrterung erlassen worden.

Bis zur Phase der Einreichplanung wurden weder durch den Bund noch
durch die Linder im Rahmen der Auftragsverwaltung verbindliche
Zeitvorgaben aufgestellt. Erstmals sah der Generalverkehrsplan Oster-
reich 2002 eine Realisierung des Vorhabens im Zeitraum 2002 bis 2011
vor. Durch Konzentration der Genehmigungsverfahren und ein straf-
fes Planungsmanagement sollte unter Beriicksichtigung eines Umwelt-
vertraglichkeitspriifungs-Verfahrens 75 Monate (rd. sechs Jahre) nach
dem Projektstart mit dem Bau begonnen werden.

Der gesamte Planungsprozess nahm — ausgehend vom Beginn der Gene-
rellen Studie 1992 bis zur Einreichung der Trassenverordnung gemaf
§ 4 des Bundesstraengesetzes 1971 — rd. zwolf Jahre in Anspruch.
Von der Erstellung des Vorprojekts 1997 bis zum geplanten Baube-
ginn Ende 2004 dauerte es sieben Jahre. In der Abwicklung der ein-
zelnen Projektphasen (Generelles Projekt, Vorprojekt, Einreichprojekt)
entstanden immer wieder Verzogerungen und Stillstinde im Planungs-
prozess.

Im Gegensatz dazu optimierte die OSAG bei den von ihr abgewickel-
ten Vorhaben die Planungsdauer durch Uberschneidung der einzel-
nen Planungsphasen.
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In der Phase des Einreichprojekts ergaben sich im Zusammenhang
mit der Genehmigung der Windkraftanlagen in Parndorf wesentli-
che Verzogerungen. Nach bereits festgelegter Trassierung wurde eine
nochmalige tief greifende Umplanung der Trasse in diesem Bereich
erforderlich. In der Folge forderten auch andere Standortgemeinden
umfangreiche Trassenkorrekturen.

Ebenso verzégerte sich die Abstimmung der Leithaquerung. Der von der
Behorde geforderte diesbeziigliche Bericht wurde nicht — wie geplant —
Ende Juni 2002, sondern erst im Februar 2003 vorgelegt. Sah der Zeit-
plan des Einreichprojekts eine Planungsdauer von rd. 20 Monaten vor,
verlangerte sich diese auf rd. 31 Monate bzw. 2,5 Jahre. Dadurch konnte
auch der Genehmigungsantrag mit der Umweltvertriaglichkeitserkla-
rung nicht — wie geplant — am 5. Juli 2002, sondern erst rd. elf Monate
spater bei der Behorde eingereicht werden.

Nach Ansicht des RH war die lange Vorplanungsphase wesentlich durch
die fehlenden Zeit- und Zielvorgaben seitens des Bundes und der Lan-
der begriindet. Neben einem verbindlichen bundesweiten Verkehrs-
konzept fehlte auch die Sicherung der finanziellen Mittel fiir das Vor-
haben. Eine Planungskontinuitdt war nicht gegeben.

Der RH erachtete die Planungsdauer fiir die A 6 Nordost Autobahn als
um rd. zwei Jahre zu lang. Ein kontinuierlicher Planungsablauf ohne
Unterbrechungen zwischen den einzelnen Planungsphasen hitte eine
Beschleunigung um rd. 15 Monate bewirkt; durch Vermeidung der um-
fangreichen Umplanungen nach bereits erfolgter Trassenabstimmung
hitten weitere neun Monate eingespart werden konnen.

Laut Mitteilung des BMVIT hditten sich nach der Ostéffnung aufgrund
der vorherrschenden Verkehrspolitik nicht nur der Bund, sondern auch
die Linder Burgenland und Niederdsterreich gegen einen raschen Aus-
bau der A 6 ausgesprochen. Daher seien die Planungen der A 6 nicht for-
ciert worden. Das damalige BMwA habe in der Studie iiber die Gestal-
tung des StraBennetzes im Donaueuropdischen Raum unter besonderer
Beachtung des Wirtschaftsstandortes Osterreich die Notwendigkeit einer
hochrangigen StraBenverbindung siidlich der Donau zwischen Wien
und Bratislava zum Ausdruck gebracht.
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Laut Stellungnahme der Burgenlindischen Landesregierung sei einer der
Griinde fiir die lange Dauer der Vorplanung der A 6 der Umstand gewe-
sen, dass dem Ausbau des dffentlichen Verkehrs mit einer Bahnverbin-
dung Wien - Bratislava der Vorzug gegeben worden sei. AuBerdem sei die
Phase der Ubergabe der Planungen an die 0SAG durch Planungspausen
bzw. langsamere Weiterplanungen gekennzeichnet gewesen.

Der RH bestétigte die Aussage des BMVIT dahingehend, dass die bei-
den Linder zwar die Initiative ergriffen, die Projektphasen jedoch mit
erheblichen Zeitabstdnden und einer insgesamt langen Dauer abgewi-
ckelt hatten. Einer nahtlosen Beauftragung der Planungsschritte wire
jedoch nichts entgegengestanden.

Die Feststellung des Landes Burgenland hinsichtlich der Ubergabe der
Planungen an die OSAG konnte der RH nicht bestitigen. Verzégerun-
gen im Planungsablauf entstanden vielmehr durch neuerliche umfang-
reiche Umplanungen und schwierige Abstimmungsprozesse kurz vor
Fertigstellung des Einreichprojekts.

Ausgehend von der Annahme, dass im Falle einer fritheren Fertigstel-
lung und Inbetriebnahme der A 6 eine Bemautung™ der Strecke erfolgt
ware, ermittelte der RH den durch die vermeidbare Verzégerung von
rd. zwei Jahren verlorenen Mautentgang der ASFINAG.

* fahrleistungsabhingige Maut fiir Fahrzeuge tiber 3,5 Tonnen hochstzulédssigem
Gesamtgewicht

Bei einem Verkehrsaufkommen von werktags rd. 2.800 LKW pro Tag
(Verkehrsprognose 2007) und einer durchschnittlichen Kilometer-Maut
von 0,21 EUR ergab sich fiir die rd. 21,8 km lange Strecke der A 6 ein
Einnahmenentgang” von rd. 6 Mill. EUR.

* anteilige Erlose durch die Autobahnvignette wurden nicht berticksichtigt
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21.1 Die Generelle Studie 1995 ging von einem zweispurigen Ausbau der B 50

sowie einer Streckenldnge von 14 km aus und gelangte zu Nettokos-
ten von rd. 41,08 Mill. EUR. Hingegen lag der Kostenschdtzung des
Vorprojekts 1999 mit rd. 74,16 Mill. EUR bereits der vierspurige Aus-
bau der B 307 mit einer Lange von rd. 20 km zugrunde, enthielt jedoch
lediglich den StraBenbau, den Briickenbau sowie die Grundeinlésen.

Der Generalverkehrsplan Osterreich 2002 (Jidnner 2002), der erstmals von
einer Autobahnverbindung ausging, wies Nettokosten von rd. 88,99 Mill.
EUR aus, die sich aus den Schitzkosten des Vorprojekts, ergédnzt um
20 % Unvorhergesehenes und Preisgleitung, ergaben. Im Oktober 2002
gelangte die 0SAG im Zuge einer Neuberechnung der Kosten zu einer
Summe von 150 Mill. EUR; dies entsprach einer Steigerung um
68,6 %.

Dieser Betrag erhohte sich kurz darauf auf 157 Mill. EUR infolge von
Anderungen bei den Baukosten sowie durch Einbeziehung der Kosten
fiir Planung und Projektmanagement.

Mit dem Vorliegen des Einreichprojekts im April 2003 stieg die Kos-
tenschitzung neuerlich um 11,1 % auf 174,5 Mill. EUR. Diese basierte
auf einer Massenermittlung und berticksichtigte erstmals Begleitpflan-
zungen, Sichtschutzddmme, Leitungsverlegungen sowie die erforderli-
chen Umlegungen im Bereich der B 50. Gesamt gesehen war im Zeit-
raum zwischen Janner 2002 und April 2003 nahezu eine Verdoppelung
der Nettokosten (Steigerung um 96,1 %) fiir die A 6 Nordost Auto-
bahn zu verzeichnen.

Danach lagen die Schitzkosten stabil bei rd. 175 Mill. EUR. Die im Zuge
des Umweltvertraglichkeitspriifungs-Verfahrens von Sachverstindigen
jedenfalls geforderten MaBnahmen werden rd. 8,5 Mill. EUR betragen;
diese konnen durch die in der Kostenplanung enthaltene Position
sUnvorhergesehenes” abgedeckt werden.

Die aktuelle Kostenerhhung auf rd. 182 Mill. EUR wurde mit dem
Anstieg des Stahlpreises und dessen Auswirkungen auf den Briicken-
und StraBenbau begriindet. Die Finanzierung des Projekts erfolgt durch
Mauteinnahmen der ASFINAG.
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Der RH beanstandete die zu niedrigen Kostenschéitzungen im Vorpro-
jekt sowie im Generalverkehrsplan Osterreich 2002. Trotz des geringeren
Detaillierungsgrads in der Vorplanungsphase wire eine umfassendere
Berticksichtigung der zu erwartenden Kostenkomponenten zweckméafig
und moglich gewesen. Er beméngelte die Erh6hung der Schétzkosten um
nahezu das Doppelte. In Hinkunft sollten Kostenschitzungen schon in
friihen Planungsphasen auf eine realititsnahe Basis gestellt werden.

Laut Stellungnahme der Burgenldndischen Landesregierung hditten die
Kostenschitzungen im Generalverkehrsplan Osterreich 2002 auf einem
einfachen Kilometersatz ohne ausreichende Kenntnis der Sensibilitiit des
Raumes basiert. Im Vorprojekt sei ebenfalls nicht die Notwendigkeit des
gesamten MaBnahmenbiindels zur Erlangung der Umweltvertriglichkeit
gesehen worden.

Laut Mitteilung der Niederdsterreichischen Landesregierung seien erst
im Zuge der Erstellung des Einreichprojekts in den Jahren 2000 bis 2002
aufgrund des Detaillierungsgrads und der Diskussion mit Betroffenen wesent-
liche Details (z.B. lingere Abschnitte der Trasse in Tieflage, Griinbriicken,
okologische AusgleichsmaBnahmen) herausgearbeitet worden; diese hit-
ten zu einer Kostensteigerung gefiihrt.

Nach Ansicht des RH musste bereits beim Vorprojekt absehbar gewesen
sein, dass sowohl die Herstellung einer vierspurigen BundesstraBe als
auch einer Autobahn hohe Zusatzkosten fiir 6kologische Ausgleichs-
maBnahmen erfordern wiirde. Mit den Erfahrungen aus dem Bau der
A 4 Ost Autobahn wire eine Grobschitzung der Kostenkomponenten
zumutbar gewesen. Die Aussage betreffend die Kostenschitzung des
Generalverkehrsplans Osterreich 2002 erachtete der RH deshalb als
nicht tiberzeugend.
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22 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen der ASFINAG
Bau Management GmbH und den Lindern Burgenland und Nieder-
osterreich wiren so rasch wie moglich abzuschlieBen.

(2) Verfahren zur Sicherung von BundesstraBenplanungsgebieten soll-
ten auch in Hinkunft verstirkt durchgefiihrt werden.

(3) Zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren fiir Bundes-
straBBen sollte fiir eine ausreichende personelle Ausstattung der zu-
stindigen Abteilung im BMVIT gesorgt werden.

(4) Bei der Forderung von Begleit- und AusgleichsmaBnahmen durch
die Behorde sollten auch die Kriterien der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit beriicksichtigt werden.

(5) Die Schitzung der Projektkosten sollte bereits in frithen Pla-
nungsphasen realitidtsnah erfolgen.
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Wirtschaft und Arbeit

IAF-Service GmbH

Die Bundesregierung verfolgte mit der im Jahr 2001 erfolgten Aus-
gliederung der Insolvenz-Entgeltsicherung in die [AF-Service GmbH
unter anderem das Ziel, die durchschnittliche Verfahrensdauer von
sechs auf drei Monate zu verkiirzen. Dieses Ziel konnte bisher nicht
erreicht werden. Zwar verkiirzte sich der Zeitraum von der Antrag-
stellung bis zur ersten Auszahlung von Insolvenz-Ausfallgeld gering-
fiigig; die gesamte Verfahrensdauer blieb aber nahezu unverindert.

Die Geschiftsstellen Wien und Graz benétigten fiir die Enderledigung
groBtenteils mehr als doppelt so lange wie jene in Eisenstadt oder
Innsbruck. Der Geschiftsfiihrung der Gesellschaft gelang es bis zum
ersten Halbjahr 2004 nicht, diese Unterschiede auszugleichen.

Die Verlagerung der Personal- und Sachkosten auf den Insolvenz-
Ausfallgeld-Fonds fiihrte zu einer Entlastung des Bundeshaushal-
tes von jahrlich etwa 3,5 Mill. EUR bis 4 Mill. EUR. Die Anzahl der
Mitarbeiter der IAF-Service GmbH stieg seit der Ausgliederung 2001
bis Ende 2004 von 94 auf 116. Mit der Ubernahme der Buchhal-
tung fiir den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds und von Aufgaben der
Finanzprokuratur sowie aufgrund der IT-unterstiitzten Antragsbe-
arbeitung gelang es, Synergien zu niitzen und Verfahrensschritte
zu vereinfachen.

Die IAF-Service GmbH verfiigte zwar iiber ein Unternehmenskon-
zept, ein strategisches Controlling und ein Leitbild fehlten aber. Das
2004 eingerichtete operative Controlling umfasste nur einen Teil des
Unternehmens. Die bisher erstellten Berichte beinhalteten weder ein
Management Summary noch Abweichungsanalysen, sondern iiber-
wiegend statistische Auswertungen.

Eine in der Geschiftsstelle Wien 2003 aufgrund der hohen Akten-
riickstinde durchgefiihrte Primienaktion verursachte Kosten von
rd. 65.000 EUR. Dies fiihrte zwar kurzzeitig zu einem Riickgang der
Aktenstinde, diese stiegen aber 2004 bereits wieder an.
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Kenndaten der IAF-Service GmbH

Eigentiimer 100 % Republik Osterreich

IAF-Service-GmbH-Gesetz, BGBI. I Nr. 88/2001 i.d.g.F.
Insolvenz-Engeltsicherungsgesetz, BGBI. Nr. 324/1977 i.d.g.F.

Rechtsgrundlage

Unternehmensgegenstand Besorgung von Aufgaben auf dem Gebiet der Insolvenz-Entgelt-
sicherung, Betriebsfithrung und die Besorgung aller Geschifte des
Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds

Gebarungsentwicklung August
bis Dezember 2001

Ertrige 3,58
- davon Aufwandsersatz IAF 3,57
- davon sonstige Ertrige 0,01

Aufwendungen 3,48
- davon Sachaufwand 1,46
- davon Personalaufwand 2,02

Mitarbeiter jeweils

zum 31. Dezember 104

2002

8,63
8,57
0,06

8,63
3,24
5,39

112

in Mill. EUR

Anzahl

2003

8,19
8,16
0,03

8,22
3,01
5,21

115

2004

8,28
8,23
0,05

8,31
2,92
5,39

116

Priifungsablauf und

1 Der RH iiberpriifte von Mai bis Juli 2004 die Gebarung der IAF-Ser-

-gegenstand vice GmbH hinsichtlich der 2001 erfolgten Ausgliederung der Insol-
venz-Entgeltsicherung. Zu dem im November 2004 iibermittelten Prii-
fungsergebnis nahmen die IAF-Service GmbH im Janner 2005 und
das BMWA im Februar 2005 Stellung. Der RH erstattete seine Gegen-

duBerung im Mérz 2005.

Insolvenz-Entgeltsicherung

Aufgaben, Ziele und

2 Die Insolvenz-Entgeltsicherung dient der Sicherung der Anspriiche

Strategien der Arbeitnehmer im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers. Zu diesem
Zweck existiert seit 1977 der Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds (IAF), der
dhnlich einer Versicherung das Ausfallrisiko fiir die Arbeitnehmeran-
spriiche tibernimmt. Dotiert wird der IAF durch Beitrdge der Arbeitgeber
in Form eines Zuschlages zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag. Er ist
als juristische Person des 6ffentlichen Rechts im BMWA angesiedelt.
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3.1

3.2

IAF-Service GmbH

Im August 2001 wurde die bescheidméBige Zuerkennung von Insol-
venz-Ausfallgeld auf die neu gegriindete IAF-Service GmbH iiber-
tragen und aus der Bundesverwaltung ausgegliedert. Die Vertretung
des IAF verblieb weiterhin beim Bundesminister fiir Wirtschaft und
Arbeit.

Der Gesetzgeber definierte als Unternehmensgegenstand der IAF-Ser-
vice GmbH die Besorgung von Aufgaben auf dem Gebiet der Insol-
venz-Entgeltsicherung und die Betriebsfiihrung und Besorgung aller
Geschifte des IAF. Dabei waren vor allem die folgenden von der Bun-
desregierung genannten Ziele der Ausgliederung zu beachten:

- Entlastung des Bundeshaushalts,

- Nutzung von Synergiepotenzialen, vor allem durch Entwicklung
einer IT-Losung,

- Beschleunigung der Verfahren von sechs auf drei Monate,
- Steigerung der Einbringungsrate um 20 %,
- Verrechnung von Stundungszinsen.

Das von der Geschiftsfithrung erstellte Unternehmenskonzept bein-
haltete als Hauptziel die Sicherstellung der schnellstméglichen Aus-
zahlung von Insolvenz-Ausfallgeld unter Beachtung der Grundsatze
von Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit. Aus diesem
Hauptziel leiteten sich weitere Ziele ab, wie z.B. die Beschleunigung
der Verfahren, die Optimierung des Datentransfers sowie die raschere
und hochstmogliche Einbringung von Forderungen gegeniiber insol-
venten Betrieben. Ein fiir die gesamte Unternehmung geltendes Leit-
bild fehlte allerdings.

Der RH bemingelte die fehlende Strukturierung des Unternehmens-
konzepts, aus dem nicht hervorging, welche Organisationseinheit bis
zu welchem Zeitpunkt und in welchem AusmaB zur Zielerfillung bei-
tragen sollte. Er empfahl die Einrichtung eines strategischen Control-
lings und die Erstellung eines Leitbildes.
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4.1

4.2

4.3

4.4
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Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH sei die Erstellung eines
Leitbildes fiir das gesamte Unternehmen im Jahr 2005 geplant.

Laut Stellungnahme des BMWA habe der Aufsichtsrat von der Geschiifts-
fiihrung einen Erfolgsbericht zum Jahresarbeitsprogramm eingefordert,
der aufzeige, welche Punkte der einzelnen Organisationseinheiten in
Arbeit seien, welche verschoben werden bzw. welche noch ausstindig
seien. Die Weiterentwicklung des Unternehmenskonzepts solle die stra-
tegischen Ziele quantifizieren sowie konkrete Malnahmen zur Ziel-
erreichung definieren und noch im Jahr 2005 dem Aufsichtsrat vor-
gelegt werden.

Die Gesellschaft war bei der Betriebsfiihrung des IAF dazu verpflichtet,
finanzielle Nachteile zu vermeiden. Es bestand allerdings aufgrund der
Rechtslage, die oftmals nur das blofe Glaubhaftmachen von Ansprii-
chen erforderte, die Moglichkeit der missbriauchlichen Inanspruch-
nahme von Insolvenz-Ausfallgeld.

Der RH empfahl einen Informationsaustausch mit anderen Behdrden
und die Sammlung von entsprechenden Daten in den hauptsidchlich
von Missbrauch betroffenen Branchen.

Die IAF-Service GmbH wies in ihrer Stellungnahme auf das Fehlen
ausreichender gesetzlicher Bestimmungen und auf bereits bestehende
Kontakte zu den Gebietskrankenkassen und Finanzdmtern hin.

Laut Stellungnahme des BMWA wiirden legistische MaBnahmen zur
Vermeidung missbriuchlicher Inanspruchnahme von Insolvenz-Aus-
fallgeld auf ihre Realisierbarkeit iiberpriift und gegebenenfalls mit einer
der ndchsten Novellen zum Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz umge-
setzt.

Der RH beurteilte das Abwarten auf die Einfithrung neuer gesetzlicher
Bestimmungen als nicht ausreichend. Vielmehr sollte im Rahmen der
bestehenden Gesetze die Zusammenarbeit mit anderen Behdrden lau-
fend verbessert und intensiviert werden. Dies wiirde illegale Aktivita-
ten darstellen und ein effektiveres Einschreiten ermoglichen.
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Geschaftsfiihrung 5.1 Entsprechend der Vorgaben des IAF-Service-GmbH-Gesetzes bestand
die Geschiftsfithrung der Gesellschaft aus zwei Geschiftsfiihrern, die auf
jeweils fiinf Jahre zu bestellen waren. Einer der beiden 2002 bestellten
Geschiftsfiihrer {ibte von Beginn an seine Tétigkeit nur zu 75 % aus, weil
er weiterhin im BMWA tatig war. Im Jahr 2004 wurden in der Gesell-
schaft sein BeschiftigungsausmaB und seine Beziige auf 10 % reduziert,
weil er die Geschéiftsfiihrung eines anderen Unternehmens iibernahm.
Seine Position wurde im Dezember 2004 neu ausgeschrieben.

5.2 Der RH erachtete in Anbetracht der geringen GroBe der Gesellschaft,

der vom Gesetz her eng begrenzten Aufgaben und der Bestellung von
drei Prokuristen einen Geschiftsfiihrer fiir ausreichend.

6.

=

Die Geschiftsordnung fiir die Geschéftsfiihrung sah grundsétzlich
eine Aufteilung der Geschiftsbereiche vor, bestimmte Angelegenhei-
ten bedurften jedoch der Zustimmung beider Geschéftsfiihrer. Die in
den Sitzungen der Geschiftsfiihrung gefassten Beschliisse waren zu
protokollieren. Es lagen jedoch keine Protokolle vor, weil nach Ansicht
der Geschiftsfiihrer bisher keine Notwendigkeit dazu bestand und ihrer
Meinung nach die Unterzeichnung von Geschéftsstiicken als Doku-
mentation ausreiche.

6.2 Der RH wies darauf hin, dass aus der Unterzeichnung von Geschifts-
stiicken eine Entscheidungsfindung nicht nachvollziehbar war.

Aufsichtsrat 7.1 Der Aufsichtsrat der IAF-Service GmbH bestand aus vier von der Gene-
ralversammlung bestellten Kapitalvertretern und zwei vom Betriebsrat
entsandten Mitgliedern. In jedem Geschéftsjahr waren zumindest vier
Sitzungen abzuhalten. Nach der Geschéftsordnung waren die fiir die
Sitzungen erforderlichen Unterlagen gemeinsam mit der Einladung zu
versenden. In der Praxis informierte die Geschiftsfiithrung den Auf-
sichtsrat oft erst durch in den Sitzungen verteilte Tischvorlagen.

7.2 Nach Ansicht des RH war es Aufgabe der Geschiftsfiihrung, den Auf-

sichtsrat umfassend und rechtzeitig zu informieren. Die Verwendung
von Tischvorlagen sollte auf Ausnahmefille beschrinkt werden.
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Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH seien die Tischvorlagen
nur dann dem Aufsichtsrat iibergeben worden, wenn innerhalb von
14 Tagen vor Aufsichtsratssitzungen wichtige Informationen angefal-
len waren oder es sich lediglich um Informationen iiber nicht aufsichts-
ratspflichtige MaBBnahmen gehandelt habe.

Das BMWA wies darauf hin, dass der Aufsichtsrat wiederholt die recht-
zeitige Vorlage der zu den einzelnen Tagesordnungspunkten notigen
Informationen verlangt habe. Kiinftig wiirden Tischvorlagen in der-
selben Aufsichtsratssitzung eine Verschiebung der Beschlussfassung
auslosen.

Der RH entgegnete der Gesellschaft, dass die Zusammenarbeit mit
anderen Organen der Gesellschaft ein wichtiges Qualitatskriterium zur
Beurteilung der Geschiftsfithrung darstellt. Dariiber hinaus wurden
Tischvorlagen auch bei Ereignissen, die mehr als 14 Tage vor den Auf-
sichtsratssitzungen stattfanden, verwendet.

Die Aufsichtstitigkeit des BMWA im Bereich der Vollziehung der
hoheitlichen Aufgaben der IAF-Service GmbH war im § 15 des IAF-
Service-GmbH-Gesetzes geregelt. Da eine vergleichbare gesetzliche
Regelung fiir die Aufsichtstiatigkeit im privatwirtschaftlichen Bereich
fehlte, bestanden unterschiedliche Standpunkte iiber die Notwendig-
keit einer Aufsichtstitigkeit in diesem Bereich.

Mehrere vom BMWA erstellte Entwiirfe eines Aufsichtskonzepts sahen
umfangreiche Kontrollméglichkeiten sowohl im hoheitlichen als auch
im nicht hoheitlichen Bereich vor. Ein von der Geschéftsfiihrung der
Gesellschaft beauftragter Gutachter kam zum Schluss, dass nur eine
Aufsicht im hoheitlichen Bereich zuléssig sei.

Nach Meinung des RH war eine nachgingige Kontrolle des BMWA
iiber die Gebarung der Mittel des IAF durch die Gesellschaft erforder-
lich. Eine laufende Aufsicht im privatwirtschaftlichen Bereich ent-
sprach dagegen nicht den mit der Ausgliederung verbundenen Inten-
tionen einer Verwaltungsvereinfachung.

Die IAF-Service GmbH teilte mit, dass die ordnungsgemdBe Mittelver-
wendung durch den Aufsichtsrat und die Wirtschaftspriifung grund-
sdtzlich gewdhrleistet sei; sdmtliche relevanten Unterlagen wiirden
auch an die Fachaufsicht im BMWA iibermittelt werden.
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IAF-Service GmbH

Laut Stellungnahme des BMWA wiirden die Anregungen des RH im
derzeit in Ausarbeitung befindlichen Entwurf des Aufsichtskonzepts
Beriicksichtigung finden.

Nach Ansicht des RH sollte dem BMWA als fiir den IAF Verantwortli-
chem — unabhingig von der Kontrolle durch Aufsichtsrat und Wirt-
schaftspriifer — eine nachgingige Kontrolle im privatwirtschaftlichen
Bereich méglich sein.

Die insgesamt neun Geschiftsstellen der Gesellschaft befanden sich
in den Landeshauptstidten. Wahrend es aber in Vorarlberg keine
Geschiftsstelle gab, existierten in Oberdsterreich Geschiftsstellen in
Linz und in Ried im Innkreis. Der in Wien angesiedelte Geschéfts-
bereich Uberregionale Insolvenzbearbeitung iibte die Funktion einer
zehnten Geschiftsstelle aus.

Die Neuaufnahme von 24 Mitarbeitern seit der Ausgliederung ermog-
lichte es der IAF-Service GmbH, die Personalverluste auszugleichen, die
dadurch entstanden, dass rd. 20 % der mit der Vollziehung des Insol-
venz-Entgeltsicherungsgesetzes beschiftigten Mitarbeiter des Bundes
nicht in die Gesellschaft wechselten.

Die Reduktion der Standorte bot nur geringe Einsparungspotenziale;
allerdings schien es langfristig nicht sinnvoll, an den beiden Stand-
orten in Oberdsterreich festzuhalten. Die hohe Anzahl an personel-
len Neuzugingen hitte die Moglichkeit geboten, durch gezielte Per-
sonaleinsatzsteuerung eine Verringerung der Standorte zu bewirken.
Der RH regte daher an, diesbeziigliche Uberlegungen anzustellen und
bei der weiteren Personalentwicklung zu beriicksichtigen.

Die IAF-Service GmbH sagte zu, den Empfehlungen des RH zu folgen
und diese bei kiinftigen Personalaufnahmen aufzugreifen.
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Die Zentrale der Gesellschaft, der Geschiftsbereich Uberregionale Insol-
venzbearbeitung und die Geschiftsstelle Wien befanden sich in der
Operngasse im 4. Wiener Gemeindebezirk. Die Gesellschaft hatte dort
in einem Biirogebiude auf drei Etagen insgesamt 2.000 m? Biirofli-
che angemietet.

Das Mietverhiltnis war auf 15 Jahre abgeschlossen, wobei bis Méirz 2006
ein Kiindigungsverzicht bestand. Die jahrliche Miete mit Umsatzsteuer
und Betriebskosten betrug iiber 550.000 EUR. Eine Grundsatzentschei-
dung iiber den Verbleib am Standort oder eine Ubersiedlung fehlte,
obwohl in den nichsten Jahren umfangreiche Umbauarbeiten geplant
waren.

Der RH hat das Mietobjekt bereits anlésslich seiner letzten Gebarungs-
tiberpriifung als zu teuer und zu groB beméngelt (Reihe Bund 2002/4
S. 288 Abs. 15). Er empfahl, moglichst bald die notige Grundsatzent-
scheidung zu treffen.

Die IAF-Service GmbH sagte die Entscheidung zum gegebenen Zeit-
punkt nach den Grundsdtzen von Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmiBigkeit zu.

Das BMWA teilte mit, dass der Aufsichtsrat die Standortfrage inten-
siv beobachten werde.

Der Bund hatte bisher den GroBteil des Verwaltungsaufwandes fiir den
IAF zu tragen und erhielt dafiir von ihm eine Verwaltungskostenab-
geltung in Hohe von jihrlich 0,37 Mill. EUR. Zusitzlich hatte der IAF
eine Pauschalabgeltung an die Finanzprokuratur — fiir deren Vertre-
tungstatigkeit im Insolvenzverfahren — in gleicher Hohe zu leisten.

Seit der Ausgliederung der IAF-Service GmbH musste der IAF deren
Aufwand iibernehmen. Die dafiir bendtigten Mittel lagen jéhrlich bei
tiber 8 Mill. EUR und enthielten die gesamten Personal- und Sachkos-
ten der IAF-Service GmbH sowie die inzwischen neu geregelte Abgel-
tung an die Finanzprokuratur.

Der RH errechnete die laufende Entlastung des Bundeshaushalts durch
den Wegfall von rd. 75 Vollbeschiftigungsiquivalenten mit etwa 3,5 Mill.
EUR bis 4 Mill. EUR. Eine Anderung am Vermégen des Bundes trat aller-
dings nicht ein, weil dieser zu 100 % Eigentiimer des IAF ist.
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Im Jahr 2002 iibernahm die [AF-Service GmbH die Buchhaltung fiir
den IAF vom BMSG. Dadurch war es mdéglich, die iiber eine neu ent-
wickelte Software erstellten Bescheiddaten direkt in die Buchhaltung
einzuspielen und mittels Telebanking an die Bescheidempfanger aus-
zuzahlen. Somit gelang es der Gesellschaft, den Zeitraum zwischen
Bescheiderstellung und Auszahlung von durchschnittlich drei Wochen
auf wenige Tage zu verkiirzen.

Mit der neuen Software wurde eine wichtige Voraussetzung geschaf-
fen, um das Ziel einer rascheren Auszahlung von Insolvenz-Ausfall-
geld zu erreichen.

Im September 2003 kam es zu einer neuen Vereinbarung zwischen der
IAF-Service GmbH und der Finanzprokuratur. Die Gesellschaft {iber-
nahm ab diesem Zeitpunkt die allgemeine Wahrnehmung der Interes-
sen des IAF (z.B. die generelle Geltendmachung von Masse- und Kon-
kursforderungen), wihrend die Aufgaben der Finanzprokuratur auf
die rein anwaltliche Vertretung beschrankt wurden. Eine Folge davon
war die vollstindige Integration des Mahnwesens in die Buchhaltung
fiir den IAF. Die Verzinsung der auf den IAF {ibergegangenen Forde-
rungen unterblieb, wobei ein Problem darin lag, dass im Insolvenz-
verfahren aufgrund der Rechtslage Zinsen teilweise gar nicht geltend
gemacht werden durften.

Nach Ansicht des RH stellte die Ubernahme des Mahnwesens durch die
Gesellschaft eine zweckméaBige MaBnahme dar. Er empfahl, das Volu-
men moglicher Zinsertrige dem notigen Aufwand fiir Programmie-
rung und Verrechnung gegeniiberzustellen. Im Falle eines Mehrertra-
ges wiren kiinftig Stundungs- und Verzugszinsen zu verrechnen.

Die IAF-Service GmbH sagte zu, die Empfehlung des RH aufzugreifen.

177

185 von 201



186 von 201

[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument
Vollziehung des 14 Die Geschiftsstellen der Gesellschaft waren fiir die Durchfiihrung der
Insolvenz-Entgelt- Verfahren iiber die Zuerkennung von Insolvenz-Ausfallgeld zustéin-
sicherungsgesetzes dig und entschieden dariiber mittels Bescheid. Seit 2002 erfolgten die

15.1

15.2

15.3

15.4

178

meisten Verfahrensschritte IT-unterstiitzt.

Die Antragsteller machten fiir gewohnlich in ihren Antrigen verschie-
dene Anspriiche geltend. Dabei handelte es sich beispielsweise um
das laufende Entgelt, die Weihnachtsremuneration, die Abfertigung
oder die Kiindigungsentschadigung. Fiir die Sachbearbeiter bestand
die Mdoglichkeit, {iber einzelne oder mehrere dieser Forderungen mit-
tels Teilbescheid vorweg zu entscheiden und die restlichen Forderun-
gen mit dem so genannten Endbescheid abschlieBend zu erledigen.

Die Anzahl der Teilbescheide betrug in den Jahren 2002 und 2003 rd.
30 % aller Bescheide. In den Teilbescheiden wurde vor allem {iber die
Forderungen betreffend das laufende Entgelt, die Weihnachtsremu-
neration und den Urlaubszuschuss entschieden. Die Anerkennungs-
rate in diesen Féllen erreichte fast 99 %. Im Vergleich dazu wurden
bei den Ubrigen geltend gemachten Forderungen ca. 92 % der bean-
tragten Summen anerkannt und ausbezahlt.

Der RH empfahl, die Anzahl der Teilbescheide zu erh6hen, um dem
vorrangigen Ziel der Existenzsicherung der Antragsteller noch besser
entsprechen zu kénnen. Angesichts der hohen Anerkennungsquote
sollten gewisse Verfahrensschritte standardisiert oder auf Kanzleikrifte
verlagert werden. Damit hitten die Sachbearbeiter mehr Zeit fiir die
komplexe Sachverhaltsermittlung bei den anderen Forderungen.

Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH sei eine weitere Standardi-
sierung kaum maglich, weil auch bei der Beurteilung des Anspruchs fiir
laufende Entgelte umfassende juristische Kenntnisse notwendig seien,
um rechtlich richtige Entscheidungen zu gewdhrleisten. Eine Verlage-
rung auf die Kanzleikrifte hitte zudem die Zersplitterung der Antrige
auf mehrere Mitarbeiter zur Folge.

Der RH nahm diese Einwénde zur Kenntnis, wies aber nochmals darauf
hin, dass es das vordringliche Ziel seiner Anregungen war, die Sach-
bearbeiter von Routinetitigkeiten zu entlasten. In Anbetracht einer
Anerkennungsquote von nahezu 99 % bei den laufenden Anspriichen
sollte die Moglichkeit einer Standardisierung gewisser Bearbeitungs-
schritte bestehen.
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Ein Hauptziel der Ausgliederung aus der Bundesverwaltung bestand
in der Beschleunigung des Verfahrens von der Antragstellung bis zur
bescheidmifBigen Zuerkennung von Insolvenz-Ausfallgeld bzw. von
der Bescheiderstellung bis zur tatsdchlichen Auszahlung der Anspriiche.
Bis zur Einfiihrung einer Softwarelésung Ende 2002 bestand kein ein-
heitliches System zur Erfassung der Akten und Daten; vielmehr fiihrte
jede Geschiftsstelle ihre eigenen Aufzeichnungen in hindischen Lis-
ten oder Excel-Tabellen.

Aufgrund fehlender Aufzeichnungen konnte der RH nur aus den im
Jahr 2000 gestellten Antrigen, nicht jedoch aus den 2000 erfolgten
Erledigungen eine Stichprobe ziehen. Diese Antrége stellte er den 2003
erfolgten Erledigungen gegeniiber.

Da die Antridge 2000 iiberwiegend vor und die Erledigungen 2003
groBtenteils nach der 2001 erfolgten Ausgliederung bearbeitet wurden,
stellte dies nach Ansicht des RH eine geeignete Methode dar, um die
Bearbeitungsdauer vor und nach der Ausgliederung zu vergleichen. Um
einen lingeren Vergleichszeitraum zu erhalten, erfolgte zusétzlich noch
die Auswertung von Erledigungen aus dem ersten Halbjahr 2004.

Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH habe der RH beim Vergleich
zwei unterschiedliche Methoden angewandt, obwohl es richtiger gewesen
wire, die fiir das Jahr 2000 gewdhlte Methode auch fiir das Jahr 2003
anzuwenden. Dies hiitte zu einer erheblichen Verkiirzung der Bearbeitungs-
dauer im Jahr 2003 gefiihrt. So hitten 97 % aller Antrige 2003 durch-
schnittlich innerhalb von rd. 4,5 Monaten erledigt werden konnen.

Der RH entgegnete, dass beim Vergleich der beiden Jahre bewusst zwei
unterschiedliche Methoden zur Anwendung kamen. Aufgrund fehlen-
der Aufzeichnungen konnte keine Stichprobe aus den 2000 erfolgten
Erledigungen gezogen werden, weil in den Geschiftsstellen nur das
Antragsdatum als Zuordnungskriterium vorhanden war. Da der RH
beabsichtigte, die Situation vor der Ausgliederung mit jener danach
zu vergleichen, wihlte er fiir 2000 eine Stichprobe aus den Antrigen,
weil diese tiberwiegend vor der Ausgliederung auch erledigt wurden.

Dagegen erschien es dem RH fiir das Jahr 2003 richtiger, die Erledi-
gungen dieses Jahres — und nicht die Antrdge — als Datenbasis zu
betrachten. Bei einer Auswahl der Antriage wéaren davon die unerle-
digten fiir den Vergleich auszuscheiden gewesen. Dies hitte zu einem
fiir die Gesellschaft zwar giinstigeren, aber nach Ansicht des RH nicht
mit dem Jahr 2000 vergleichbaren Ergebnis gefiihrt.
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17 Die Verfahrensdauer bis zur ersten Auszahlung umfasste den Zeit-
raum vom Einlangen des erstmaligen Antrages bis zur ersten Anwei-
sung von Insolvenz-Ausfallgeld. Die besondere Bedeutung der ersten
Zahlung lag in der Existenzsicherung des Antragstellers.

Unter dem Begriff Dauer der Enderledigung war der Zeitraum zwi-
schen dem Einlangen des erstmaligen Antrages und der abschlieBenden
Erledigung zu verstehen. Innerhalb dieses Zeitraumes konnten meh-
rere Teilbescheide ergangen sein und Zahlungen geleistet werden. Mit
dem so genannten Endbescheid wurden alle Forderungen eines oder
mehrerer Antrige erledigt.

18.1 In den einzelnen Geschiftsstellen betrug die

DURCHSCHNITTLICHE VERFAHRENSDAUER

BIS ZUR ERSTEN AUSZAHLUNG IN MONATEN

Geschiftsstelle Antrige 2000  Erledigungen 2003  Erledigungen im
1. Halbjahr 2004

Eisenstadt 3,88 2,77 1,89

Geschiftsbereich

Uberregional - 4,35 5,81

Graz 6,09 6,69 5,21

Innsbruck 3,39 2,85 2,41

Klagenfurt 3,50 3,73 4,30

Linz 4,25 2,97 2,89

Ried 5,18 3,48 3,16

Salzburg 8,01* 6,78 4,35

St. Polten 4,80 3,15 2,37

Wien 7,63 6,69 5,42

gewogener Mittel-

wert samtlicher

Geschiftsstellen 5,27 4,74 4,13

* Da in Salzburg kaum Teilbescheide ergingen, erfolgte die erste Anweisung von Insolvenz-
Ausfallgeld erst nach der abschlieBenden Erledigung.

Erfolgten im Jahr 2000 rd. 33 % aller ersten Zahlungen innerhalb von drei
Monaten, so lag dieser Wert im Jahr 2003 bei 46 %. Die besten Geschéfts-
stellen Eisenstadt, Innsbruck, Linz und St. Polten konnten 2003 bei zwei
Drittel ihrer Fille die erste Auszahlung innerhalb von drei Monaten durch-
fiihren; in den Geschiftsstellen Graz, Salzburg und Wien gelang dies 2003
nur bei 11 % bis 27 % aller Antrige.
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18.2 Der RH wertete die an sich geringfiigige Verkiirzung der Verfahrens-

dauer bis zur ersten Auszahlung dennoch positiv. Er wies aber auf den
noch bestehenden Verbesserungsbedarf in einzelnen Geschéftsstellen
hin. Im Durchschnitt benétigte 2003 und 2004 eine Erledigung in den
Geschiftsstellen Salzburg oder Wien nahezu mehr als doppelt so lange
wie in der Geschéftsstelle Eisenstadt.

19.1 In den einzelnen Geschiftsstellen betrug die

DURCHSCHNITTLICHE DAUER
DER ENDERLEDIGUNGEN IN MONATEN

Geschaftsstelle Antrige 2000 Enderledigungen 2003 Enderledigungen im
1. Halbjahr 2004

Eisenstadt 4,69 3,36 2,64

Geschiftsbereich

Uberregional - 5,34 7,26

Graz 7,61 7,49 8,37

Innsbruck 3,60 3,79 3,62

Klagenfurt 3,87 4,66 5,57

Linz 4,48 4,97 5,91

Ried 5,55 5,26 4,93

Salzburg 7,84 7,23 4,83

St. Polten 5,04 4,04 3,83

Wien 8,38 7,43 6,50

gewogener Mittel-

wert samtlicher

Geschiftsstellen 5,78 5,568 5,79

19.2 Das Ziel der Ausgliederung, die Verfahren auf drei Monate zu verkiirzen,

wurde noch nicht erreicht. Die durchschnittliche Dauer der Enderledi-
gungen blieb nahezu unverdndert. Die Geschéftsstellen Wien und Graz
benotigten groBtenteils mehr als doppelt so lange wie jene in Eisen-
stadt oder Innsbruck. Der RH beanstandete, dass es der Geschéftsfiih-
rung bis zum ersten Halbjahr 2004 nicht gelang, die groBen Unter-
schiede bei der Erledigungsdauer zwischen den Geschiftsstellen aus-
zugleichen.
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19.3

19.4

Controlling

Organisation 20.1

20.2

20.3

21.1
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Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH hiinge die Verfahrensdauer
wesentlich von Faktoren ab, die von ihr kaum zu beeinflussen seien, wie
etwa die Vollstindigkeit der Antrige und der zur Priifung bendtigten
Unterlagen. Dies sei auch der Grund, warum einzelne Geschdiftsstellen
eine weitaus kiirzere Verfahrensdauer aufweisen wiirden als andere.

Der RH erwiderte, dass es entgegen der Auffassung der Gesellschaft
Aufgabe der Geschéftsfithrung war, in den Geschéftsstellen einheitli-
che Rahmenbedingungen herzustellen. Die vom Controlling gelieferten
Daten sollten dem Management dazu dienen, bestehende Ungleichge-
wichte beispielsweise durch Eingriffe in die Personalverteilung auszu-
gleichen.

Das 2004 eingerichtete operative Controlling der IAF-Service GmbH
beschrénkte sich nur auf einen Teil des Unternehmens, den so genann-
ten Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz-Vollzug. Grundlage des Cont-
rollings war ein im Jahr 2003 durch eine Arbeitsgruppe — sie setzte
sich aus Mitarbeitern der IAF-Service GmbH zusammen — ausgear-
beitetes Controllingkonzept. Dieses umfasste 61 Ziele, darunter auch
solche, die vom Unternehmen gar nicht beeinflusst werden konnten.

Der RH empfahl, das operative Controlling auf alle Unternehmens-
einheiten auszudehnen, die Anzahl der Ziele zu reduzieren und diese
kiinftig eindeutiger zu definieren.

Die IAF-Service GmbH sagte zu, ab 2005 die Anzahl der Ziele auf die
am wichtigsten scheinenden zu reduzieren und diese entsprechend zu
konkretisieren.

Zwischen der Fachbereichsleitung und den jeweiligen Geschiftsstellen
wurden Zielvereinbarungen abgeschlossen; es fehlten jedoch Abwei-
chungsanalysen und Zielkorrekturen.

Als VergleichsmaBstab zwischen den Geschéftsstellen diente das Ver-
héltnis der Erledigungen zu den operativen Tatigkeiten. Der Anteil der
operativen Tatigkeiten wurde mittels aus der Vergangenheit gewon-
nener Erfahrungswerte geschitzt. Da die Sachbearbeiter nicht unmit-
telbar auf die Controllingdaten zugreifen konnten, hatten sie keinen
Uberblick iiber die Anzahl und Struktur ihrer offenen Fille.
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Nach Ansicht des RH fiihrte die Schitzung der operativen Tatigkei-
ten zu ungenauen Ergebnissen. Er regte an, kiinftig Aufzeichnungen
tiber die benotigten Ressourcen zu fiihren. Hieraus sollte der Zeitauf-
wand fiir die jeweiligen Tatigkeiten konkret ableitbar sein. Zusitz-
lich empfahl er, den Sachbearbeitern monatlich automatisierte Erinne-
rungslisten zur Verfiigung zu stellen, die jene Geschiftsfille ausweisen
sollten, bei denen zur Zielerreichung vordringlicher Handlungsbedarf
besteht.

Laut Stellungnahme der Gesellschaft wiirden kiinftig Abweichungsana-
lysen erstellt und notwendige Zielkorrekturen erfolgen. Die Geschiifts-
stellenleiter seien bereits angeleitet worden, die Schitzung der ope-
rativen Vollbeschdftigungsiquivalente zu verifizieren. Dies habe im
November 2004 zu einer entsprechenden Anpassung gefiihrt. Durch
eine IT-unterstiitzte Terminverwaltung sollen entsprechend den Emp-
fehlungen des RH ab 2005 automatisierte Erinnerungslisten zur Ver-
fiigung stehen.

Die Gesellschaft erstellte Monats— und Quartalsberichte. Die dem RH
zur Verfiigung gestellten Berichte enthielten ausschlieBlich statisti-
sche Daten und dienten den Geschiftsstellen zur Information. Abwei-
chungsanalysen und Zielkorrekturen sollten erst in einem bisher noch
nicht vorliegenden Jahresbericht aufgenommen werden. Weiters ent-
hielten die Berichte kein Management Summary*.

* Zusammenfassung der Hauptaussagen in komprimierter Form fiir Fiihrungskréfte

Der RH empfahl, den Controllingberichten ein maximal zweiseitiges
Management Summary voranzustellen. Es wire zweckmaiBig, auch
monatliche Abweichungsanalysen zu erstellen, um MaBnahmenkor-
rekturen vornehmen zu kdnnen.

Die IAF-Service GmbH sagte die Aufnahme eines Management Sum-

marys und die Vornahme von Abweichungsanalysen in ihren Quar-
talsberichten zu.
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Pramienaktion Wien 24.1
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Der Personalstand erhohte sich seit der Ausgliederung im August 2001
von 94 Mitarbeitern um rd. 23 % auf 116 Mitarbeiter im Jahr 2004.
Die groBten Zuwéachse betrafen den Fachbereich Fondsangelegenhei-
ten; in diesem verfiinffachte sich der Personalstand wegen der Uber-
nahme des Rechnungswesens fiir den IAF und von Aufgabenberei-
chen der Finanzprokuratur. Das Unternehmensbudget 2005 sah einen
Anstieg der Personalkosten auf 5,59 Mill. EUR vor. Im Jahr 2002 betru-
gen diese (ohne Dotierung der Personalriickstellungen) 4,74 Mill. EUR,
womit sich diese seit 2002 um 18 % erhdhten.

Die in der Vergangenheit vorgenommene Umstrukturierung und die
neuen Aufgabenbereiche machten einen erhohten Personalbedarf not-
wendig. Mit Abschluss dieser Phase miisste es aber mittelfristig gelin-
gen, durch verstirkten IT-Einsatz und andere RationalisierungsmaB-
nahmen Personal einzusparen.

Wegen eines sehr hohen Standes an unerledigten Akten wurde in
der Geschiftsstelle Wien vom Mérz bis Juni 2003 eine Primienak-
tion durchgefiihrt. Um die hohen Aktenriickstinde abzubauen, sollte
die Zahl der Erledigungen erhoht werden. Ausgehend von den durch-
schnittlichen Erledigungszahlen des vierten Quartals 2002 erhielten die
Sachbearbeiter ab Erreichung einer Mindestvorgabe fiir jeden zusatz-
lich erledigten Akt eine Pramie von 20 EUR.

Die Gesamtkosten wurden mit rd. 20.000 EUR geschitzt; der tatsdchli-
che Mehraufwand lag schlieBlich bei tiber 65.000 EUR, wobei an ein-
zelne Mitarbeiter Pramien von {iber 6.000 EUR ausbezahlt wurden.
Nach einem kurzfristigen Absinken der unerledigten Geschéaftsfille
stiegen diese bis Mitte 2004 wieder an.

Nach Ansicht des RH stellte die Primienaktion in der durchgefiihrten Art
und Weise eine ungeeignete MaBnahme dar. Der fiir die Auszahlung der
Pramie herangezogene Zeitraum von vier Monaten war viel zu kurz. Die
Primienhohe konnte durch die gewéhlten Kriterien nicht kalkuliert wer-
den, was sich in der mehr als dreifachen Uberschreitung der geschitzten
Kosten niederschlug.

Dem RH schien es auch nicht zweckmiBig, die Primien nur an der Erle-
digungszahl zu orientieren und keine Qualitatsvorgaben zu treffen. Diese
Aktion wirkte sich auf Mitarbeiter anderer Geschiftsstellen, die aufgrund
geringerer Aktenriickstinde und der Beschrankung der Aktion auf die
Geschiftsstelle Wien keine Pramien erlangen konnten, negativ aus.
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Der RH empfahl daher, von derartigen Pramienaktionen in Hinkunft
Abstand zu nehmen.

24.3 Laut Stellungnahme der IAF-Service GmbH wire ohne die Primienak-
tion die Anzahl der offenen Geschiiftsfille noch stirker gestiegen. Die
Primienaktion habe die Motivation der Mitarbeiter in der Geschidifts-
stelle Wien erhdht und das gewiinschte Ergebnis bei weitem iibertrof-
fen. Trotzdem werde man der Empfehlung des RH folgen und eine sol-
che Aktion in derselben Art und Weise nicht wiederholen.

24.4 Der RH wies darauf hin, dass es fiir ihn nicht nachvollziehbar war,

inwieweit die Pramienaktion in der Geschéiftsstelle Wien zu einer dau-
erhaften Motivation der Mitarbeiter fiihrte.
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25 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Es wire die Anzahl der Teilbescheide zu erh6hen und angesichts
der dabei bestehenden hohen Anerkennungsquote gewisse Verfah-
rensschritte zu standardisieren.

(2) Durch gezielte Personaleinsatzsteuerung wire eine Verringerung
der Standorte zu bewirken. Diesbeziigliche Uberlegungen sollten bei
der weiteren Personalentwicklung beriicksichtigt werden.

(3) Ein strategisches Controlling wire einzurichten und ein Leitbild
zu erstellen.

(4) Es wiren das operative Controlling auf alle Unternehmensein-
heiten auszudehnen, die Anzahl der Ziele zu reduzieren und diese
kiinftig eindeutiger zu definieren. Den Controllingberichten sollte
ein maximal zweiseitiges Management Summary vorangestellt wer-
den.

(5) Uber den Standort Operngasse wire moglichst bald die notige
Grundsatzentscheidung zu treffen.

(6) Im Mahnverfahren wiren im Falle eines Mehrertrages (mogliche
Zinsertrige abziiglich Verrechnungsaufwand) kiinftig Stundungs-
und Verzugszinsen zu verrechnen.

(7) Es sollten Informationen mit anderen Behorden ausgetauscht und

entsprechende Daten in den hauptsichlich von Missbrauch betrof-
fenen Branchen gesammelt werden.

Wien, im August 2005
Der Prisident:

Dr. Josef Moser
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Entscheidungstrager

ANHANG

Entscheidungstrager
(Aufsichtsratsvorsitzende und
deren Stellvertreter

sowie Vorstandsmitglieder)

der iiberpriiften Unternehmungen

Anmerkung:
im Amt befindliche Entscheidungstriger in Blaudruck
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Aufsichtsrat

Vorsitzender

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Geschaftsfiihrung

Entscheidungstrager

Osterreichische Autob“ahnen— und SchnellstraRen-
Gesellschaft m.b.H. (0SAG)*

Dipl.-Ing. Dr. Richard SCHENZ
(6. Juli 2002 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.-Ing. Bernhard MEINDL
(6. Juli 2002 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.-Ing. Alois SCHEDL
(6. Juli 2002 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.-Ing. Franz LUCKLER
(6. Juli 2002 bis 20. Dezember 2002)

* Aufgrund einer neue Struktur der Autobahnen- und Schnellstraen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft (ASFINAG) fiihrt ab 1. Janner 2005 die ASFINAG Bau Management
GmbH die Aufgaben der OSAG weiter. Geschéftsfiihrer ist wie bisher Dipl.-Ing. Schedl.
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Aufsichtsrat

Vorsitzender

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Geschaftsfiihrung

IAF-Service GmbH

Dr. Peter TAKACS
(1. August 2001 bis 19. August 2004)

Dr. Wolfgang TRITREMMEL

(seit 19. August 2004)

Gerhard GRUBER

(1. August 2001 bis 1. April 2005)
Dkfm. Dr. Erwein PASKA

(seit 1. April 2005)

Mag. Dr. Kurt NEUFELLNER

(1. August 2001 bis 15. Februar 2002)

Dr. Horst BEDNAR
(15. Februar 2002 bis 1. April 2005)

Mag. Karl PANNOSCH
(seit 15. Februar 2002)

Mag. Wolfgang PFABIGAN
(seit 1. April 2005)

Entscheidungstrager

191

199 von 201



200 von 201

[11-159 der Beilagen X XI1. GP - Bericht - Hauptdokument

192



[11-159 der Beilagen XXI1. GP - Bericht - Hauptdokument

Reihe Bund 2005/7

Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes
- Vergabe von Leistungs— und Forderungsstipendien

- AuBenpriifung bei den Finanzamtern
- Osterreichische Post Aktiengesellschaft —
Schwerpunkt Pensionierungen

- Bundeskellereiinspektion
- Reorganisation der Zentralstelle des BMLFUW
- Autobahnen- und SchnellstraBen-Finanzierungs—Aktiengesellschaft:

Baulos Herzogberg
- Energie-Control GmbH

Auskiinfte
Rechnungshof

1031 Wien, DampfschiffstraBe 2
Telefon (00 43 1) 711 71 - 8466

Fax (00 43 1) 712 49

17

E-Mail presse@rechnungshof.gv.at

Impressum
Herausgeber:

Redaktion und Grafik:
Druck:
Herausgegeben:

Rechnungshof

1031 Wien, DampfschiffstraBe 2
http://www.rechnungshof.gv.at
Rechnungshof

Wiener Zeitung Digitale Publikationen GmbH
Wien, im August 2005

201 von 201



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis

